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ZUSAMMENFASSUNG

Im Jahr 2022 war die internationale Nichtverbreitungs- und Abrüstungsregelung einem immer stärkeren Druck ausgesetzt. 
Zwar konnten die multilateralen Foren nach zwei Jahren einer durch die COVID-19-Pandemie verursachten Unterbrechung 
wieder regelmäßig zusammentreten, doch schwächte der rechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der grob 
gegen das Völkerrecht und die Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen verstößt, das Vertrauen zwischen den 
Akteuren weiter ab und hatte unmittelbare und schwerwiegende Auswirkungen auf alle Instrumente und Mechanismen. 
Durch die Verbreitung von Desinformation, die Verstärkung seiner aggressiven Rhetorik, die Blockade eines Konsenses 
oder die Rücknahme von Verpflichtungen zur Umsetzung bestehender Instrumente — je nach Fall — hat Russland im 
Laufe des Jahres 2022 erheblich dazu beigetragen, den internationalen Mechanismus für Nichtverbreitung und Abrüstung 
auszuhöhlen, sodass dieser mit den größten Herausforderungen seit Jahrzehnten konfrontiert ist.
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Angesichts dieser komplexen und herausfordernden Lage hielt die EU an der Anwendung der in den bestehenden 
strategischen Dokumenten — wie in der Globalen Strategie für die Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union 
(Dokument 10715/16), der Strategie der Europäischen Union gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
(Dokument 15708/03) oder den neuen Handlungslinien (Dokument 17172/08) — verankerten Leitprinzipien fest, 
darunter insbesondere

— ein wirksamer Multilateralismus unter Wahrung der zentralen Rolle und der Förderung der Universalität der globalen 
Nichtverbreitungs- und Abrüstungsarchitektur durch diplomatische Maßnahmen und finanzielle Unterstützung für 
Drittländer und internationale Organisationen,

— eine enge Zusammenarbeit mit Ländern zur Stärkung des internationalen Nichtverbreitungssystems,

— die Thematisierung von Nichtverbreitungsfragen bei bilateralen Treffen der EU im Rahmen des politischen Dialogs und 
des Dialogs über Nichtverbreitung und Abrüstung sowie bei eher informellen Kontakten und

— die wirksame und komplementäre Nutzung aller verfügbaren Instrumente und finanziellen Ressourcen zur 
Unterstützung der außenpolitischen Ziele der EU.

Im Jahr 2022 verstärkte die EU ihre strategische Schwerpunktsetzung auf Nichtverbreitung und Abrüstung durch die 
Annahme des Strategischen Kompasses der EU für Sicherheit und Verteidigung vom 21. März (Dokument 7371/22). Darin 
verpflichten sich die EU und ihre Mitgliedstaaten unter anderem, den Rahmen für Abrüstung, Nichtverbreitung und 
Rüstungskontrolle im Hinblick auf globale und regionale Herausforderungen aufrechtzuerhalten, zu unterstützen und 
weiter voranzubringen, wobei ein koordinierter Ansatz mit den Partnern zugrunde gelegt wird. Im Strategischen Kompass 
wurden unter diesen Herausforderungen folgende benannt: die Nuklearprogramme der DVRK und Irans, die wiederholte 
Anwendung chemischer Waffen, die Entwicklung und der Einsatz von neuen hochentwickelten ballistischen Flugkörpern, 
Marschflugkörpern und Hyperschallraketen, die Erweiterung der Kernwaffenarsenale Russlands und Chinas sowie die 
nuklearen Drohungen Russlands im Zusammenhang mit der Invasion Russlands in die Ukraine und die Aushöhlung der 
Rüstungskontrollarchitektur in Europa.

Im Laufe des Jahres 2022 verteidigte die EU zusammen mit ihren Mitgliedstaaten und gleichgesinnten Partnern die globale 
Architektur der Nichtverbreitung und Abrüstung in Bezug auf Massenvernichtungswaffen (MVW). Nur wenige Tage nach 
seinem Beginn verurteilte die EU den Angriffskrieg Russlands und seine Auswirkungen auf der Abrüstungskonferenz. Die 
EU beteiligte sich aktiv an den Verhandlungen über ein endgültiges Abschlussdokument auf der zehnten Konferenz zur 
Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, auf der aufgrund einer einzigen Gegenstimme — 
Russlands — kein Konsens erzielt werden konnte. Die EU trug zum Erfolg der neunten Konferenz zur Überprüfung des 
Übereinkommens über das Verbot biologischer Waffen bei, indem sie sich auf ein Abschlussdokument und einen 
Beschluss zur Einsetzung einer Sachverständigengruppe verständigte, damit unter anderem ein Mechanismus zur 
Überprüfung und Bewertung der für das Übereinkommen relevanten wissenschaftlichen und technologischen 
Entwicklungen ausgearbeitet wird und die Arbeiten zur Überprüfung wieder aufgenommen werden.

Was konventionelle Waffen anbelangt, so leistete die EU einen Beitrag zur Arbeit der wichtigsten multilateralen Foren zur 
Verhütung und Eindämmung des illegalen Handels mit solchen Waffen (Vertrag über den Waffenhandel, 
Aktionsprogramm der Vereinten Nationen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen, Übereinkommen über das Verbot von Antipersonenminen). Ferner führte die EU 
Projekte zum Kapazitätsaufbau in den Bereichen physische Sicherung, Verwaltung von Lagerbeständen, Kennzeichnung, 
Aufzeichnung oder Rückverfolgung in mehreren Regionen der Welt fort. Insbesondere setzte die EU 2022 ihre 
Zusammenarbeit mit der Ukraine in Bezug auf die Bedrohungen durch die Umlenkung von Kleinwaffen und leichten 
Waffen und den unerlaubten Handel damit fort.

Die EU setzte sich weiterhin entschlossen für multilaterale Ausfuhrkontrollregelungen als wesentliches Element bei der 
Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen ein und leistete einen Beitrag zu den internationalen 
Bemühungen um die Steuerung neu entstehender Technologien mit potenziellen Auswirkungen auf die Abrüstung. In all 
diesen Arbeitsbereichen führte die EU einen kontinuierlichen Dialog mit Drittländern und arbeitete eng mit der 
Zivilgesellschaft zusammen. Sie förderte auch weiterhin bereichsübergreifende Prioritäten wie die Unterstützung und 
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Rolle der Frau im gesamten Bereich der 
Nichtverbreitung und Abrüstung.

EINLEITUNG

Dieser Bericht spiegelt die 2022 erzielten Fortschritte bei der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen wider, die der Europäische Rat im Dezember 2003 angenommen hat (Dokument 15708/03) 
und die durch die vom Rat am 8./9. Dezember 2008 gebilligten „neuen Handlungslinien der Europäischen Union im 
Bereich der Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihrer Trägersysteme“ (Dokument 17172/08) 
ergänzt wurden. Der Vollständigkeit halber werden auch weitere Aspekte im Zusammenhang mit konventionellen Waffen 
angesprochen.

Der Schwerpunkt dieses Berichts, der keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, liegt auf den wichtigsten Entwicklungen.

ABl. C vom 20.10.2023 DE  
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Unter der Leitung des Hohen Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik trägt der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 
zusammen mit den Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission aktiv zu diesen gemeinsamen Anstrengungen bei. 
Die Sondergesandte der EU für Nichtverbreitung und Abrüstung und ihr Team arbeiten mit Drittländern, internationalen 
Organisationen und der Zivilgesellschaft zusammen, um die weltweiten Waffenbestände zu verringern, deren Umlenkung 
an Kriminelle und Terroristen zu verhindern und die Entwicklung neuer Kampfstoffe und Waffentechnologien zu 
regulieren.

Der Ratsgruppe „Nichtverbreitung und Waffenausfuhren“ kommt sowohl in ihrer Untergruppe „Nichtverbreitung und 
Abrüstung“ (CONOP) als auch in ihrer Untergruppe „Ausfuhr konventioneller Rüstungsgüter“ (COARM) eine 
entscheidende Rolle bei der Koordinierung der Standpunkte der EU, der Aufrechterhaltung internationaler Übereinkünfte 
und der Förderung der Bemühungen um Nichtverbreitung und Abrüstung zu. Die EU-Delegationen in Wien, Genf und 
New York vertreten die EU in Foren für Nichtverbreitung und Abrüstung, erstellen und koordinieren Dutzende 
Erklärungen der EU und organisieren Nebenveranstaltungen zur Förderung der Ziele der EU, womit sie zur Politikgestaltung 
beitragen.

NUKLEARFRAGEN

Im Laufe des Jahres 2022 engagierte die EU sich nach wie vor uneingeschränkt für ihre langfristigen Ziele im Bereich der 
nuklearen Abrüstung und der Nichtverbreitung, einschließlich der Universalisierung und der vollständigen, 
uneingeschränkten und wirksamen Umsetzung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV), des 
Inkrafttretens und der Universalisierung des Umfassenden Atomteststoppvertrags (CTBT) sowie der Aufnahme und des 
baldigen Abschlusses von Verhandlungen — auf der Abrüstungskonferenz — über einen Vertrag über das Verbot der 
Herstellung von spaltbarem Material für Waffenzweck (FMCT) mit dem Ziel des Verbots der Herstellung von spaltbarem 
Material für Kernwaffen oder andere Kernsprengkörper. Auch die Schaffung einer von Massenvernichtungswaffen und 
ihren Trägersystemen freien Zone im Nahen Osten blieb eine Priorität der EU. Nicht zuletzt unterstützte die EU 
nachdrücklich die Arbeit der Arbeitsgruppe I der Abrüstungskommission der Vereinten Nationen zu Nuklearfragen.

Das Verhalten Russlands im Zusammenhang mit seiner Aggression gegen die Ukraine unter schwerwiegender Verletzung 
des Völkerrechts, einschließlich der Sicherheitsgarantien, die es der Ukraine im Rahmen des Budapester Memorandums 
von 1994 gegeben hat, hat die multilaterale Arbeit in diesem Bereich, einschließlich Abrüstung, Nichtverbreitung und 
friedlicher Nutzung, ernstlich beeinträchtigt. Die EU und ihre Mitgliedstaaten benannten in Abstimmung mit 
gleichgesinnten Partnern klar die von Russland ausgehende nukleare Bedrohung, Desinformation und eklatante 
Missachtung der Sicherheit und Gefahrenabwehr in und um Nuklearanlagen in der Ukraine und arbeiteten mit der übrigen 
internationalen Gemeinschaft in dem Bemühen zusammen, die internationale Regelung in diesem Bereich zu erhalten und 
weiter zu konsolidieren. Die EU verurteilte ferner die am nichtnuklearen Status von Belarus vorgenommene Änderung als 
weitere besorgniserregende Entwicklung, die zu den inakzeptablen Versuchen, die regelbasierte europäische Sicherheitsar
chitektur neu zu definieren, hinzukommt.

Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen

Der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) ist für die EU weiterhin der Grundstein des globalen Systems 
der Nichtverbreitung von Kernwaffen, die wesentliche Grundlage der weiteren nuklearen Abrüstung nach Artikel VI NVV 
sowie ein wichtiges Element für den verstärkten Ausbau von Anwendungen nuklearer Energie zu friedlichen Zwecken 
nach Artikel IV NVV. Alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des NVV.

Nachdem die Zehnte Konferenz zur Überprüfung des NVV aufgrund der COVID-19-Pandemie dreimal verschoben worden 
war, fand sie schließlich vom 1. bis 26. August 2022 in New York statt. Die EU hat aktiv an der Überprüfungskonferenz 
teilgenommen und sechs Erklärungen abgegeben, an den Verhandlungen in den drei Hauptausschüssen teilgenommen, die 
Maßnahmen ihrer Mitgliedstaaten koordiniert, Arbeitspapiere vorgelegt (1) und Nebenveranstaltungen organisiert (2), um 
die politischen Ziele zu fördern, die in den am 15. November 2021 gebilligten Schlussfolgerungen des Rates zur zehnten 
Konferenz der Vertragsparteien zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) enthalten 
sind. Dazu gehört das Engagement dafür, die nukleare Abrüstung im Einklang mit Artikel VI des NVV voranzubringen, die 
Unterstützung für einen intensiveren Dialog, um weitere Fortschritte bei der Abrüstung zu fördern, der Nutzen konkreter 
Arbeiten zur Minderung des strategischen und nuklearen Risikos, der Wert der multilateralen Zusammenarbeit zur 

(1) Die EU hat zwei Arbeitsdokumente für die Überprüfungskonferenz vorgelegt: „Priorities of the European Union for the tenth Review 
Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons“ („Prioritäten der Europäischen Union für die zehnte Konferenz 
der Vertragsparteien zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen“) und „Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty for the 
Tenth Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons“ („Umfassender Atomteststoppvertrag für die 
zehnte Konferenz der Vertragsparteien zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen“).

(2) Folgende Nebenveranstaltungen wurden von der EU veranstaltet oder mitveranstaltet: „Reinforcing the global nuclear security architecture: 
Universalization of the International Convention for the Suppression of Acts of Nuclear Terrorism (ICSANT)“ („Stärkung der globalen Architektur 
der nuklearen Sicherheit: Universalisierung des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen (ICSANT)“), 
zusammen mit dem Büro der Vereinten Nationen für Terrorismusbekämpfung (UNOCT), „European Union Support for the Comprehensive 
Test Ban Treaty (CTBT) and its Organization“ („Unterstützung der Europäischen Union für den Umfassenden Atomteststoppvertrag (UVNV) und 
seine Organisation“), „Safeguarding in a regional arrangement“ („Schutzregelung in einer regionalen Vereinbarung“) und „Narratives on the Middle 
East Weapons of Mass Destruction-Free Zone: Historical accounts, drivers, and themes“ (Narrative zur massenvernichtungswaffenfreien Zone im 
Nahen Osten: historische Darstellungen, Akteure und Themen“), zusammen mit dem Institut der Vereinten Nationen für Abrüstungs
forschung (UNIDIR).
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Förderung der Verifikation der nuklearen Abrüstung sowie die sofortige Aufnahme und der baldige Abschluss von 
Verhandlungen im Rahmen der Abrüstungskonferenz über einen Vertrag über das Verbot der Produktion von 
Spaltmaterial für Kernwaffen oder andere Kernsprengkörper. Darüber hinaus verurteilte die EU die eklatante Verletzung 
des Budapester Memorandums durch Russland, rücksichtslose Drohungen mit dem Einsatz von Kernwaffen und andere 
unverantwortliche Handlungen gegen die nukleare Sicherheit und Sicherung in der Ukraine, insbesondere die 
rechtswidrige Beschlagnahme des Kernkraftwerks Saporischschja, die dem NVV abträglich sind.

Trotz der Anstrengungen der EU und ihrer Mitgliedstaaten, gleichgesinnter Partner und anderer Vertragsstaaten, die 
substanzielle Gespräche geführt haben mit dem Ziel, die Bedeutung des NVV zu bekräftigen, seine Umsetzung zu 
überprüfen und künftige Maßnahmen zu ermitteln, konnte kein endgültiges Konsensdokument angenommen werden, da 
Russland als einziges Land die Bezugnahmen auf das Kernkraftwerk Saporischschja im Text ablehnte. Es wurde vereinbart, 
die nächste Tagung der Überprüfungskonferenz des NVV 2026 in New York, Sitzungen des Vorbereitungsausschusses 
2023 in Wien, 2024 in Genf und 2025 in New York abzuhalten und eine Arbeitsgruppe zur weiteren Stärkung des 
Überprüfungsprozesses einzusetzen.

Internationale Atomenergie-Organisation

Die EU misst der technischen, unabhängigen und unparteiischen Arbeit der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO) über ihr gesamtes Mandat hinweg, das sich sowohl auf die Nichtverbreitung von Kernwaffen als auch auf die 
friedliche Nutzung der Nukleartechnologie erstreckt, große Bedeutung bei. Die EU unterstützt die IAEO und ihre 
Mitgliedstaaten auf vielfältige Weise. Neben der politischen Unterstützung gehören die EU und ihre Mitgliedstaaten zu den 
größten Gebern der Agentur, auch ihres Fonds für technische Zusammenarbeit. Darüber hinaus hat die EU seit 2003 die 
Tätigkeiten der IAEO im Rahmen von acht aufeinanderfolgenden Ratsbeschlüssen mit mehr als 60 Mio. EUR unterstützt. 
Der letzte und derzeit aktuelle Beschluss aus dieser Reihe ist der Beschluss (GASP) 2020/1656 des Rates vom 
6. November 2020 über die Unterstützung der Union für die Tätigkeiten der Internationalen Atomenergie- 
Organisation (IAEO) im Bereich der nuklearen Sicherung im Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (3) („IAEO VIII“). Er umfasst eine starke finanzielle Unterstützung für das 
Marie-Sklodowska-Curie-Stipendienprogramm der IAEO, mit dem junge Frauen ermutigt werden sollen, in den Bereichen 
Nuklearwissenschaft und -technologie, nukleare Sicherheit und Sicherung, Nichtverbreitung und Nuklearrecht zu studieren 
und zu arbeiten.

Aufgrund der schwerwiegenden Auswirkungen der Aggression Russlands gegen die Ukraine auf die nukleare Sicherheit und 
Sicherung wurden 2022 2,2 Mio. EUR aus dem Haushalt des Beschlusses (GASP) 2020/1656 für die Unterstützung der 
Ukraine bei der Aufrechterhaltung ihres Systems der nuklearen Sicherung umgewidmet. (4)

Das Sicherungssystem der IAEO ist ein grundlegender Bestandteil des Systems der Nichtverbreitung von Kernwaffen, und 
den Verifikationstätigkeiten der Agentur kommt bei der Umsetzung des NVV eine unverzichtbare Rolle zu. Die EU 
unterstützt die Stärkung des IAEO-Sicherungssystems und ist nach wie vor der Auffassung, dass umfassende Sicherungs
abkommen zusammen mit dem Zusatzprotokoll den derzeitigen Verifikationsstandard im Rahmen des NVV darstellen, 
und sie fordert weiterhin den universellen Beitritt zu ihnen. Im Jahr 2022 konzentrierten sich die Kontakte zu Drittländern 
auf die Förderung der Universalisierung des Übereinkommens über umfassende Sicherungsmaßnahmen und seines 
Zusatzprotokolls sowie des geänderten Protokolls betreffend kleine Mengen (SQP).

Die enge Zusammenarbeit zwischen Euratom und der IAEO auf der Grundlage des IAEO-EURATOM-Übereinkommens 
von 1973 ermöglicht die Durchführung wirksamer und effizienter Sicherungsmaßnahmen in Europa.

Die EU unterstützt aktiv das IAEO-Sicherungssystem, auch durch die finanzielle Unterstützung des IAEO-Netzes der 
Analyselaboratorien, sowie die Förderung des Staatlichen Rechenschafts- und Kontrollsystems für Kernmaterial (SSAC) in 
den Partnerländern. Ferner setzt die von der Europäischen Kommission betriebene Europäische Vereinigung für Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet der Sicherungsmaßnahmen (ESARDA) ihre internationalen Outreach-Maßnahmen im 
Wege von Absichtserklärungen mit der Afrikanischen Kommission für Kernenergie (AFCONE) und dem Asian Pacific 
Safeguards Network (Asiatisch-pazifisches Netzwerk für Sicherungsmaßnahmen) in enger Zusammenarbeit mit dem 
Institut für Kernmaterialmanagement fort. In diesem Rahmen wird mit dem Europäischen Bildungsnetz im Bereich der 
Kernenergie (ENEN) ein umfangreiches Ausbildungs- und Schulungsprojekt im Bereich der nuklearen Sicherungs
maßnahmen finanziert, einschließlich des ersten akademischen Postgraduiertenprogramms für nukleare Sicherungs
maßnahmen, und zwar in Zusammenarbeit mit der IAEO. 2022 wurde in Zusammenarbeit mit der AFCONE und 
Finnland ein neues ehrgeiziges EU-Programm auf den Weg gebracht, mit dem die nuklearen Sicherungsmaßnahmen in 
Afrika auf ein höheres Niveau gebracht werden sollen.

(3) ABl. L 372 I vom 9.11.2020, S. 4.
(4) ABl. L 257 vom 5.10.2022, S. 10.
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Zur Förderung der nuklearen Sicherheit, des Strahlenschutzes und der Anwendung effizienter und wirksamer Sicherungs
maßnahmen in Drittländern — auch im zentralasiatischen Raum — hat die EU im Zeitraum 2021-2027 einen Betrag von 
300 Mio. EUR bereitgestellt.

Die Gemeinsame Forschungsstelle (JRC) der Europäischen Kommission und die IAEO haben weiter an der Umsetzung der 
am 15. Februar 2017 unterzeichneten „Praktischen Regelungen für die Zusammenarbeit bei nuklearwissenschaftlichen 
Anwendungen“ gearbeitet, deren Ziel es ist, gemeinsame Tätigkeiten zu entwickeln und Doppelarbeit zu vermeiden, unter 
anderem in Bezug auf Bereiche wie Bodenwissenschaften, medizinische Anwendungen, Meereswissenschaften, 
Nukleardaten und Referenzmaterialien, Lebensmittelsicherheit, Erdbeobachtung und Umweltüberwachung.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten unterstützen nach wie vor entschieden das Programm für technische Zusammenarbeit der 
IAEO, unter anderem durch umfangreiche Beiträge zum Fonds für technische Zusammenarbeit und zur Initiative für die 
friedliche Nutzung (Peaceful Uses Initiative), bei denen es sich um wichtige Instrumente handelt, wenn es darum geht, die 
sichere und friedliche Nutzung der Kerntechnologie zu ermöglichen und die Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung zu verwirklichen.

Die EU und die IAEO veranstalten regelmäßig Jahrestreffen hoher Beamter zur Überprüfung und Planung ihrer breit 
angelegten Zusammenarbeit. Auch wenn die Jahrestreffen 2020 und 2021 aufgrund der Pandemie nicht stattfinden 
konnten, wurde ein enger Kontakt aufrechterhalten, und das Treffen hoher Beamter 2022 fand am 15. März in Wien statt.

Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen

Das Inkrafttreten und die Universalisierung des Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBT) sind 
Hauptziele der EU-Strategie gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen. Alle Mitgliedstaaten der EU haben ihr 
Eintreten für den Vertrag unter Beweis gestellt, indem sie ihn ratifiziert haben und sich in Erwartung seines Inkrafttretens 
bereits zu seinen Zielen bekennen. Der CTBT ist eine starke vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahme, die sowohl 
zur nuklearen Abrüstung als auch zur Nichtverbreitung beiträgt.

2022 ist die EU zwecks Unterstützung des CTBT diplomatisch tätig geworden und hat in ihren Erklärungen in den 
entsprechenden Foren und in ihren bilateralen Kontakten mit den betreffenden Anhang-II-Staaten und den nicht in 
Anhang II aufgeführten Staaten wiederholt zur Ratifizierung des Vertrags aufgerufen, darunter auf dem Treffen der Gruppe 
der Freunde des CTBT im September 2022 in New York. Die Förderung des Inkrafttretens des CTBT ist eine der 
Maßnahmen der Abrüstungsagenda des VN-Generalsekretärs „Securing Our Common Future: An Agenda for 
Disarmament“ (Unsere gemeinsame Zukunft sichern: Eine Agenda für die Abrüstung), deren Unterstützung die EU 
beschlossen hat.

Die EU wirbt konsequent für die Vorteile des CTBT und seinen Beitrag zu Frieden, Sicherheit, Abrüstung und 
Nichtverbreitung, auch bei seinen zivilen Anwendungen. Das politische und finanzielle Engagement der EU für den Vertrag 
und die dazugehörige Organisation wurde im Jahr 2022 mit der Durchführung des Beschlusses (GASP) 2020/901 des Rates 
über die Unterstützung der Union für die Tätigkeiten der Vorbereitungskommission der Organisation des Vertrags für das 
umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBTO) zur Stärkung ihrer Überwachungs- und Verifikationsfähigkeiten im 
Rahmen der Umsetzung der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (5) fortgeführt. Mit der 
finanziellen Unterstützung der EU für den CTBT wurde zur Aufrechterhaltung und Stärkung des internationalen 
Überwachungssystems (International Monitoring System, IMS) durch technische Unterstützung, Kapazitätsaufbau und 
Erleichterung der Teilnahme von Experten an Sitzungen der CTBTO, insbesondere für Entwicklungsländer, beigetragen. 
Die EU nahm aktiv an den Sitzungen der CTBTO-Vorbereitungskommission und ihrer Arbeitsgruppen A und B teil.

Nukleare Sicherung und damit zusammenhängende Aspekte

Die EU betont, dass die nukleare Sicherung weltweit weiter verstärkt werden muss, um Nuklearterrorismus zu verhindern 
und die friedliche Nutzung der Nukleartechnologie zu erleichtern. Die EU setzt sich weiterhin vorbehaltlos für das Ergebnis 
der Internationalen Konferenz über nukleare Sicherheit (ICONS 2020) ein, die im Februar 2020 stattfand. In der auf der 
Konferenz verabschiedeten Ministererklärung wird die Zusage bekräftigt, die wirksame und umfassende nukleare 
Sicherheit von Kernmaterial und sonstigen radioaktiven Stoffen und Einrichtungen aufrechtzuerhalten und zu stärken, und 
ferner die zentrale Rolle der IAEO hinsichtlich der Erleichterung und Koordinierung der internationalen Zusammenarbeit 
im Bereich der nuklearen Sicherung anerkannt. Die EU hat mit den Vorbereitungen für die nächste ICONS-Tagung im 
Mai 2024 begonnen.

(5) ABl. L 207 vom 30.6.2020, S. 15.
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Die EU verurteilte in mehreren Erklärungen auf der Generalkonferenz der IAEO und im Gouverneursrat aufs Schärfste die 
grundlose und ungerechtfertigte Aggression Russlands gegen die Ukraine, die eine ernsthafte und unmittelbare Bedrohung 
für die nukleare Sicherheit und Sicherung sowie für die Überprüfung der Sicherungsmaßnahmen in der Ukraine darstellt. 
Die EU unterstützte die diplomatischen Tätigkeiten des Generaldirektors der IAEO zur Gewährleistung der nuklearen 
Sicherheit und Sicherung der nukleartechnischen Anlagen der Ukraine sowie die fortgesetzte Präsenz der Unterstützungs- 
und Hilfsmissionen der IAEO — zu denen die EU einen finanziellen Beitrag geleistet hat — in allen ukrainischen 
Kernkraftwerken.

Die EU unterstützte die Ukraine sowohl bilateral als auch über die IAEO. Seit Beginn des Krieges ist die EU einer der 
Hauptgeber für die Ukraine und hat ihr fast 53 Mio. EUR an Hilfe im Bereich der nuklearen Sicherheit und Sicherung 
bereitgestellt, davon 5,6 Mio. EUR über die IAEO; hierzu gehörten 2,2 Mio. EUR im Rahmen der Änderung des 
Beschlusses (GASP) 2020/1656.

2022 wurden im Rahmen des Europäischen Instruments für die internationale Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit (INSC) 13 Mio. EUR für die Ukraine sowie weitere 3,4 Mio. EUR für die IAEO bereitgestellt, um unter anderem 
die Entsendung von IAEO-Personal in die wichtigsten kerntechnischen Anlagen im Land, die bilaterale Hilfe zur Wiederher
stellung der Überwachungs- und Analysekapazitäten sowie die erneute Finanzierung des Gemeinsamen Unterstüt
zungsbüros in Kiew zu unterstützen. Die EU ist derzeit auch der größte Geber des Internationalen Kontos für die 
Tschernobyl-Zusammenarbeit (ICCA) für den Wiederaufbau der Infrastruktur im Zusammenhang mit der nuklearen 
Sicherheit.

Die EU hält es für wichtig, dass alle Staaten den wichtigsten Instrumenten der nuklearen Sicherheit und Sicherung beitreten, 
wie dem geänderten Übereinkommen über den physischen Schutz von Kernmaterial (A/CPPNM) (6), dem Internationalen 
Übereinkommen zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen (ICSANT), dem Übereinkommen über nukleare 
Sicherheit (CNS) (7) oder dem Gemeinsamen Übereinkommen über die Sicherheit der Behandlung abgebrannter 
Brennelemente und über die Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle (JC) (8). Die EU wird die Staaten bei ihren 
Bemühungen um die vollständige Umsetzung dieser Übereinkommen weiterhin unterstützen.

Die EU hat erheblich zum einvernehmlichen Abschlussdokument der A/CPPNM-Überprüfungstagung, das trotz der ernsten 
politischen Lage im März 2022 zustande kam, beigetragen und es begrüßt. Die schwerwiegenden Bedrohungen der 
nuklearen Sicherheit und Sicherung infolge der Aggression Russlands gegen die Ukraine wurden in einem von der EU 
initiierten eigenständigen Dokument behandelt, das bei den Vertragsstaaten breite Unterstützung fand.

Die EU hat 2022 durch den Beschluss (GASP) 2018/1939 des Rates (9), der vom Büro der Vereinten Nationen für 
Terrorismusbekämpfung (UNOCT) und vom Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung 
(UNODC) umgesetzt wurde, die Universalisierung und wirksame Umsetzung von ICSANT weiter unterstützt. Mit diesem 
Beschluss wird Folgendes angestrebt: die Erhöhung der Zahl der Vertragsstaaten des ICSANT, die Schärfung des 
Bewusstseins für das Übereinkommen unter nationalen politischen und anderen Entscheidungsträgern sowie der 
Kapazitätsaufbau zur Unterstützung bei der Verbesserung der nationalen Rechtsvorschriften und zur Stärkung der 
Kapazitäten der nationalen Interessenträger, einschließlich Kriminalbeamten, in Bezug auf die Ermittlung, Strafverfolgung 
und Entscheidung von Rechtssachen im Zusammenhang mit Nuklearterrorismus. Gemeinsam mit Kanada und dem 
UNODC hat die EU am 12. Dezember 2022 in Wien die Veranstaltung zum zwanzigjährigen Bestehen des ICSANT 
gesponsert.

Die EU hat ihre Unterstützung für die Globale Initiative zur Bekämpfung des Nuklearterrorismus (GICNT) und für deren 
Auftrag, die globale Fähigkeit zur Verhinderung, Erkennung und Bekämpfung von Nuklearterrorismus zu stärken, 
fortgesetzt. Die EU und ihre Mitgliedstaaten beteiligen sich aktiv an der Arbeit der GICNT in allen Bereichen: Kernstrah
lungsnachweis, nukleare Forensik, Reaktion und Folgenminderung.

Die EU hat 2013 mit der IAEO praktische Regelungen über die Zusammenarbeit in technischen Fragen der nuklearen 
Sicherung unterzeichnet, die unter anderem darauf abzielen, die Koordinierung von Ausbildungsmaßnahmen und 
Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau zur Förderung und Umsetzung einer nachhaltigen Kultur der nuklearen Sicherung zu 
verbessern. Das Ausbildungszentrum der EU für nukleare Sicherung zur Aufdeckung und Bekämpfung illegaler 
Handlungen mit Kernmaterial und anderen radioaktiven Stoffen (EUSECTRA) ist seit 2013 voll betriebsfähig; seine Arbeit 
kommt den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Partnerländern zugute, zu denen auch mehrere Mitglieder der 
GICNT gehören. In dem Zentrum werden auch praktische Übungen durchgeführt, bei denen es vor allem um die 
Bekämpfung des Schmuggels von Kernmaterial geht; ferner werden dort Tätigkeiten auf dem Gebiet der nuklearen 
Forensik zur Charakterisierung von abgefangenem Kernmaterial durchgeführt. Die Europäische Kommission spielt auch 
weiterhin eine wichtige Rolle in der Arbeitsgruppe für Fragen der Grenzüberwachung (BMWG) für nukleare Sicherheit. Sie 
führt den Ko-Vorsitz der BMWG und ihrer beiden Untergruppen „Detektionstechnologien“ und „Kapazitätsaufbau“.

(6) Alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des A/CPPNM.
(7) Alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des CNS.
(8) Alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des JC.
(9) ABl. L 314 vom 11.12.2018, S. 41.
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Verifikationsregelungen und -initiativen

Die EU ist der Auffassung, dass die Weiterentwicklung multilateraler Verifikationsfähigkeiten im Bereich der nuklearen 
Abrüstung dazu beitragen könnte, eine Welt ohne Nuklearwaffen zu erreichen und zu erhalten. In diesem Zusammenhang 
haben die EU und ihre Mitgliedstaaten die Einsetzung der VN-Gruppe von Regierungssachverständigen (GGE) für die 
Verifikation der nuklearen Abrüstung sowie den Beschluss, dass deren Arbeit 2022 und 2023 fortgesetzt wird, 
uneingeschränkt unterstützt, um einen Ausgleich für Sitzungen zu schaffen, die aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht 
abgehalten werden konnten. Die EU hat ihre Beteiligung an der Internationalen Partnerschaft für die Verifikation der 
nuklearen Abrüstung (IPNDV) fortgesetzt, die vom 27. bis zum 29. Juni 2022 in Brüssel ihr erstes Präsenztreffen seit mehr 
als zwei Jahren, die Planübung JUNEX 22, abhielt. Die Vollversammlung der IPNDV fand vom 5. bis zum 9. Dezember 2022
in Sydney (Australien) statt; auf dieser Tagung bewerteten die Partner die in ihrer dritten Arbeitsphase erzielten Fortschritte, 
wobei im Mittelpunkt die Bewertung von Verifikationskonzepten durch szenariobasierte Anwendungen und die Ermittlung 
und Bewertung von Technologien, die den Verifikationszielen dienen, standen.

Regionale Fragen und Aspekte

Iran/JCPOA

Trotz der politischen Unterstützung durch die EU-Mitgliedstaaten und der intensiven internationalen diplomatischen 
Bemühungen zur Wiederaufnahme der vollständigen Umsetzung des Gemeinsamen umfassenden Aktionsplans 
(JCPOA) — einschließlich der Verhandlungen in Wien, die vom Hohen Vertreter der EU als Koordinator der Gemeinsamen 
Kommission unterstützt wurden — konnte im Laufe des Jahres 2022 keine Einigung erzielt werden. In den aufeinander
folgenden Berichten der IAEO wurde die alarmierende Beschleunigung des iranischen Nuklearprogramms dokumentiert, 
wobei das Land erheblich von seinen JCPOA-Verpflichtungen abwich, insbesondere im Hinblick auf den Ausbau seiner 
nuklearen Anreicherungskapazitäten und die Herstellung von hochangereichertem Uran. In Bezug auf die noch offenen 
Fragen im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen (an drei nicht gemeldeten Standorten ermittelte Uranpartikel) hat 
der Gouverneursrat der IAEO am 8. Juni und 17. November 2022 Resolutionen angenommen, in denen Iran aufgefordert 
wurde, mit der Agentur zusammenzuarbeiten.

Unterdessen hat die EU außerdem weiterhin die langfristige Aufgabe der IAEO, die Einhaltung der Zusagen Irans im 
Nuklearbereich zu verifizieren und zu überwachen, unterstützt. Die EU arbeitete im Bereich der zivilen Kernkraftnutzung 
mit Iran im Rahmen von Anhang III des JCPOA weiter auf dem Gebiet der nuklearen Sicherheit zusammen. Diese 
Zusammenarbeit umfasst Unterstützung für die iranische Aufsichtsbehörde für nukleare Sicherheit (INRA), Stresstests für 
das Kernkraftwerk Bushehr und die Lieferung von Ausrüstung für Irans INRA-Zentrum für nukleare Sicherheit in Teheran. 
Der Beschaffungskanal des JCPOA, der die Verbringung von Nukleargütern oder Gütern mit doppeltem Verwendungszweck 
an Iran überprüft, bleibt funktionsfähig.

In den Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Dezember 2022 bekräftigte die EU ihr Engagement und ihre kontinuierliche 
Unterstützung für die vollständige und wirksame Umsetzung des neubelebten JCPOA und rief alle Länder auf, die 
Umsetzung der Resolution 2231 (2015) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu unterstützen. Der Hohe Vertreter 
der EU in seiner Eigenschaft als Koordinator der Gemeinsamen JCPOA-Kommission ist nach wie vor fest entschlossen, mit 
der internationalen Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, um den JCPOA zu bewahren und seine vollständige Umsetzung 
sicherzustellen.

Demokratische Volksrepublik Korea (DVRK)

Im Laufe des Jahres 2022 betonte die EU, dass jeder einzelne Start aus der beispiellosen Zahl der Starts ballistischer 
Flugkörper durch die DVRK eine eklatante Verletzung der Resolutionen des VN-Sicherheitsrates und eine ernsthafte 
Bedrohung für den Frieden und die Sicherheit in der Region und auf internationaler Ebene darstellte. In den im April und 
November im Namen der EU abgegebenen Erklärungen des Hohen Vertreters wurde die Wiederaufnahme des Starts 
interkontinentaler ballistischer Raketen durch die DVRK verurteilt. In den Erklärungen der EU wurde auch ihre Solidarität 
mit der Republik Korea und Japan angesichts der Tatsache, dass die DVRK neue und ältere Arten von Kurzstreckenraketen 
startet, bekundet und erklärt, dass einige von ihnen für die Beförderung nuklearer Sprengköpfe eingesetzt werden könnten. 
Die EU machte deutlich, dass solche Handlungen — ebenso wie die fortgesetzten Aktivitäten an den Nuklearstandorten der 
DVRK — niemals als rechtmäßig akzeptiert würden. Die EU bestand darauf, dass der einzige Weg zu dauerhaftem Frieden 
und dauerhafter Sicherheit darin liegt, dass die DVRK Maßnahmen ergreift, um ihrer Verpflichtung nachzukommen, alle 
ihre Nuklearwaffen, anderen Massenvernichtungswaffen, Programme für ballistische Flugkörper und bestehenden 
Nuklearprogramme vollständig, überprüfbar und unumkehrbar aufzugeben und alle damit zusammenhängenden 
Tätigkeiten einzustellen.

Die EU-Mitgliedstaaten hielten weiterhin alle Mitglieder der Vereinten Nationen — insbesondere die Mitglieder des 
Sicherheitsrates — dazu an, die DVRK nachdrücklich zu einem Kurswechsel aufzufordern, und betonten dabei, dass das 
wirksamste Instrument zur Erreichung dieses Ziels die vollständige Umsetzung der Sanktionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen ist. Da der Sicherheitsrat weiterhin keine Maßnahmen ergriffen hat, hat die EU die Konsultationen mit 
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Partnern über andere Möglichkeiten zur Beschränkung der Finanz-, Wissens- und Bauteilströme in die DVRK, die zur 
Unterstützung ihrer illegalen Waffenprogramme genutzt werden könnten, intensiviert. In diesem Sinne hat die EU im April 
und Dezember zusätzliche restriktive Maßnahmen gegen Einzelpersonen und Einrichtungen der DVRK erlassen. Zusätzlich 
zu den 80 Einzelpersonen und 75 Einrichtungen, die im Rahmen der Sanktionen des Sicherheitsrates der Vereinten in den 
Listen aufgeführt sind, waren dann 73 Einzelpersonen und 17 Organisationen restriktiven Maßnahmen der EU 
unterworfen.

Die EU hat die in internationalen Nichtverbreitungsforen bestehenden Möglichkeiten in vollem Umfang genutzt, um die 
DVRK aufzufordern, als Nichtkernwaffenstaat unverzüglich zur uneingeschränkten Einhaltung des NVV und des IAEO- 
Übereinkommens über umfassende Sicherungsmaßnahmen zurückzukehren, das Zusatzprotokoll in Kraft zu setzen und 
den Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen zu unterzeichnen und zu ratifizieren. Die EU bestand 
weiterhin darauf, dass die Situation nur mit friedlichen Mitteln gelöst werden kann. Die EU forderte die DVRK 
nachdrücklich auf, den Dialog mit den wichtigsten Parteien wieder aufzunehmen, und bekräftigte ihre Bereitschaft, einen 
neuen diplomatischen Prozess zu unterstützen oder zu erleichtern, der auf eine vollständige, überprüfbare und 
unumkehrbare Entnuklearisierung der koreanischen Halbinsel abzielt.

Von Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen Osten

In ihrem Bekenntnis zur Umsetzung der auf der NVV-Überprüfungskonferenz 1995 angenommenen Resolution zum 
Nahen Osten wurde die EU durch die Ergebnisse der dritten Konferenz der Vereinten Nationen über die Schaffung einer 
von Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freien Zone im Nahen Osten, die vom 14. bis zum 
18. November 2022 in New York stattfand, ermutigt.

Mit dem Beschluss (GASP) 2019/938 des Rates (10) vom 6. Juni 2019 zur Unterstützung eines Vertrauensbildungsprozesses 
mit dem Ziel der Schaffung einer von Kernwaffen und allen anderen Massenvernichtungswaffen freien Zone im Nahen 
Osten, der alle Staaten in der Region frei zugestimmt haben, unterstützte die EU während des gesamten Jahres 2022 das 
UNIDIR-Projekt für eine von Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen Osten, das darauf abzielt, eine wichtige 
Forschungslücke in Bezug auf die Entwicklung des Themas im Laufe der Zeit zu schließen, analytische Kapazitäten 
aufzubauen, um neue Denkweisen in Bezug auf regionale Sicherheitsfragen und die Zone zu unterstützen, Ideen zu 
sammeln und neue Vorschläge dafür auszuarbeiten, wie ein inklusiver Dialog zwischen Experten und politischen 
Entscheidungsträgern über regionale Sicherheitsfragen und die Zone gefördert und vorangebracht werden kann. Bis Ende 
des Jahres hat die EU Gespräche über eine Phase II des Projekts aufgenommen, die darauf abzielt, ihre Unterstützung für 
die Zone über 2022 hinaus fortzusetzen.

CHEMISCHE WAFFEN

Am 29. April 2022 jährte sich das Inkrafttreten des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, 
Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen (CWÜ) zum fünfundzwanzigsten 
Mal. In einer Erklärung, die der Hohe Vertreter anlässlich dieser Gelegenheit im Namen der EU abgab, erinnerte er daran, 
dass der Einsatz chemischer Waffen durch jeden, überall, jederzeit und unter allen Umständen einen Verstoß gegen das 
Völkerrecht darstellt und als schwerstes Verbrechen von internationalem Belang — Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit — eingestuft werden kann.

Im Laufe des Jahres 2022 setzte sich die EU weiterhin uneingeschränkt dafür ein, die Verbreitung chemischer Waffen zu 
bekämpfen und die Bekämpfung der Straflosigkeit beim Einsatz chemischer Waffen zu unterstützen. Die EU setzte ihre 
entschlossene politische, diplomatische und freiwillige finanzielle Unterstützung für die Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (OVCW), das Durchführungsgremium des CWÜ, fort. Die Unterstützung wurde mit Erklärungen, 
Demarchen und freiwilligen Finanzbeiträgen im Wege von Ratsbeschlüssen zum Ausdruck gebracht. Freiwillige finanzielle 
Beiträge kamen den Kerntätigkeiten der OVCW zugute, insbesondere in den Bereichen Überprüfung und Kapazitätsaufbau, 
Einsatz der OVCW durch die Bereitstellung von Satellitenbildern sowie Aktualisierung der Kapazitäten der Cybersicherheits- 
und Informationsschutzkapazitäten der OVCW. Die EU und ihre Mitgliedstaaten waren nach wie vor die größten 
freiwilligen Geldgeber für die Einrichtung des neuen Laboratoriums der OVCW, des Zentrums für Chemie und Technologie.

Am 14. November 2022 verhängte die EU weitere restriktive Maßnahmen im Zusammenhang mit der Vergiftung von 
Alexei Nawalny und der Herstellung von Trägersystemen für chemische Waffen in Syrien (11). Bis Ende 2022 galten die 
Maßnahmen im Rahmen der Sanktionsregelung der EU für chemische Waffen für insgesamt 25 Einzelpersonen und drei 
Organisationen.

(10) ABl. L 149 vom 7.6.2019, S. 63.
(11) Durchführungsverordnung (EU) 2022/2228 des Rates vom 14. November 2022 zur Durchführung der Verordnung (EU) 2018/1542 

über restriktive Maßnahmen gegen die Verbreitung und den Einsatz chemischer Waffen (ABl. L 293 I vom 14.11.2022, S. 1).
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Im Kontext der OVCW ließ sich Russland im Rahmen seiner Aggression gegen die Ukraine auf eine Desinformations
kampagne und staatlich kontrollierte Propaganda ein, um grundlose und ungerechtfertigte Vorwürfe gegen die Ukraine 
und andere in Bezug auf Chemiewaffenprogramme zu verbreiten. Um russischer Desinformation entgegenzutreten, wies 
die EU in ihren Erklärungen darauf hin, dass sehr wohl feststeht, dass die Ukraine ein verantwortungsvolles Mitglied des 
Chemiewaffenübereinkommens ist und dieses uneingeschränkt einhält.

BIOLOGISCHE WAFFEN

Das Übereinkommen über das Verbot von biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWÜ) verbietet die Entwicklung, die 
Herstellung, den Erwerb, die Weitergabe, die Lagerung und den Einsatz von biologischen Waffen und Toxinwaffen. Es war 
der erste multilaterale Abrüstungsvertrag, mit dem eine ganze Kategorie von Massenvernichtungswaffen verboten wurde. 
Alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des BWÜ.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben aktiv zur neunten Konferenz zur Überprüfung des BWÜ beigetragen, die vom 
27. November bis zum 16. Dezember 2022 in Genf stattfand. Es war eine bedeutende Errungenschaft, dass sich die 
damaligen 184 Vertragsstaaten auf ein endgültiges Dokument einigen konnten, insbesondere unter Berücksichtigung der 
globalen Spannungen und der Blockade in anderen Foren im Zusammenhang mit dem Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine. Eines der wichtigsten Ergebnisse war der Beschluss zur Einsetzung einer Arbeitsgruppe, die zwischen 2023 
und 2026 spezifische und wirksame Maßnahmen — einschließlich möglicher rechtsverbindlicher Maßnahmen — für 
Mechanismen zur Umsetzung der Zusammenarbeit und Unterstützung gemäß Artikel X und für einen Wissenschaftlichen 
und Technologischen Beirat festlegen wird — zusätzlich zu erneuten Diskussionen über die Einhaltung und 
Überprüfung — und zur Abgabe von Empfehlungen zur Stärkung und Institutionalisierung des Übereinkommens in all 
seinen Aspekten.

Bei der Bekämpfung der Desinformationskampagne Russlands im Zusammenhang mit biologischen Waffen, mit der 
Desinformation verbreitet werden sollte, um zu versuchen, die Aggression Russlands gegen die Ukraine zu rechtfertigen, 
spielte die EU im Jahr 2022 eine aktive Rolle, wozu auch der Einsatz von Mechanismen gehörte, die in den Artikeln V 
und VI des BWÜ umrissen sind.

Im Einklang mit der Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und als langfristiger 
Unterstützer des BWÜ setzte die EU 2022 ihre konsequente Unterstützung durch die Umsetzung von zwei 
Ratsbeschlüssen fort, mit denen sie Tätigkeiten des UNODA zur Unterstützung des Kapazitätsaufbaus zur Stärkung der 
nationalen Umsetzung des BWÜ finanziert, Biosicherheitsnetze im Globalen Süden fördert, das intersessionelle Programm 
und die Vorbereitungen für die neunte Überprüfungskonferenz unterstützt, die Vertragsstaaten besser darauf vorbereitet, 
Angriffe mit biologischen Stoffen zu verhindern und darauf zu reagieren, und Instrumente für Öffentlichkeitsarbeit, 
Bildung und Engagement ermöglicht. 2022 unterstützte die EU auch weiterhin die UNODA-Initiative „Jugend für 
Biosicherheit“. Ein weiterer wichtiger Aspekt der Unterstützung durch die EU war die Universalisierung des 
Übereinkommens. Im Jahr 2022 leistete die EU einen Beitrag zur Finanzierung eines Workshops der Vereinten Nationen 
zur Universalisierung für Afrika und führte eine Demarche der EU zur Universalisierung durch, die sich an Länder richtete, 
die noch nicht Vertragsstaaten des Übereinkommens waren.

BALLISTISCHE FLUGKÖRPER

Der Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung ballistischer Flugkörper (HCoC) ist das einzige multilaterale Instrument 
für Transparenz und Vertrauensbildung im Zusammenhang mit ballistischen Flugkörpern. Die Staaten, die sich dem HCoC 
anschließen, gehen freiwillig die Verpflichtung ein, Starts von ballistischen Flugkörpern und Raumfahrt-Trägerraketen 
vorab anzukündigen und eine jährliche Erklärung abzugeben, die einen Überblick über ihre Pläne auf dem Gebiet der 
ballistischen Flugkörper und der Raumfahrt-Trägerraketen gibt.

Die EU hat den HCoC von Anfang an nachdrücklich unterstützt. Alle Mitgliedstaaten der EU haben sich dem HCoC 
angeschlossen, und die EU wendet sich regelmäßig an Staaten, die dies noch nicht getan haben, um die weitere 
Universalisierung des Kodex zu unterstützen. Derzeit haben sich 144 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen dem Kodex 
angeschlossen. Über eine Reihe aufeinander folgender Ratsbeschlüsse hat die EU seit 2008 HCoC-Outreach-Maßnahmen, 
Nebenveranstaltungen, Forschungsberichte, Expertentagungen und regionale Veranstaltungen zur Sensibilisierung für die 
Problematik finanziert. Diese Maßnahmen werden von der Fondation pour la Recherche Stratégique mit Sitz in Paris 
durchgeführt, wobei in der Regel der Vorsitz des HCoC mit einbezogen wird. 2022 wurde ein neuer Beschluss des Rates 
ausgearbeitet, mit dem die EU-Unterstützung durch eine neue Maßnahme bis 2026 verlängert wurde. (12) Hauptziele der 
Maßnahme sind die Förderung der weltweiten Geltung, die vollständige Umsetzung sowie eine bessere Einbeziehung des 
Haager Verhaltenskodex in die Bemühungen zur Eindämmung der Verbreitung ballistischer Flugkörper.

(12) Der Beschluss wurde vom Rat am 17. Januar 2023 als Beschluss (GASP) 2023/124 des Rates (ABl. L 16 vom 18.1.2023, S. 36) 
angenommen.
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Die 21. ordentliche Jahrestagung (ARM) des Haager Verhaltenskodex fand am 30. Und 31. Mai 2022 in Wien vor dem 
Hintergrund der groß angelegten militärischen Invasion Russlands in die Ukraine statt. Auf der Tagung bekräftigten die EU 
und ihre Mitgliedstaaten ihre nachdrückliche Unterstützung für den HCoC, seine weltweite Geltung, seine vollständige 
Umsetzung und sein effizientes Funktionieren. (13) Im Gegensatz zu den vorangegangenen ARM-Tagungen gab es keine 
Pressemitteilung der HCoC-Staaten.

Im Jahr 2022 bot der 20. Jahrestag des Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung ballistischer Raketen (HCoC) der EU 
die Gelegenheit, die internationale Aufmerksamkeit für den Kodex zu erhöhen, unter anderem durch verstärkte Kontakte zu 
den Staaten, die ihm noch nicht beigetreten sind (14). Die EU, die Niederlande und Frankreich haben diesen Jahrestag 
begangen, indem sie am 1. Juni in Wien eine internationale Outreach-Veranstaltung zum HCoC abhielten und im 
November im Europäischen Weltraumbahnhof in Kourou in Französisch-Guayana einen Transparenzbesuch — eine 
wichtige Transparenzmaßnahme im Rahmen des HCoC — veranstalteten.

RESOLUTION 1540 (2004) DES SICHERHEITSRATES DER VEREINTEN NATIONEN

Die EU betrachtet die Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates als eine der tragenden Säulen der internationalen 
Nichtverbreitungsarchitektur und als Kernbestandteil der globalen Bemühungen um die Prävention der Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen — einschließlich der Weitergabe an Terroristen und andere nichtstaatliche Akteure.

Der Schutz vor der Verbreitung von Material und Know-how erfordert nicht nur die Umsetzung durch nationale Rechtsvor
schriften, sondern auch eine grenz- und sektorübergreifende Durchführung und Überwachung. Die EU arbeitet mit 
Partnerländern zusammen, um deren Fähigkeit zur Einhaltung der Bestimmungen der Resolution 1540 (2004) zu stärken, 
und unterstützt die Agenturen der Vereinten Nationen bei ihrer Arbeit zur Förderung des Verständnisses und der 
Einhaltung der Resolution.

Die EU beteiligte sich aktiv an den offenen Konsultationen zur umfassenden Überprüfung der Resolution 1540 (2004) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, die vom 31. Mai bis zum 2. Juni 2022 in New York stattfanden. Die EU begrüßte 
das neue zehnjährige Mandat des Ausschusses gemäß der am 30. November 2022 angenommenen Resolution 
2663 (2022) und den Beschluss, dass der Ausschuss seine internen Leitlinien zu Fragen, die seine Expertengruppe 
betreffen, überprüfen wird. Die EU begrüßte, dass in der neuen Entschließung 2663 (2022) erstmals die konstruktive 
Mitwirkung von Frauen im Hinblick auf die weitere Stärkung der Arbeit des Ausschusses betont wird.

Die Unterstützung der EU für die Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates durch die Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen umfasst insbesondere Folgendes:

— Die Initiative der Europäischen Union für Exzellenzzentren für chemische, biologische, radiologische und nukleare 
Risiken (CBRN-Risiken) leistet erhebliche Unterstützung bei der Minderung von Risiken durch unfallbedingte Vorfälle 
oder Vorfälle natürlichen oder kriminellen Ursprungs in Partnerländern. Diese bedarfs- und nachfrageorientierte 
Initiative stärkt die sicherheitspolitische Governance bei allen Gefahren sowohl auf nationaler als auch auf regionaler 
Ebene. Mit einem Budget von fast 150 Mio. USD im Zeitraum 2021-28 unterstützen die CBRN-Exzellenzzentren den 
Kapazitätsaufbau auch durch grenzüberschreitende Übungen in Echtzeit mit 64 Ländern.

— Die EU unterstützt die Staaten bei der Minderung von CBRN-Risiken durch das EU-Ausfuhrkontrollprogramm 
zwischen Partnern für Güter mit doppeltem Verwendungszweck, dessen Schwerpunkt darauf liegt, das Risiko der 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu verringern, indem die internationale Zusammenarbeit im Bereich der 
Kontrollen des Handels mit Gütern mit doppeltem Verwendungszweck gestärkt und die nationalen und regionalen 
Kapazitäten gestärkt werden.

— Die Unterstützung seitens der EU aus dem GASP-Haushalt für andere Staaten speziell im Zusammenhang mit der 
Umsetzung der Resolution 1540 (2004) erfolgt seit 2006 über zwei Gemeinsame Aktionen des Rates und vier GASP- 
Ratsbeschlüsse (siehe Anhang II). Diese Unterstützung hat dazu beigetragen, die Zahl der Staaten, die keinen nationalen 
Bericht vorgelegt haben, und die Zahl der Staaten, die die vom 1540-Ausschuss aufgrund unvollständiger Berichte 
angeforderten zusätzlichen Angaben nicht nachgereicht haben, deutlich zu verringern. Bis 2022 belief sich diese 
Unterstützung auf insgesamt fast 9 Mio. EUR.

— Die EU unterstützt Drittländer bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus der Resolution 1540 (2004) durch die 
Umsetzung multilateraler Nichtverbreitungsverträge. Diese Unterstützung aus dem GASP-Haushalt erfolgt im Wege 
bilateraler Kooperations- und Hilfspartnerschaften sowie durch Unterstützung der Vereinten Nationen und regionaler 
Organisationen. Diese Unterstützung der Nichtverbreitungsbemühungen konzentriert sich insbesondere auf das 
Übereinkommen über das Verbot von biologischen Waffen und Toxinwaffen (BWÜ), das Chemiewaffenübereinkommen 
(CWÜ), den Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV), den Mechanismus des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen zur Untersuchung des mutmaßlichen Einsatzes chemischer und biologischer Waffen (UNSGM) und 
den Haager Verhaltenskodex.

(13) Erklärung der EU auf der 21. ordentlichen Jahrestagung des Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung ballistischer Raketen 
(HCoC), abgegeben am 30. Mai 2022 (EN)

(14) EU vereint Kräfte gegen die Verbreitung ballistischer Flugkörper (EN)
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— Es ist auch hervorzuheben, wie wichtig im Zusammenhang mit der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates 
Ausfuhrkontrollen sind, um die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu verhindern. In der Resolution werden 
die Staaten aufgefordert, geeignete und wirksame einzelstaatliche Export- und Umschlagskontrollen für Materialien im 
Zusammenhang mit nuklearen, chemischen oder biologischen Waffen oder deren Trägersystemen einzurichten, 
auszuarbeiten und aufrecht zu erhalten und gemeinschaftliche Maßnahmen zu ergreifen, um den unerlaubten Handel 
mit ihnen zu verhindern. Die EU beteiligt sich aktiv an allen multilateralen Ausfuhrkontrollregelungen im 
Zusammenhang mit Massenvernichtungswaffen sowie an der Arbeit der globalen Partnerschaftsinitiative der G7 gegen 
die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen.

KONVENTIONELLE WAFFEN

Kleinwaffen und leichte Waffen

Im Einklang mit ihrer Strategie von 2018 gegen unerlaubte Feuerwaffen, Kleinwaffen und leichte Waffen (SALW) und 
dazugehörige Munition mit dem Titel „Waffen sicherstellen, Bürger schützen“ setzte sich die EU 2022 weiterhin 
uneingeschränkt dafür ein, den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen und dazugehöriger Munition zu 
verhindern und einzudämmen und die Rechenschaftspflicht und Verantwortung in Bezug auf den legalen Handel mit 
ihnen zu fördern.

Im Laufe des Jahres 2022 führte die EU mehrere klassische SALW-Kontrollprojekte fort, wobei der Schwerpunkt auf 
Kampagnen zur freiwilligen Entwaffnung der Zivilbevölkerung, der Sammlung und Vernichtung überschüssiger SALW und 
Munition, der physischen Sicherung und Verwaltung von Lagerbeständen von Kleinwaffen und leichten Waffen und 
Munition sowie dem Aufbau von Kapazitäten für Kennzeichnung, Führung von Aufzeichnungen und Rückverfolgung lag. 
Die meisten dieser Projekte sind regional ausgerichtet und wurden mit Hilfe regionaler Organisationen durchgeführt.

Die Unterstützung für die Ukraine bei der Verteidigung ihrer nationalen Souveränität und territorialen Unversehrtheit 
gegen die rechtswidrige und grundlose militärischen Aggression Russlands durch die Bereitstellung von Waffen 
verschiedener Art an die Ukraine war eine politische Priorität und strategische Notwendigkeit für die EU und ihre 
Mitgliedstaaten. Die EU-Mitgliedstaaten waren sich darin einig, dass die Ausfuhr militärischer Ausrüstung in die Ukraine 
voll und ganz im Einklang mit den rechtlichen Verpflichtungen steht, die sich aus dem Gemeinsamen 
Standpunkt 2008/944/GASP über Waffenausfuhren und aus dem Vertrag über den Waffenhandel ergeben, sowie mit den 
ursprünglichen Elementen des Wassenaar-Arrangements, wonach dieses Arrangement nicht in das Recht der Staaten 
eingreift, rechtmäßige Mittel zu erwerben, mit denen sie sich gemäß Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen 
verteidigen können. Diese Normen verbieten Ausfuhren an einen Aggressor und nicht an einen Staat, der Opfer externer 
Aggression geworden ist. Angesichts der zahlreichen schweren Verstöße Russlands gegen die Genfer Abkommen — 
einschließlich Angriffen auf die Bevölkerung und zivile Objekte — wären Waffentransfers nach Russland gemäß dem 
Vertrag über den Waffenhandel (ATT) nicht zulässig. Die EU hat alle Vertragsstaaten des ATT stets nachdrücklich 
aufgefordert, von Transfers nach Russland abzusehen.

Aufzeichnungen über SALW und andere militärische Ausrüstung fallen in die nationale Zuständigkeit. Militärische 
Ausrüstung, Waffen und Munition, die von den EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäischen Friedensfazilität 
bereitgestellt werden, werden vom EAD auf der Grundlage der von den ukrainischen Behörden unterzeichneten und von 
den durchführenden Akteuren der EU-Mitgliedstaaten ausgestellten Wareneingangsbescheinigung sorgsam erfasst. Darüber 
hinaus besteht eine langjährige Zusammenarbeit zwischen der EU und der Ukraine in Bezug auf die Bedrohungen durch die 
Umlenkung von Kleinwaffen und leichten Waffen und den unerlaubten Handel damit. 2022 waren die wichtigsten von der 
EU finanzierten Projekte zur Unterstützung der Bemühungen der Ukraine zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen, Munition und Explosivstoffen die Beschlüsse (GASP) 2018/1788 (15) und 
(GASP) 2019/2111 (16) des Rates mit der SEESAC (UNDP) als Hauptumsetzer, der Beschluss (GASP) 2019/2009 des 
Rates (17) mit der OSZE als Hauptumsetzer und der Beschluss (GASP) 2019/2191 des Rates (18) zur Unterstützung von 
iTrace IV.

Die Ukraine wurde im EU-Aktionsplan gegen den unerlaubten Handel mit Feuerwaffen 2020-2025 als eine Schlüsselregion 
für spezifische Maßnahmen auf externer Ebene genannt. In diesem Rahmen hatte die Ukraine an der letzten 
Ministerkonferenz EU-Westbalkan im September 2021 über die Bekämpfung des illegalen Handels mit Feuerwaffen in 
Südosteuropa teilgenommen, mit der die spezifischen Maßnahmen für Südosteuropa des EU-Aktionsplans gegen den 
unerlaubten Handel mit Feuerwaffen, einschließlich der Durchführung des Fahrplans für eine umfassende SALW-Kontrolle, 
umgesetzt wurden, sowie an der Konferenz über die nationalen Kontaktstellen für Feuerwaffen.

Im Jahr 2022 hat die EU im Einklang mit den in der SALW-Strategie der EU festgelegten regionalen Prioritäten weiterhin die 
Partner im Westbalkan mit den Beschlüssen (GASP) 2018/1788 und (GASP) 2019/2111 unterstützt, wobei die SEESAC 
(UNDP) als Hauptumsetzer fungierte. Der Westbalkan ist nach wie vor der größte Empfänger regionaler Unterstützung der 

(15) ABl. L 293 vom 20.11.2018, S. 11.
(16) ABl. L 318 vom 10.12.2019, S. 147.
(17) ABl. L 312 vom 3.12.2019, S. 42.
(18) ABl. L 330 vom 20.12.2019, S. 53.
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EU für die Kontrolle konventioneller Waffen. Die Umsetzung des Fahrplans für den westlichen Balkan zur Bekämpfung des 
illegalen Waffenhandels war nach wie vor eine Priorität der EU. Darüber hinaus ist der erfolgreiche Ansatz eines regionalen 
Fahrplans für den Westbalkan zu einer Vorlage für andere regionale Initiativen zur Kontrolle konventioneller Waffen 
geworden.

Die EU nahm aktiv an der achten Zweijährlichen Tagung der Staaten zum Aktionsprogramm der Vereinten Nationen zur 
Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen 
Aspekten teil (New York, 27. Juni bis 1. Juli 2022). Die EU gab Erklärungen zu allen drei wesentlichen 
Tagesordnungspunkten ab und beteiligte sich aktiv an den Konsultationen zum Abschlussdokument.

Das von der EU vor dem Treffen vorgelegte Arbeitspapier ermöglichte es, viele Ziele der EU in das Abschlussdokument 
einfließen zu lassen. Über den von der EU und der Mehrheit der teilnehmenden Staaten unterstützten Standpunkt in Bezug 
auf Fragen wie die Aufnahme von Munition in den Geltungsbereich des Aktionsprogramms, die Formulierung in Bezug auf 
die offene Expertenarbeitsgruppe zur technischen Unterstützung und die Bezugnahme auf „Synergien“ zwischen dem 
Aktionsprogramm, dem Vertrag über den Waffenhandel und dem Feuerwaffenprotokoll konnte jedoch kein Konsens 
erzielt werden.

Seit 2013 unterstützt die EU iTrace, einen globalen Berichterstattungsmechanismus über illegale SALW und andere illegale 
konventionelle Waffen und Munition in Konfliktgebieten. Im Berichtszeitraum führte iTrace Feldoperationen in 
Konfliktgebieten im Nahen Osten, in West- und Ostafrika, in der Golfregion, in Zentralasien und in der Ukraine durch, um 
die Bemühungen zur Unterbindung des illegalen Handels mit Waffen und Munition zu unterstützen. Mit den Operationen 
in der Ukraine wurden russische und iranische fortgeschrittene Waffensysteme dokumentiert und zurückverfolgt.

Die Unterstützung und Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Rolle der Frau stehen im 
Mittelpunkt der EU-Politik sowohl intern als auch im Ausland. Im Einklang mit ihrer SALW-Strategie nimmt die EU bei der 
Konzipierung neuer Projekte zur Bekämpfung von Schusswaffengewalt und zur SALW-Kontrolle im Allgemeinen 
systematisch eine durchgängige Berücksichtigung der Geschlechterperspektive vor. Darüber hinaus unterstützte die EU 
weiterhin die Entwicklung eines international anerkannten Systems für die Validierung der Waffen- und Munitions
verwaltung zur Verhinderung der unerlaubten Verbreitung.

Ferner förderte die Union im Rahmen verschiedener politischer Dialoge auch weiterhin die Universalisierung und wirksame 
Umsetzung des ATT. Die EU setzte ihre finanzielle Unterstützung für das Programm zur Unterstützung der Umsetzung des 
Vertrags fort, indem sie Ländern in Afrika, Lateinamerika sowie Südost- und Zentralasien technische Hilfe bei der Stärkung 
ihrer nationalen Systeme im Einklang mit den Anforderungen des Vertrags zur Verfügung stellte, und sie erhielt ihre 
Unterstützung für das ATT-Sekretariat aufrecht. Die EU setzte sich auch weiterhin für wirksame Waffenausfuhrkontrollen 
in Ländern in Süd- und Osteuropa, im Kaukasus, im Nahen Osten und in Nordafrika sowie in Zentralasien ein.

Antipersonenminen

Im Jahr 2022 trug die EU weiterhin zur Sicherheit der Menschen bei, indem sie die Umsetzung des von den Vertragsstaaten 
auf der Vierten Konferenz zur Überprüfung des Übereinkommens von 1997 über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, 
der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernichtung angenommenen Aktionsplans 
von Oslo 2020-2024 unterstützte. Mit dem Beschluss (GASP) 2021/257 des Rates (19) verfolgte die EU folgende Ziele: 
a) Unterstützung der von den Vertragsstaaten unternommenen Anstrengungen zur Umsetzung der die Minenüberwachung 
und Minenräumung sowie die Aufklärung über Minengefahren und die Verringerung der Minengefahren betreffenden 
Aspekte des Aktionsplans von Oslo; b) Unterstützung der von den Vertragsstaaten unternommenen Anstrengungen zur 
Umsetzung der die Opferhilfe betreffenden Aspekte des Aktionsplans von Oslo; c) Förderung der Universalisierung des 
Übereinkommens sowie Förderung von Normen über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der 
Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernichtung; d) Unterstützung der von den Vertragsstaaten, die 
Antipersonenminen für erlaubte Zwecke zurückbehalten, unternommenen Anstrengungen, die Berichterstattungska
pazitäten auszubauen und dafür zu sorgen, dass die absolut erforderliche Mindestanzahl von Antipersonenminen nicht 
überschritten wird, sowie Alternativen zur Verwendung scharfer Antipersonenminen für Ausbildungs- und 
Forschungszwecke zu prüfen; und e) Veranschaulichung des anhaltenden Engagements der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
für das Übereinkommen und ihrer Entschlossenheit, mit den Vertragsstaaten, die bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen der Unterstützung bedürfen, zusammenzuarbeiten und ihnen Hilfe zu leisten, und dadurch 
Ausbau der führenden Rolle der EU bei der Verfolgung des durch das Übereinkommen gesetzten Ziels, dem durch 
Antipersonenminen verursachten Leiden und Sterben definitiv ein Ende zu setzen.

Anlässlich des 25. Jahrestags der Unterzeichnung des Übereinkommens über das Verbot von Antipersonenminen und 
seines großen Erfolgs brachte die Minenbekämpfungsgemeinschaft — einschließlich der Vertragsstaaten, internationaler 
Organisationen, der Zivilgesellschaft, von Überlebenden von Landminenunfällen und Minenräumern — auf der 
20. Tagung der Vertragsstaaten ihre feste Entschlossenheit zum Ausdruck, das Ziel einer minenfreien Welt bis 2025 zu 
erreichen. Mit der COVID-19-Pandemie, einem erheblichen Rückgang der globalen Mittel für Antiminenmaßnahmen und 
großen sicherheitspolitischen Herausforderungen — einschließlich des jüngsten Einsatzes von Antipersonenminen durch 
Russland in der Ukraine — wird dieses Ziel schwieriger zu erreichen sein, auch wenn das Engagement überwiegt.

(19) ABl. L 58 vom 19.2.2021, S. 41.
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Die EU ist einer der größten Geber bei der Minenräumung, der Opferhilfe und der Unterstützung der Umsetzung des 
Aktionsplans von Oslo. Neben der Förderung der Unterstützung seitens der EU durch vier Erklärungen der EU wurde die 
EU als wichtigster Partner bei der Unterstützung der Wiedereingliederung von Landminenopfern in das Alltagsleben 
anerkannt, insbesondere im Wege von Projekten in Kolumbien, Guinea-Bissau, Bosnien und Herzegowina und 
Kambodscha.

AUSFUHRKONTROLLREGELUNGEN

Die EU unterstützt uneingeschränkt die bestehenden multilateralen Ausfuhrkontrollregelungen (Australische Gruppe, 
Trägertechnologie-Kontrollregime, Gruppe der Kernmaterial-Lieferländer, Wassenaar-Arrangement und Zangger- 
Ausschuss). (20) Sie betont deren entscheidende Rolle bei der Verhinderung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
und deren Trägersystemen, bei der Umsetzung von Embargos des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und bei der 
Förderung von Transparenz und einer größeren Verantwortung bei der Verbringung von konventionellen Waffen und von 
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, wodurch destabilisierende Anhäufungen verhindert werden. 
Die EU trägt zur vollständigen Umsetzung starker Nichtverbreitungsmechanismen im Rahmen der Verträge und der 
Resolutionen des VN-Sicherheitsrates bei, indem sie weltweit robuste Ausfuhrkontrollen und diesbezügliche Rechtsvor
schriften fördert. Darüber hinaus unterstützt die EU Partnerländer umfassend bei der Einrichtung oder Verbesserung ihrer 
eigenen Ausfuhrkontrollsysteme zur Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des VN-Sicherheitsrates durch die CBRN- 
Exzellenzzentren und das P2P-ATT-Programm der EU. Multilaterale Ausfuhrkontrollregelungen fördern die rechtmäßige 
Verbringung von Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, die für die internationale Zusammenarbeit 
im Bereich der friedlichen Nutzung von wesentlicher Bedeutung sind.

Vor diesem Hintergrund hat die EU im Ersten Ausschuss der Generalversammlung der Vereinten Nationen weiterhin der 
von China eingebrachten Resolution „Förderung der internationalen Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung im 
Kontext der internationalen Sicherheit“ entgegengewirkt, unter anderem durch globale Outreach-Maßnahmen und Treffen 
mit regionalen Gruppen von VN-Mitgliedstaaten vor der Abstimmung. Die EU betrachtet die Resolution als Versuch, die 
Ausfuhrkontrollregelungen dadurch zu untergraben, dass diejenigen Ausfuhrkontrollen, die im Rahmen rechtsverbindlicher 
internationaler Instrumente für Nichtverbreitungszwecke notwendig und erforderlich sind, fälschlicherweise als 
„ungebührliche Beschränkungen“ einer friedlichen Nutzung bezeichnet werden. Es gibt keine Belege für die Behauptung, 
dass die bestehenden Ausfuhrkontrollen für Nichtverbreitung und multilaterale Ausfuhrkontrollregelungen zum Nachteil 
einer friedlichen Nutzung missbraucht werden oder eine nachhaltige Entwicklung behindern.

Gruppe der Kernmaterial-Lieferländer

Die Gruppe der Kernmaterial-Lieferländer (NSG) ist bestrebt, zur Nichtverbreitung von Kernwaffen beizutragen, indem sie 
zwei Leitlinien für Nuklearexporte und Exporte mit Nuklearbezug umsetzt, die von jeder teilnehmenden Regierung im 
Einklang mit ihren nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten in Bezug auf Genehmigungsanforderungen 
umgesetzt werden. Alle EU-Mitgliedstaaten sind teilnehmende Regierungen im Rahmen der NSG. Die Europäische 
Kommission nimmt als Beobachter teil.

Die Beratungen innerhalb der NSG unterliegen der Vertraulichkeit. Die EU beteiligte sich aktiv an der Plenartagung 2022 
(Warschau, 23./24. Juni) mit Vertretern der Europäischen Kommission (TRADE/JRC) und des EAD. Zum ersten Mal in der 
Geschichte der NSG wurde keine öffentliche Erklärung angenommen.

Australische Gruppe

Die Australische Gruppe (AG) ist eine Gruppe von gleichgesinnten Ländern, die die Ausfuhrkontrollen für Chemikalien, 
biologische Agenzien und damit zusammenhängende Technologien mit doppeltem Verwendungszweck harmonisieren 
möchte. Sie hat 43 Mitglieder, darunter die EU und alle EU-Mitgliedstaaten.

Die Beratungen innerhalb der AG unterliegen der Vertraulichkeit. 2022 nahm die AG nach der COVID-19-Pandemie die 
Präsenzsitzungen wieder auf. Die EU nahm aktiv an der Vollversammlung der AG vom 4. bis zum 8. Juli in Paris teil, unter 
anderem an den Beratungen über den drohenden Einsatz chemischer und biologischer Waffen durch Russland und 
drohende Angriffe auf zivile biologische und chemische Anlagen und in deren Nähe in der Ukraine sowie über die 
gemeinsame Besorgnis über die unbegründeten Behauptungen Russlands hinsichtlich chemischer und biologischer Waffen 
einschließlich der gegen die Ukraine und die Vereinigten Staaten gerichteten Behauptungen.

(20) Die EU ist Teilnehmer an der Australischen Gruppe und ständiger Beobachter im Zangger-Ausschuss. Die Europäische Kommission 
hat Beobachterstatus in der Gruppe der Kernmaterial-Lieferländer. Gleichzeitig sorgt die EU bei allen fünf Ausfuhrkontrollregelungen 
für eine politische Koordinierung der Standpunkte der daran teilnehmenden EU-Mitgliedstaaten, etwa um Erklärungen im Namen der 
EU abzugeben.
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MTCR

Das Trägertechnologie-Kontrollregime (MTCR) ist ein informeller und freiwilliger Zusammenschluss von Ländern, die die 
Ziele der Nichtverbreitung unbemannter Trägersysteme, die Massenvernichtungswaffen transportieren können, teilen und 
die versuchen, die nationalen Ausfuhrgenehmigungsregeln, durch die die Verbreitung solcher Trägersysteme verhindert 
werden soll, zu koordinieren. Dem MTCR kommt eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der Verbreitung von 
ballistischen Flugkörpern, Marschflugkörpern und Technologien für unbemannte Luftfahrzeuge zu. Derzeit sind 
18 EU-Mitgliedstaaten Mitglieder des MTCR. Eine Frage von grundlegender Bedeutung für die EU im Zusammenhang mit 
dem MTCR ist die Blockade des Beitritts von 9 EU-Mitgliedstaaten: Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Rumänien, 
Slowakei, Slowenien und Zypern. Mit den einheitlichen Ausfuhrkontrollvorschriften der EU im Rahmen der EU-Ausfuhr
kontrollverordnung werden MTCR-Leitlinien und Kontrolllisten umgesetzt und wird sichergestellt, dass sie in allen 
EU-Mitgliedstaaten — auch in denjenigen, die noch nicht Mitglied des MTCR sind — wirksam angewandt werden.

Die Beratungen innerhalb des MTCR unterliegen der Vertraulichkeit. Die EU hat stets die Verabschiedung nachdrücklicher 
öffentlicher MTCR-Erklärungen unterstützt, die die internationale Besorgnis über die Starts von Trägerraketen und die 
umfangreiche Entwicklung von Trägertechnologie insbesondere durch Iran und die DVRK widerspiegeln. Die MTCR- 
Plenartagung 2022 fand unter dem Vorsitz der Schweiz vom 17. bis zum 21. Oktober in Montreux statt. Nach der Tagung 
wurde keine öffentliche Erklärung des MTCR veröffentlicht. Am 8. November 2022 wurde eine von den MTCR-Partnern 
angenommene „Botschaft anlässlich des 35jährigen Bestehens des Trägertechnologie-Kontrollregimes“ (EN) veröffentlicht.

Wassenaar-Arrangement

Das Wassenaar-Arrangement (WA) wurde ins Leben gerufen, um zur regionalen und internationalen Sicherheit und 
Stabilität beizutragen, indem Transparenz und größere Verantwortung bei der Verbringung von konventionellen Waffen 
und von Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck gefördert werden. Die teilnehmenden Staaten 
wenden Ausfuhrkontrollen auf alle Güter an, die in der Liste der Güter und Technologien mit doppeltem 
Verwendungszweck und in der Munitionsliste aufgeführt sind; die Listen werden von ihnen regelmäßig überprüft, um 
unerlaubte Verbringungen oder Weiterübermittlungen dieser Güter zu verhindern.

Beide Listen bilden die Grundlage für die EU-Liste der Güter mit doppeltem Verwendungszweck bzw. die Gemeinsame 
Militärgüterliste der EU, die vom Rat im Anschluss an WA-Beschlüsse regelmäßig aktualisiert werden. Die teilnehmenden 
Staaten sind bestrebt, im Rahmen ihrer nationalen Politik sicherzustellen, dass die Weitergabe dieser Güter nicht zur 
Entwicklung oder Verbesserung militärischer Fähigkeiten beiträgt, die diese Ziele untergraben, und dass sie nicht zur 
Unterstützung solcher Fähigkeiten verwendet oder von Terroristen erworben werden. Die teilnehmenden Staaten tauschen 
auch regelmäßig Informationen aus und sind verpflichtet, regelmäßig ihre Waffentransfers und ihre Verbringung/ 
Verweigerung der Verbringung bestimmter Güter und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck an 
Bestimmungsorte außerhalb des Geltungsbereichs des WA zu melden. Das WA hat 42 Teilnehmerstaaten, darunter 
26 EU-Mitgliedstaaten.

Die Beratungen innerhalb des WA unterliegen der Vertraulichkeit. 2022 fand die WA-Plenartagung am 
30. November/1. Dezember in Wien statt, die erste seit 2019 aufgrund der COVID-19-Pandemie. Sie einigte sich auf 
Aktualisierungen der beiden Kontrolllisten der Regelung.

AUFKOMMENDE TECHNOLOGIEN

Im Jahr 2022 hat die EU weiterhin ihr Verständnis von aufkommenden Technologien mit potenziellen Auswirkungen auf 
die internationale Sicherheit und Abrüstung ausgebaut und sich an internationalen Bemühungen beteiligt, diese 
Technologien zu regulieren und die von ihnen möglicherweise ausgehenden Risiken zu meistern.

2022 nahm die EU zwei Ratsbeschlüsse zu diesem spezifischen Bereich an:

— Mit dem Beschluss (GASP) 2022/2269 des Rates vom 18. November 2022 zur Unionsunterstützung für die 
Durchführung eines Projekts mit dem Titel „Förderung verantwortungsvoller Innovation auf dem Gebiet der 
künstlichen Intelligenz im Dienste von Frieden und Sicherheit“ durch das UNODA und das SIPRI unterstützt die EU ein 
stärkeres Engagement der zivilen Gemeinschaft im Bereich künstlicher Intelligenz (KI) bei der Minderung der Risiken, 
die die Umlenkung und der Missbrauch ziviler Forschung und Innovation auf dem Gebiet der KI durch 
unverantwortliche Akteure für Frieden und Sicherheit in der Welt möglicherweise darstellen.

— Mit dem Beschluss (GASP) 2022/2320 des Rates vom 25. November 2022 zur Unterstützung der Union bei der 
Durchführung eines Projekts zur „Freisetzung von Innovationen im Bereich Grundlagentechnologien und 
internationale Sicherheit“ wird die Arbeit unterstützt, die UNIDIR im Rahmen seines Sicherheits- und Technologie
programms ausführt, um die Kenntnisse und das Verständnis neuer und neu entstehender Technologien, die für die 
internationale Sicherheit von Bedeutung sind, zu unterstützen.
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Die Notwendigkeit, sicherzustellen, dass alle Waffen — auch im Bereich der aufkommenden Technologien — mit dem 
Völkerrecht und insbesondere dem humanitären Völkerrecht unter Berücksichtigung einschlägiger ethischer Erwägungen 
im Einklang stehen, hat die EU weiterhin beschäftigt. Die EU propagierte weiterhin ihren Standpunkt, dass die 
Verantwortung der Menschen für Entscheidungen über den Einsatz von Waffen aufrechterhalten werden sollte und dass die 
Rechenschaftspflicht der Menschen jederzeit und während des gesamten Lebenszyklus eines Waffensystems gewahrt 
werden muss.

Im Laufe des Jahres 2022 beteiligte sich die EU im Rahmen des Übereinkommens über das Verbot oder die Beschränkung 
des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen (CCW) weiterhin an der Gruppe von Regierungssachverständigen für 
letale autonome Waffensysteme (GGE LAWS). Die EU unterstützte die laufende Arbeit der GGE an einem zweistufigen 
Ansatz für die Regulierung von LAWS, wobei zwischen Waffensystemen auf der Grundlage neuer Technologien im Bereich 
der LAWS, die nicht im Einklang mit den Regeln und Grundsätzen des humanitären Völkerrechts eingesetzt werden dürfen, 
und Systemen, die autonome Merkmale aufweisen, aber im Einklang mit dem humanitären Völkerrecht eingesetzt werden 
können, unterschieden wird. Die EU war enttäuscht darüber, dass 2022 trotz erheblicher konzeptioneller Fortschritte keine 
Einigung auf einen substanziellen Bericht an die Vertragsstaaten des CCW zustande kam.

ZUSAMMENARBEIT MIT REFLEXIONSGRUPPEN UND NRO

Gestützt auf den Beschluss (GASP) 2010/430 des Rates (21) vom 26. Juli 2010 wurde die Durchführung der Strategie der EU 
gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen vom EU-Konsortium für Nichtverbreitung und Abrüstung, das im 
Januar 2011 die Arbeit aufgenommen hat, aktiv unterstützt. Die dritte Phase des Projekts des EU-Konsortiums für 
Nichtverbreitung und Abrüstung wurde vom 18. Mai 2018 bis zum 17. Mai 2022 gemäß dem 
Beschluss (GASP) 2018/299 des Rates (22) durchgeführt. Am 11. April 2022 hat der Rat den 
Beschluss (GASP) 2022/597 (23) erlassen, mit dem die Unterstützung der Arbeit des Konsortiums durch die EU auf den 
Zeitraum 2022-2025 ausgeweitet wurde; dabei wurde auf dem bis dahin Erreichten aufgebaut und wurden neue Projekte 
aufgenommen.

Das Konsortium hat mit seiner Arbeit maßgeblich zur Gestaltung der Politik der EU auf dem Gebiet der Nichtverbreitung 
und der Abrüstung beigetragen und der EU bei Drittländern und bei der Zivilgesellschaft ein schärferes Profil verliehen. 
Das Konsortium bildet eine Plattform für informelle Kontakte unter Fachleuten und stimuliert den Dialog zwischen den 
unterschiedlichen Interessenträgern. Seine Tätigkeiten haben dazu beigetragen, das Bewusstsein für die mit Massenvernich
tungswaffen und konventionellen Waffen verbundenen Herausforderungen zu schärfen und Lösungen zur Bewältigung 
dieser Herausforderungen zu sondieren. Es stützt sich auf ein umfangreiches Netzwerk von 109 Reflexionsgruppen und 
Forschungszentren in ganz Europa, darunter Mitglieder aus allen EU-Mitgliedstaaten sowie aus Norwegen, der Schweiz, 
Serbien, der Türkei, der Ukraine und dem Vereinigten Königreich. Im Laufe des Jahres 2022 sind drei Institute dem 
Netzwerk beigetreten.

Bei seinen Arbeiten zur Verwirklichung der Ziele des Ratsbeschlusses legt das Konsortium einen besonderen Schwerpunkt 
auf die durchgängige Berücksichtigung der Geschlechterperspektive und die Förderung der nächsten Generation von 
Forschern und Praktikern in den Bereichen Nichtverbreitung und Abrüstung sowie auf die Überbrückung der Kluft 
zwischen Natur- und Sozialwissenschaften, zwischen politischen Entscheidungsträgern und Hochschulen sowie zwischen 
Hochschulen und politischen Forschungsinstituten. Im Rahmen seines Engagements für diese Prioritäten organisiert das 
Konsortium Schulungen zur Sensibilisierung für Nichtverbreitungsfragen für graduierte und postgraduierte Studenten der 
Natur- und Ingenieurwissenschaften und führt das Programm „Next Generation and Young Women activities and 
Mentorship“ („Tätigkeiten der nächsten Generation und junger Frauen sowie Mentoring“) durch, das auch 
Informationsbesuche an Universitäten in Europa und Webinare zu sachgebundenen Themen umfasst. Bei allen 
Veranstaltungen des Konsortiums wurde die Vielfalt der Teilnehmenden und Referenten in Bezug auf Geschlecht, Alter, 
Fachwissen und geografische Vertretung gewährleistet.

Aufgrund der durch die COVID-19-Pandemie bedingten Gegebenheiten fanden einige Veranstaltungen entweder virtuell 
oder in einem hybriden Format statt. 2022 veranstaltete das Konsortium zur Durchführung verschiedener Aspekte des 
Beschlusses (GASP) 2018/299 des Rates und des Beschlusses (GASP) 2022/597 Folgendes:

— einen Einführungskurs über die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen für graduierte und postgraduierte 
Studierende in den Bereichen IT und Ingenieurwesen mit dem Titel „Die Verbreitung von Kernwaffen: Geschichte, 
Bedrohungen und Lösungen“ (23. bis 25. Februar)

— Seminare zum Thema „Aufkommende Technologien“ (24. Februar) „Stärkung der Geschlechterperspektive bei 
Abrüstung und Nichtverbreitung“ (30. März); „Nichtkernwaffen und strategische Stabilität in Europa: Theorie und 
Praxis“ (29. April); „Sicherheit, Kernwaffen und die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine“ (5. Mai); sowie „Krieg in 
der Ukraine: Auswirkungen auf die internationale Sicherheitsarchitektur, Nichtverbreitung, Abrüstung, 
Rüstungskontrolle und Ausfuhrkontrollen“ (16. bis-17. Mai)

(21) ABl. L 202 vom 4.8.2010, S. 5.
(22) ABl. L 56 vom 28.2.2018, S. 46.
(23) ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 75.
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— die 11. Konsultationstagung der EU, an der EU-Beamte und europäische Experten teilnahmen (14. bis 15. September)

— den dritten Besuch von Teilnehmern des VN-Stipendienprogramms für Abrüstungsstudien in Brüssel (14. bis 
16. September)

— die 6. Jahrestagung des europäischen Netzes unabhängiger Reflexionsgruppen für Nichtverbreitungs- und 
Abrüstungsfragen (8. November)

— die 11. Konferenz der EU über Nichtverbreitung und Abrüstung (14. bis 15. November)

— einen „Workshop für die nächste Generation“ (14. November)

— einen Einführungskurs über die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen für graduierte und postgraduierte 
Studierende der Ingenieurwissenschaften „MVW-Nichtverbreitungs- und -Abrüstungspfade“ (6. bis 8. Dezember)

Im Jahr 2022 wurden folgende Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Initiative für junge Frauen und die nächste 
Generation durchgeführt:

— Start einer zweiten Ausgabe des Mentoring-Programms für junge Frauen am 15. September (das Programm lief bis zum 
15. Mai 2023)

— zielgerichteter Workshop zum Kompetenzaufbau für junge Frauen im Rahmen der Outreach-Aktivitäten für die nächste 
Generation (17. Februar)

— Outreach-Veranstaltung der Initiative für junge Frauen und die nächste Generation (YWNGI) zum Thema „Arbeiten in 
internationalen Organisationen: Tipps and Erkenntnisse für die nächste Generation — BWÜ und OVCW“ (31. März)

— Outreach-Hochschulbesuch zum Thema „Nichtverbreitung und Abrüstung: aktuelle Herausforderungen und weiteres 
Vorgehen“ an der Universität Turin (5. Mai)

— Outreach-Hochschulbesuch mit dem Ziel, die Arbeit der EUNPDC an der Universität Roma Tre zu fördern (10. Oktober)

— Veranstaltung zum Thema „Möglichkeiten des Engagements für Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung für 
junge Berufstätige und Studierende“ (19. Oktober)

— Kompetenzaufbau-Workshop zum Thema „Nuklearer Gastbeitrag“ (18. November)

Das Konsortium hat 2022 einen monatlichen Newsletter sowie vier EU-Papiere über Nichtverbreitung und Abrüstung 
veröffentlicht. (24) Zu den Ausbildungstätigkeiten gehörten E-Learning-Kurse über Nichtverbreitung und Abrüstung und 
EU-Politik sowie die Unterstützung von sieben Praktika im Bereich Nichtverbreitung und Abrüstung bei Mitgliedern des 
Netzwerks.

DIALOG UND ZUSAMMENARBEIT MIT DRITTLÄNDERN

Im Einklang mit ihrer Strategie gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und gemäß den Schlussfolgerungen 
des Rates von 2003 hat die EU weiter daran gearbeitet, die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen in ihren 
vertraglichen Beziehungen zu Partnerländern durchgängig zu berücksichtigen. Im Jahr 2022 unterzeichnete die EU 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Thailand (25) und Malaysia (26), die spezielle Klauseln über Massenvernich
tungswaffen und konventionelle Waffen enthalten.

(24) Abrufbar unter https://www.nonproliferation.eu/activities/online-publishing/non-proliferation-papers/.
(25) Indopazifik: Europäische Union und Thailand unterzeichnen Partnerschafts- und Kooperationsabkommen — Consilium (europa.eu)
(26) Indopazifischer Raum: Europäische Union und Malaysia unterzeichnen Partnerschafts- und Kooperationsabkommen — Consilium 

(europa.eu)
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Im Laufe des Jahres hat der EAD mit einer Reihe von Partnern weiterhin Dialoge über Nichtverbreitung und Abrüstung 
geführt. 2022 fanden Dialoge über Nichtverbreitung und Abrüstung im Februar mit Indien und China und am 
22. November mit Kuba statt (im Anschluss an ein Seminar mit Vertretern der kubanischen und der europäischen 
Zivilgesellschaft am 21. November) (27). Im Dezember 2022 fand ein hochrangiger Dialog mit den USA über 
Nichtverbreitung und Abrüstung statt. Darüber hinaus wurden im Laufe des Jahres weiterhin informelle Konsultationen 
mit einer Reihe von Drittländern und internationalen Organisationen geführt. Ferner wurden Nichtverbreitungs- und 
Abrüstungsfragen weiterhin in die verschiedenen politischen Dialoge der EU mit anderen Partnern einbezogen.

Im Rahmen der G7 wurden im Jahr 2022 mehrere Erklärungen zur Nichtverbreitung und Abrüstung abgegeben — unter 
anderem von der Gruppe der für Nichtverbreitungs- und Abrüstungsfragen zuständigen Direktoren der G7 am 9. Mai (28), 
den Außenministerinnen und -ministern der G7 am 14. Mai (29) und 4. November (30) — und wurde am 28. Juni ein 
Kommuniqué der Staats- und Regierungschefs der G7 (31) herausgegeben.

(27) Kuba:Politischer Dialog über Abrüstung und Nichtverbreitung mit der EU | EAD (europa.eu) (EN)
(28) Erklärung der Gruppe der für Nichtverbreitungs- und Abrüstungsfragen zuständigen Direktoren der G7 (9. Mai 2022) — Ministerium 

für Europa und auswärtige Angelegenheiten (diplomatie.gouv.fr) (EN)
(29) 2022-05-14-g7-Kommuiniqué der Außenministerinnen und -minister (g7germany.de) (EN)
(30) Erklärung der Außenministerinnen und -minister der G7 - Auswärtiges Amt (auswaertiges-amt.de)
(31) 2022-07-14-Commuiqué der Staats- und Regierungschefs (g7germany.de) (EN)
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1. COUNCIL DECISIONS

Overview of EU Council Joint Actions and Council Decisions in the field of Non-Proliferation and Disarmament, 
including in the framework of the EU Strategy Against the Proliferation of Weapons of Mass Destruction, that 
were in force in 2022:

1.1. NUCLEAR ISSUES

1.1.1. Council Decision (CFSP) 2018/1939 of 10 December 2018 on Union support for the universalisation and 
effective implementation of the International Convention for the Suppression of Acts of Nuclear 
Terrorism (ICSANT)

Objective: With this Decision, the EU is supporting one of the key elements of the global nuclear security and 
anti-terrorism architecture, the International Convention for the Suppression of Acts of Nuclear Terrorism 
(ICSANT).

The objectives of the support are to increase the number of adherents to ICSANT, to raise awareness among 
national policy- and decision-makers, as well as capacity-building to help improve national legislation and to 
strengthen the capacity of national stakeholders, including criminal justice officials to investigate, prosecute and 
adjudicate cases of nuclear terrorism. The Council Decision aims to build synergies with ongoing EU projects in 
support for relevant international legal instruments, such as the Amendment to the Convention on the Physical 
Protection of Nuclear Material and UN Security Council Resolution 1540. The Council Decision promotes the 
universalisation and effective implementation of ICSANT through the development and maintenance of a 
password-protected website on all resources on ICSANT including examples of national legislation; the 
development of an e-learning module on ICSANT, to be translated into at least four UN official languages; the 
provision of relevant legislative assistance; capacity-building of relevant stakeholders, including criminal justice 
officials that could be involved in investigating, prosecuting and adjudicating cases involving nuclear and other 
radioactive material covered by ICSANT; the holding of global and regional workshops and country visits and by 
the collection; and the dissemination of good practices.

Implementing Agency: United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) and United Nations Office for 
Counter-Terrorism (UNOCT)

Budget: EUR 4 999 986

Official Journal: L 314, 11.12.2018, p. 41.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended twice:
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Title: Council Decision (CFSP) 2021/919 of 7 June 2021 amending Decision (CFSP) 2018/1939 on Union support 
for the universalisation and effective implementation of the International Convention for the Suppression of Acts 
of Nuclear Terrorism

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/1939 until 30 November 2022

Official Journal: L 201, 8.6.2021, p. 27.

Title: Council Decision (CFSP) 2022/2185 of 8 November 2022 amending Decision (CFSP) 2018/1939 on Union 
support for the universalisation and effective implementation of the International Convention for the Suppression 
of Acts of Nuclear terrorism

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/1939 until 30 June 2023

Official Journal: L 288, 9.11.2022, p. 80.

1.1.2. Council Decision (CFSP) 2019/938 of 6 June 2019 in support of a process of confidence-building leading 
to the establishment of a zone free of nuclear weapons and all other weapons of mass destruction in the 
Middle East

Objective:

(a) To produce a factual narrative of efforts to establish a Middle East Weapons of Mass Destruction Free Zone (ME 
WMDFZ) between 1995 and 2015 to fill an important gap in the research literature and identify lessons for 
future efforts.

(b) To identify key issues, opportunities, obstacles and ideas of contemporary relevance to consideration of a ME 
WMDFZ and efforts to enhance regional security cooperation.

(c) To engage and obtain perspectives and insights from a wide community of researchers, policymakers and 
academics in the region on these issues and, in so doing, expand the number and diversity of participants 
exploring the prospects for dialogue and progress.

(d) To facilitate dialogue among these experts with a view to fostering networks, communication and engagement 
that could in turn contribute to future efforts to advance regional security, arms control, non-proliferation and 
disarmament progress in the region

Implementing Agency: United Nations Institute for Disarmament Research (UNIDIR)

Budget: EUR 2 856 278

Official Journal: L 149, 7.6.2019, p. 63.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/753 of 16 May 2022 amending Decision (CFSP) 2019/938 in support of a 
process of confidence-building leading to the establishment of a zone free of nuclear weapons and all other 
weapons of mass destruction in the Middle East

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/938 until 10 July 2023

Official Journal: L 138, 17.5.2022, p. 15.

1.1.3. Council Decision (CFSP) 2020/901 of 29 June 2020 on Union support for the activities of the Preparatory 
Commission of the Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty Organisation (CTBTO) in order to strengthen 
its monitoring and verification capabilities and in the framework of the implementation of the EU 
Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Objective: Support the activities of the Preparatory Commission of the CTBTO and in particular strengthen: (1) 
the capabilities of the CTBT monitoring and verification system, including radionuclide detection; and (2) the 
capabilities of the States Signatories to the CTBT to fulfil their verification responsibilities under the CTBT.
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Implementing Agency: Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty Organisation (CTBTO)

Budget: EUR 6 288 892

Official Journal: L 207, 30.6.2020, p. 15.

Duration: 36 months

1.1.4. Council Decision (CFSP) 2020/1656 of 6 November 2020 on Union support for the activities of the 
International Atomic Energy Agency (IAEA) in the areas of nuclear security and in the framework of the 
implementation of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Objective:

(a) Contribute to global efforts to achieve effective nuclear security, by establishing comprehensive nuclear 
security guidance and, upon request, promoting the use of such guidance through peer reviews and advisory 
services and capacity building, including education and training.

(b) Assist in adherence to, and implementation of, relevant international legal instruments, and in strengthening 
the international cooperation and coordination of assistance.

(c) Support the IAEA mandate to play a central role and enhance international cooperation in nuclear security, in 
response to priorities of Member States expressed through the decisions and resolutions of the IAEA’s Policy 
Making Organs.

Implementing Agency: International Atomic Energy Agency (IAEA)

Budget: EUR 11 582 300

Official Journal: L I 372, 9.11.2020, p. 4.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/1852 of 4 October 2022 amending Decision (CFSP) 2020/1656 on Union 
support for the activities of the International Atomic Energy Agency (IAEA) in the areas of nuclear security and in 
the framework of the implementation of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction.

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2020/1656 until 31 March 2024 and include among its purposes to assist 
Ukraine in ensuring the maintenance of its nuclear security regime.

Official Journal: L 257, 5.10.2022, p. 10.

1.1.5. Council Decision (CFSP) 2019/615 of 15 April 2019 on Union support for activities leading up to the 
2020 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons (NPT)

Objective: Support activities aimed at upholding and preserving the integrity of the NPT, through a balanced 
focus on the three equally important and mutually reinforcing pillars of the NPT: disarmament, non-proliferation 
and the peaceful uses of nuclear energy.

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 1 299 883,68

Official Journal: L 105, 16.4.2019, p. 25.

Duration: Initially 18 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/1695 of 21 September 2021 amending Decision (CFSP) 2019/615 on Union 
support for activities leading up to the 2020 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non- 
Proliferation of Nuclear Weapons (NPT)

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/615 until 15 January 2022

Official Journal: L 334, 22.9.2021, p. 22.
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1.2. CHEMICAL WEAPONS

1.2.1. Council Decision (CFSP) 2019/538 of 1 April 2019 in support of activities of the Organisation for the 
Prohibition of Chemical Weapons (OPCW) in the framework of the implementation of the EU Strategy 
against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Objective: The Council Decision foresees a contribution to the core activities of the Organisation, notably for 
verification, national implementation, universalisation and the Africa programme. It also contributes substantially 
to the project of transforming the OPCW laboratory into a Centre of Chemistry and Technology and to the 
implementation of the decision by the OPCW Conference of States Parties directing the OPCW Technical 
Secretariat to put into place arrangements to identify the perpetrators of the use of chemical weapons in the 
Syrian Arab Republic.

Implementing Agency: Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW)

Budget: EUR 11 601 256

Official Journal: L 93, 2.4.2019, p. 3.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/573 of 7 April 2022 amending Decision (CFSP) 2019/538 in support of 
activities of the Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW) in the framework of the 
implementation of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/538 until 30 April 2023

Official Journal: L 109, 8.4.2022, p. 66.

1.2.2. Council Decision (CFSP) 2020/732 of 2 June 2020 in support of the UN Secretary-General’s Mechanism 
for investigation of alleged use of chemical and biological or toxin weapons

Objective: Support the full operationalisation of the UN Secretary-General’s Mechanism (UNSGM) for 
investigation of the alleged use of chemical, biological and toxin weapons in view of growing apprehensions 
regarding the possibility of the use of biological weapons.

More specifically, the following activities are supported:

— Training of experts on the roster of the UNSGM;

— Participation of laboratories in activities to develop a network capable of supporting an UNSGM investigation 
into an allegation of the use of biological weapons;

— Outreach activities to ensure nominations of experts and laboratories from the Global South;

— A full field exercise (Capstone Exercise);

— Regular coordination activities/workshops with relevant organisational partners; and

— Implementation of the Secretary General’s Disarmament Agenda.

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 1 418 042

Official Journal: L I 172, 3.6.2020, p. 5.

Duration: 36 months

1.2.3. Council Decision (CFSP) 2021/1026 of 21 June 2021 in support of the Cyber Security and Resilience and 
Information Assurance Programme of the Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons 
(OPCW) in the framework of the implementation of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of 
Mass Destruction

Objective: Upgrading ICT infrastructure in line with the OPCW’s institutional business continuity framework, 
with a strong focus on resilience, and ensuring privileged access governance, as well as physical, logical and 
cryptographic information management and separation for all strategic and mission networks of the OPCW.
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Implementing Agency: Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW)

Budget: EUR 2 151 823

Official Journal: L 224, 24.6.2021, p. 24.

Duration: 24 months

1.2.4. Council Decision (CFSP) 2021/2073 of 25 November 2021 in support of enhancing the operational 
effectiveness of the Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW) through satellite 
imagery

Objective: Support the project of the OPCW to enhance its operational effectiveness through satellite imagery and 
imagery analysis provided by SatCen, with the following objectives:

(a) expanding the OPCW’s capacity to support OPCW-mandated activities (the Declaration Assessment Team 
(DAT), the Fact Finding Mission (FFM), the Investigation and Identification Team (IIT), etc.) through imagery 
analysis as a source of evidentiary substantiation or corroboration of findings; and

(b) utilising targeted imagery analysis for areas of interest (sites, routes, etc.) in planning for OPCW-mandated 
missions (incidents of alleged use (IAUs), challenge inspections (CIs), technical assistance visits (TAVs), etc.) in 
order to increase security and confidence in verification accuracy.

Implementing Agency: Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW)

Budget: EUR 1 593 353,22

Official Journal: L 421, 26.11.2021, p. 65.

Duration: 48 months

1.3. BIOLOGICAL AND TOXIN WEAPONS

1.3.1. Council Decision (CFSP) 2019/97 of 21 January 2019 in support of the Biological and Toxin Weapons 
Convention in the framework of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Objective: Providing essential follow-up and momentum to activities undertaken throughout 2016-2018 in the 
framework of Council Decision 2016/51/CFSP in support of the Biological and Toxin Weapons Convention 
(BTWC), supporting in particular discussions in the BTWC Meetings of Experts in 2019 and 2020, as well as 
preparations for the Ninth Review Conference of the BTWC finally held in 2022.

The Council Decision covers the following activities: (1) Universalisation; (2) Capacity development for national 
implementation; (3) Fostering biosecurity networks in the Global South; (4) BTWC inter-sessional programme and 
Ninth Review Conference; (5) Preparedness to prevent and respond to biological attacks; and, (6) Enabling tools for 
outreach.

Implementing Agency: BTWC Implementation Support Unit, via the United Nations Office for Disarmament 
Affairs (UNODA)

Budget: EUR 3 029 857,79

Official Journal: L 19, 22.1.2019, p. 11.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/2033 of 19 November 2021 amending Decision (CFSP) 2019/97 in support 
of the Biological and Toxin Weapons Convention in the framework of the EU Strategy against Proliferation of 
Weapons of Mass Destruction

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/97 until 4 February 2023

Official Journal: L 415, 22.11.2021, p. 29.
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1.3.2. Council Decision (CFSP) 2021/2072 of 25 November 2021 in support of building resilience in biosafety 
and biosecurity through the Biological and Toxin Weapons Convention

Objective: Support the implementation of the Biological and Toxin Weapons Convention (BTWC) by:

(a) strengthening biosafety and biosecurity capabilities in Africa through increased regional coordination;

(b) capacity building for BTWC National Contact Points;

(c) facilitating the review of developments in science and technology of relevance to the BTWC by also involving 
academia and industry; and

(d) broadening the support for voluntary transparency exercises.

Implementing Agency: BTWC Implementation Support Unit, via the United Nations Office for Disarmament 
Affairs (UNODA)

Budget: EUR 2 147 443,52

Official Journal: L 421, 26.11.2021, p. 56.

Duration: 24 months

1.3.3. Council Decision (CFSP) 2019/1296 of 31 July 2019 in support of strengthening biological safety and 
security in Ukraine in line with the implementation of United Nations Security Council Resolution 1540 
(2004) on non-proliferation of weapons of mass destruction and their means of delivery

Objective: Support three projects of the Organization for Security and Co-operation in Europe (OSCE) aiming at 
strengthening biological safety and security in Ukraine in line with UNSC Resolution 1540 (2004) and the 
EU-Ukraine Association Agreement. The Council Decision includes the following activities:

(a) harmonisation of existing Ukrainian regulations on biosafety and biosecurity with international standards;

(b) establishing of the veterinary surveillance system sustainability in Ukraine; and

(c) awareness raising, education and training for life scientists on biosafety and biosecurity.

Implementing Agency: Organization for Security and Co-operation in Europe (OSCE)

Budget: EUR 1 913 900

Official Journal: L 204, 2.8.2019, p. 29.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/2184 of 8 November 2022 amending Decision (CFSP) 2019/1296 in support 
of strengthening biological safety and security in Ukraine in line with the implementation of United Nations 
Security Council Resolution 1540 (2004) on non-proliferation of weapons of mass destruction and their means 
of delivery

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/1296 until 14 January 2024

Official Journal: L 288, 9.11.2022, p. 78.

1.3.4. Council Decision (CFSP) 2019/2108 of 9 December 2019 in support of strengthening biological safety and 
security in Latin America in line with the implementation of United Nations Security Council Resolution 
1540 (2004) on non-proliferation of weapons of mass destruction and their means of delivery

Objective:

(a) Improve the legislative and regulatory basis of biosafety and biosecurity in the beneficiary countries, through 
the adoption and enforcement of appropriate effective laws which prohibit non-State actors from 
manufacturing, acquiring, possessing, developing, transporting, transferring or using biological weapons and 
their means of delivery, in particular for terrorist purposes; and
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(b) Improve biosafety and biosecurity in beneficiary countries by raising awareness among relevant sectors, 
including through the enforcement of effective domestic measures to prevent the proliferation of biological 
weapons and their means of delivery.

Implementing Agency: Organisation of American States (OAS)

Budget: EUR 2 738 708,98

Official Journal: L 318, 10.12.2019, p. 123.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/2270 of 18 November 2022 amending Decision (CFSP) 2019/2108 in 
support of strengthening biological safety and security in Latin America in line with the implementation of United 
Nations Security Council Resolution 1540 (2004) on non-proliferation of weapons of mass destruction and their 
means of delivery

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/2108 until 20 February 2024.

Official Journal: L 300, 21.11.2022, p. 21.

1.4. BALLISTIC MISSILES

1.4.1. Council Decision (CFSP) 2017/2370 of 18 December 2017 in support of the Hague Code of Conduct and 
ballistic missile non-proliferation in the framework of the implementation of the EU Strategy against 
Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Objective:

(a) Promote the subscription to the Code by an ever-larger number of States and ultimately its universality.

(b) Support the full implementation of the Code.

(c) Promote dialogue among subscribing and non-subscribing States with the aim of helping to build confidence 
and transparency, encouraging restraint and creating more stability and security for all.

(d) Reinforce the Code's visibility and raising public awareness about the risks and threats posed by ballistic 
missile proliferation.

(e) Explore, in particular through academic studies, possibilities of enhancing the Code and of promoting 
cooperation between the Code and other relevant multilateral instruments, such as the Missile Technology 
Control Regime, UNSCR 1540 (2004) and the United Nations Register of Objects Launched in Outer Space.

Implementing Agency: Fondation pour le Recherche Stratégique (FRS)

Budget: EUR 1 878 120,05

Official Journal: L 337, 19.12.2017, p. 28.

Duration: Initially 40 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/2074 of 25 November 2021 amending Decision (CFSP) 2017/2370 in 
support of the Hague Code of Conduct and ballistic missile non-proliferation in the framework of the 
implementation of the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2017/2370 until 21 January 2023

Official Journal: L 421, 26.11.2021, p. 70.
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1.5. UNSCR 1540

1.5.1. Council Decision (CFSP) 2017/809 of 11 May 2017 in support of the implementation of United Nations 
Security Council Resolution 1540 (2004) on the non-proliferation of weapons of mass destruction and 
their means of delivery

Objective:

(a) Enhance the relevant national and regional efforts and capabilities, primarily through training, capacity- 
building and assistance facilitation in close coordination with other Union programmes and other actors 
involved in the implementation of UNSCR 1540 (2004), to ensure synergies and complementarity.

(b) Contribute to the practical implementation of specific recommendations of both the 2009 comprehensive 
review on the status of implementation of UNSCR 1540 (2004) and the outcome of the comprehensive 
review conducted during 2016, in particular in the areas of technical assistance, international cooperation 
and raising public awareness.

(c) Support the development of voluntary UNSCR 1540 (2004) national implementation action plans upon 
States’ request.

(d) Promote the engagement of relevant stakeholders from industry and civil society in the implementation of 
UNSCR 1540 (2004).

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 2 635 170,77

Official Journal: L 121, 12.5.2017, p. 39.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended twice:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/1025 of 21 June 2021 amending Decision (CFSP) 2017/809 in support of 
the implementation of United Nations Security Council Resolution 1540 (2004) on the non-proliferation of 
weapons of mass destruction and their means of delivery

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2017/809 until 25 April 2022

Official Journal: L 224, 24.6.2021, p. 22.

Title: Council Decision (CFSP) 2022/574 of 7 April 2022 amending Decision (CFSP) 2017/809 in support of the 
implementation of United Nations Security Council Resolution 1540 (2004) on the non-proliferation of weapons 
of mass destruction and their means of delivery

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2017/809 until 25 February 2023

Official Journal: L 109, 8.4.2022, p. 67.

1.6. CONVENTIONAL WEAPONS

1.6.1. Council Decision (CFSP) 2018/2011 of 17 December 2018 in support of gender mainstreamed policies, 
programmes and actions in the fight against small arms trafficking and misuse, in line with the Women, 
Peace and Security agenda

Objective:

(a) Contribute to international peace, security, gender equality and sustainable development by enhancing the 
effectiveness of small arms control measures through the promotion of approaches based on systematic 
gender analysis, the integration of gender perspectives and women's empowerment initiatives.

(b) Support the implementation of the gender-relevant outcomes of the 2018 Third United Nations Conference to 
review progress made in the implementation of the PoA.

(c) Contribute to the broader international policy agenda on gender equality and women’s empowerment in line 
with the Women, Peace and Security (WPS) agenda and the 2030 Agenda for Sustainable Development.
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Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 4 375 507,85.

Official Journal: L 322, 18.12.2018, p. 38.

Duration: Initially 36 months. However, this Council decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/2138 of 2 December 2021 amending Decision (CFSP) 2018/2011 in support 
of gender mainstreamed policies, programmes and actions in the fight against small arms trafficking and misuse, in 
line with the Women, Peace and Security agenda

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/2011 until 31 October 2022.

Official Journal: L 432, 3.12.2021, p. 72.

1.6.2. Council Decision (CFSP) 2019/1298 of 31 July 2019 in support of an Africa-China-Europe dialogue and 
cooperation on preventing the diversion of arms and ammunition in Africa

Objective: Contribute to preventing and combating the diversion of arms and ammunition in Africa by:

(a) raising awareness of stakeholders in Africa, China and the Union on how the illicit flow of arms, particularly 
small arms and light weapons (SALW) and their ammunition, to unauthorised actors contributes significantly 
towards exacerbating insecurity and violence in various parts of Africa, thereby undermining social cohesion, 
public security, socio-economic development and the effective functioning of state institutions;

(b) promoting accountability and responsibility with regard to the legal arms trade and demonstrating to 
stakeholders in Africa, China and the Union how effective arms export control can contribute to mitigating 
the risk of diversion of arms into the illicit market.

Implementing Actor: Saferworld

Budget: EUR 994 007

Official Journal: L 204, 2.8.2019, p. 37.

Duration: 36 months

1.6.3. Council Decision (CFSP) 2019/2009 of 2 December 2019 in support of Ukraine’s efforts to combat illicit 
trafficking in weapons, ammunition and explosives in cooperation with the OSCE

Objective:

(a) Enhance capabilities of the State Border Guard Service, the Ministry of Internal Affairs and the State 
Fiscal Service/State Customs Service of Ukraine with respect to preventing and combating illicit trafficking in 
weapons, ammunition and explosives;

(b) enhance supervisory capacities of the Ministry of Internal Affairs with respect to their control of the 
manufacture, marking and record-keeping of weapons, ammunition and explosives corresponding to the 
needs identified in the needs assessment;

(c) enhance operational capacities of the Ministry of Internal Affairs and of the National Police of Ukraine, which 
reports to the Ministry of Internal Affairs, with respect to forensics, analysis, detection, tracing, and 
investigation of illicit trafficking in weapons, ammunition and explosives;

(d) enhance capacities of the Ministry of Internal Affairs for the improvement of legislative mechanisms for 
regulating and controlling the circulation and use of weapons, ammunition and explosives as well as raising 
public awareness on risks related to illegal possession, misuse and trafficking in weapons, ammunition and 
explosives corresponding to the needs identified in the needs assessment; and

(e) enhance inter-agency coordination and cooperation resulting in developing strategic approach, data-collection 
and analysis in preventing and combatting illicit trafficking in weapons, ammunition and explosives in 
Ukraine corresponding to the needs identified in the needs assessment.
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Implementing Agency: Organization for Security and Co-operation in Europe (OSCE)

Budget: EUR 5 151 579

Official Journal: L 312, 3.12.2019, p. 42.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/2276 of 18 November 2022 amending Decision (CFSP) 2019/2009 in 
support of Ukraine’s efforts to combat illicit trafficking in weapons, ammunition and explosives, in cooperation 
with the OSCE

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2019/2009 until 23 January 2024

Official Journal: L 300, 21.11.2022, p. 42.

1.6.4. Council Decision (CFSP) 2019/2111 of 9 December 2019 in support of SEESAC disarmament and arms 
control activities in South-East Europe reducing the threat of illicit small arms and light weapons and 
their ammunition

Objective: Contribute to improved security in the South-East Europe region and in the Union by combatting the 
threat posed by illicit small arms and light weapons (SALW) and their ammunition in and from South-East 
Europe, Belarus and Ukraine.

Implementing Agency: South Eastern and Eastern Europe Clearinghouse for the Control of Small Arms and Light 
Weapons (SEESAC), via the United Nations Development Programme (UNDP)

Budget: EUR 11 819 605,20

Official Journal: L 318, 10.12.2019, p. 147.

Duration: 48 months

1.6.5. Council Decision (CFSP) 2019/2191of 19 December 2019 in support of a global reporting mechanism on 
illicit conventional arms and their ammunition to reduce the risk of their diversion and illicit transfer 
(‘iTrace IV’)

Objective:

(a) continued maintenance of a user-friendly global information management system on diverted or trafficked 
conventional arms and their ammunition (‘iTrace’) documented in conflict-affected areas in order to provide 
policymakers, conventional arms control experts, and conventional arms export control officers with relevant 
information to develop effective, evidence-based strategies and projects against the illicit spread of 
conventional arms and their ammunition;

(b) training and mentoring of national authorities in conflict-affected states to develop sustainable national illicit 
conventional arms identification and tracing capacity, encourage sustained cooperation with the iTrace 
project, better identify physical security and stockpile management (PSSM) priorities, more effectively 
articulate national arms control and law enforcement assistance requirements, notably Union-funded 
initiatives, such as Interpol’s Illicit Arms Records and tracing Management System (iARMS), and the activities 
of the European Union Agency for Law Enforcement Cooperation (Europol), and strengthen dialogue with EU 
missions and initiatives;

(c) enhanced frequency and duration of in-field research into conventional arms and their ammunition, illegally 
circulating in conflict-affected areas to generate iTrace data, in response to clear demands made by Member 
States and Union Delegations;

(d) tailored support to Member State arms export control authorities and arms control policy makers, including 
repeat consultative visits by iTrace project staff to capitals of the Member States, a 24-hour help desk to 
provide instant advice on risk assessment and counter-diversion strategies, the maintenance of secure desktop 
and mobile dashboard applications to provide instant notification of post-export diversion, and the provision 
to Member States, on request, of post-shipment verification by iTrace project staff;
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(e) increasing awareness through outreach on the findings of the project, promoting the purpose and available 
functions of iTrace to international and national policy makers, conventional arms control experts and arms 
export licensing authorities, and enhancing international capacity to monitor the illicit spread of conventional 
arms and their ammunition and related materiel, as well as to assist policy makers in identifying priority areas 
for international assistance and cooperation and to reduce the risk of diversion of conventional arms and their 
ammunition;

(f) providing key policy issue reports, drawn from the data generated by field investigations and presented on the 
iTrace system, about specific areas deserving international attention, including major patterns in the trafficking 
of conventional arms and their ammunition, and the regional distribution of trafficked conventional arms and 
their ammunition, and related materiel; and

(g) the continued tracing of conventional arms and their ammunition, with the cooperation of Member States and 
non-EU States, as the most effective means to establish and verify, to the fullest extent possible, the 
mechanisms behind the diversion of conventional arms and their ammunition to unauthorised users; tracing 
will be supplemented by follow up investigations focused on identifying the human, financial, and logistics 
networks behind illicit conventional arms transfers.

Implementing Actor: Conflict Armament Research (CAR)

Budget: EUR 5 490 981,87

Official Journal: L 330, 20.12.2019, p. 53.

Duration: 36 months

1.6.6. Council Decision (CFSP) 2021/257 of 18 February 2021 in support of the Oslo Action Plan for the 
implementation of the 1997 Convention on the Prohibition of the Use, Stockpiling, Production and 
Transfer of Anti-Personnel Mines and on their Destruction

Objective: Contribute to human security by supporting the implementation of the Oslo Action Plan 2020–2024 
adopted by the States Parties at the Fourth Review Conference of the 1997 Convention on the Prohibition of the 
Use, Stockpiling, Production and Transfer of Anti-Personnel Mines and on their Destruction, by:

(a) supporting the efforts of States Parties to implement the survey and clearance and mine risk education and 
reduction aspects of the Oslo Action Plan;

(b) supporting the efforts of States Parties to implement the victim assistance aspects of the Oslo Action Plan;

(c) promoting the universalisation of the Convention and promote norms against any use, stockpiling, production 
and transfer of anti-personnel mines and on their destruction;

(d) supporting the efforts of States Parties that retain anti-personnel mines for permitted purposes to increase 
reporting capabilities, ensure that the number of such mines retained does not exceed the minimum number 
absolutely necessary, and explore alternatives to live anti-personnel mines for training and research purposes 
where possible; and

(e) demonstrating the ongoing commitment of the Union and its Member States to the Convention and their 
resolve to cooperate with and extend assistance to those States Parties that need support in meeting their 
commitments under the Convention.

Implementing Agency: The Implementation Support Unit (ISU) of the Convention on the Prohibition of the Use, 
Stockpiling, Production and Transfer of Anti-Personnel Mines and on their Destruction, represented by the Geneva 
International Centre for Humanitarian Demining (GICHD)

Budget: EUR 2 658 139

Official Journal: L 58, 19.2.2021, p. 41.

Duration: 48 months
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1.6.7. Council Decision (CFSP) 2021/1694 of 21 September 2021 in support of the universalisation, 
implementation and strengthening of the Convention on Prohibitions or Restrictions on the Use of 
Certain Conventional Weapons Which May Be Deemed to Be Excessively Injurious or to Have 
Indiscriminate Effects (CCW)

Objective:

(a) Preparation for and follow-up to the Sixth CCW Review Conference;

(b) Support for the universalisation of the CCW; and

(c) Facilitation of discussions on under-explored, emerging and cross-cutting issues of relevance to the CCW.

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 1 603 517,64

Official Journal: L 334, 22.9.2021, p. 14.

Duration: 24 months

1.6.8. Council Decision (CFSP) 2018/2010 of 17 December 2018 in support of countering illicit proliferation 
and trafficking of small arms, light weapons (SALW) and ammunition and their impact in Latin America 
and the Caribbean in the framework of the EU Strategy against Illicit Firearms, Small Arms & Light 
Weapons and their Ammunition ‘Securing Arms, Protecting Citizens’

Objective:

(a) Strengthen physical security and management systems for national military and other institutional stockpiles 
through improved site security measures and inventory control;

(b) Reinforce national capabilities for destruction of seized, excess or unsafe small arms and light weapons (SALW) 
and ammunition;

(c) Enhance national SALW marking and tracing capacity and foment regional cooperation on tracing confiscated 
weapons and ammunition;

(d) Improve SALW transfer mechanisms through national legislation, border controls, and regional coordination; 
and

(e) Promote socially responsible behaviours in selected communities, targeting groups that are severely affected by 
armed violence, including the use of turn-in campaigns or other strategies designed to reduce local incidence 
of violent crimes.

Implementing Agency: Organisation of American States (OAS)

Budget: EUR 3 000 000

Official Journal: L 322, 18.12.2018, p. 27.

Duration: Initially 36 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/1693 of 21 September 2021 amending Decision (CFSP) 2018/2010 in 
support of countering illicit proliferation and trafficking of small arms, light weapons (SALW) and ammunition 
and their impact in Latin America and the Caribbean in the framework of the EU Strategy against Illicit Firearms, 
Small Arms & Light Weapons and their Ammunition ‘Securing Arms, Protecting Citizens’

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/2010 until 31 May 2022.

Official Journal: L 334, 22.9.2021, p. 12.

ABl. C vom 20.10.2023 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2023/383/oj 34/80

1.6.9. Council Decision (CFSP) 2021/1726 of 28 September 2021 in support of combating the illicit trade in and 
proliferation of small arms and light weapons in the Member States of the League of Arab States – Phase II

Objective: Supporting the Member States of the League of Arab States (LAS) with their national implementation 
of the United Nations Programme of Action to Prevent, Combat and Eradicate the Illicit Trade in Small Arms and 
Light Weapons in All Its Aspects (the ‘UN PoA’) and the International Tracing Instrument, by:

(a) sustainably building the national capacity of LAS Member States to combat the illicit proliferation of small 
arms and light weapons (SALW), combat terrorism and enhance security in post-conflict situations while fully 
respecting international human rights standards;

(b) sustainably building the regional capacity of the LAS to address the same challenges;

(c) strengthening LAS Member States’ national control over SALW at key stages of their life cycle; and

(d) enhancing the exchange of best practices and lessons learned.

Implementing Actor: Small Arms Survey (SAS), represented by the Graduate Institute of International and 
Development Studies, with the assistance of the International Criminal Police Organisation (Interpol) and the 
World Customs Organization (WCO) and in close cooperation with the LAS Secretariat.

Budget: EUR 5 991 726

Official Journal: L 344, 29.9.2021, p. 7.

Duration: 36 months

1.6.10. Council Decision (CFSP) 2020/979 of 7 July 2020 in support of the development of an internationally 
recognised system for the validation of arms and ammunition management according to open 
international standards

Objective: Support a project to study the feasibility of establishing an internationally recognised validation system 
for the validation of policies and practices for the safe and secure management of SALW and ammunition. The 
project shall consist of two phases:

(a) During Phase I, in the first year of the implementation, a feasibility study for the development of an 
internationally recognised Arms and Ammunition Management Validation System (AAMVS) was undertaken 
to investigate options for appropriate methodologies and tools for the assessment of risk and quality;

(b) During Phase II, based on the outcome of the feasibility study of Phase I, a concept for the creation of an 
AAMVS shall be developed

Implementing Agency: Geneva International Centre for Humanitarian Demining (GICHD) and its specialised 
agency, the Ammunition Management Advisory Team (AMAT)

Budget: EUR 1 642 109

Official Journal: L 218, 8.7.2020, p. 1.

Duration: Initially 14 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/2075 of 25 November 2021 amending Decision (CFSP) 2020/979 in support 
of the development of an internationally recognised system for the validation of arms and ammunition 
management according to open international standard

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2020/979 until 30 November 2022.

Official Journal: L 421, 26.11.2021, p. 72.
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1.6.11. Council Decision (CFSP) 2021/2133 of 2 December 2021 in support of the comprehensive programme on 
supporting efforts to prevent and combat illicit trafficking of Small Arms and Light Weapons (SALW) and 
Conventional Ammunition (CA) in South-Eastern Europe

Objective: Reduce risks of illicit trafficking in, and the uncontrolled spread of, SALW in, to or from South-Eastern 
Europe that undermine safety and security by impeding sustainable peacebuilding and socioeconomic 
development as well as by contributing to a breakdown in order, fuelling terrorism and criminal violence or 
leading to a resumption of conflict.

Implementing Agency: Organization for Security and Co-operation in Europe (OSCE)

Budget: EUR 4 208 827

Official Journal: L 432, 3.12.2021, p. 36.

Duration: 36 months

1.6.12. Council Decision (CFSP) 2018/1788 of 19 November 2018 in support of the South-Eastern and Eastern 
Europe Clearinghouse for the Control of Small Arms and Light Weapons (SEESAC) for the 
implementation of the Regional Roadmap on combating illicit arms trafficking in the Western Balkans

Objective: Support Western Balkans partners with the implementation of the ‘Regional Roadmap for a sustainable 
solution to the illegal possession, misuse and trafficking of SALW/firearms and their ammunition in the Western 
Balkans by 2024’, pursuing the support of the Western Balkans partners in reaching the goals set out in the 
Roadmap, namely:

(a) By 2023, ensure that arms control legislation is in place, fully harmonised with the EU regulatory framework 
and other related international obligations and standardised across the region.

(b) By 2024, ensure that arms control policies and practices in the Western Balkans are evidence based and 
intelligence led.

(c) By 2024, significantly reduce illicit flows of firearms, ammunition and explosives into, within and beyond the 
Western Balkans.

(d) By 2024, significantly reduce the supply, demand and misuse of firearms through increased awareness, 
education, outreach and advocacy.

(e) By 2024, substantially decrease the estimated number of firearms in illicit possession in the Western Balkans.

(f) Systematically decrease the surplus and destroy seized small arms and light weapons and ammunition.

(g) Significantly decrease the risk of proliferation and diversion of firearms, ammunition and explosives.

Implementing Agency: South Eastern and Eastern Europe Clearinghouse for the Control of Small Arms and Light 
Weapons (SEESAC), via the United Nations Development Programme.

Budget: EUR 4 002 587,52

Official Journal: L 293, 20.11.2018, p. 11.

Duration: Initially 36 months. However, this Council decision has been amended twice:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/2161 of 6 December 2021 amending Decision (CFSP) 2018/1788 in support 
of the South-Eastern and Eastern Europe Clearinghouse for the Control of Small Arms and Light Weapons 
(SEESAC) for the implementation of the Regional Roadmap on combating illicit arms trafficking in the Western 
Balkans

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/1788 until 17 October 2022.

Official Journal: L 436, 7.12.2021, p. 46.
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Title: Council Decision (CFSP) 2022/1654 of 27 September 2022 amending Decision (CFSP) 2018/1788 in 
support of the South-Eastern and Eastern Europe Clearinghouse for the Control of Small Arms and Light 
Weapons (SEESAC) for the implementation of the Regional Roadmap on combating illicit arms trafficking in the 
Western Balkans

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/1788 until 17 January 2023.

Official Journal: L 249, 27.9.2022, p. 45.

1.6.13. Council Decision (CFSP) 2022/847 of 30 May 2022 in support of efforts to prevent and combat illicit 
proliferation and trafficking of small arms and light weapons (SALW) and ammunition and their impact 
in the Americas

Objective: In order to address armed violence in the Americas:

(a) strengthen the National Firearms Regulatory Framework, considering international normative and good 
practices;

(b) improve the operational capacity of national authorities to mark, trace, store, and destroy firearms;

(c) optimise small arms control through the use of the Regional Communication Mechanism on Licit Transfers of 
Firearms and Ammunition (MCTA);

(d) strengthen community resilience to gun violence and reduce access to illicit/and or unwanted firearms;

(e) develop a Central American Firearms Roadmap to equip the countries with a practical and management tool 
through a regional, coordinated, and evidence based approach.

Implementing Agency: Organisation of American States (OAS)

Budget: EUR 4 240 906

Official Journal: L 148, 31.5.2022, p. 40.

Duration: 36 months

1.6.14. Council Decision (CFSP) 2022/1965 of 17 October 2022 in support of the United Nations Programme of 
Action to Prevent, Combat and Eradicate the Illicit Trade in Small Arms and Light Weapons in All Its 
Aspects

Objective: Support the full and effective implementation of the UN Programme of Action and the International 
Tracing Instrument, enhance international, regional and national security, contribute to the realisation of human 
security, and promote sustainable development through SALW control, by:

(a) supporting forward-looking global policy developments in the context of the fourth United Nations 
Conference to Review Progress Made in the Implementation of the UN Programme of Action in 2024;

(b) strengthening effective national and regional implementation of the Programme of Actions and the 
International Tracing Instrument; and

(c) supporting gender-responsive SALW control policies and programmes.

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA)

Budget: EUR 4 524 465,05

Official Journal: L 270, 18.10.2022, p. 67.

Duration: 36 months
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1.7. ARMS EXPORT CONTROLS (1)

1.7.1. Council Decision (CFSP) 2020/1464 of 12 October 2020 on the promotion of effective arms export 
controls (COARM V)

Objective:

(a) Promote effective controls on arms exports by third countries in accordance with the principles set out in 
Common Position 2008/944/CFSP and in the ATT, and seek, where appropriate, complementarity and 
synergies with Union assistance projects in the field of export controls on dual-use goods; and

(b) Support third countries’ efforts at national and regional levels to render trade in conventional weapons more 
responsible and transparent, and to mitigate the risk of the diversion of arms to unauthorised users.

Implementing Agency: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)

Budget: EUR 1 377 542,73

Official Journal: L 335, 13.10.2020, p. 3.

Duration: Initially 24 months. However, this Council Decision has been amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2022/848 of 30 May 2022 amending Decision (CFSP) 2020/1464 on the 
promotion of effective arms export controls

Object: Among others, extend Council Decision (CFSP) 2020/1464 until 30 November 2023.

Official Journal: L 148, 31.5.2022, p. 50.

1.7.2. Council Decision (CFSP) 2021/649 of 16 April 2021 on Union support for activities of the ATT 
Secretariat in support of the implementation of the Arms Trade Treaty

Objective: Support the effective implementation and universalisation of the Arms Trade Treaty (ATT) by 
supporting the activities of the ATT Secretariat aimed at:

(a) supporting States Parties to the ATT in strengthening their arms transfer control systems for the effective 
implementation of the ATT; and

(b) strengthening the institutional set-up of the ATT Secretariat as the principal body to assist States Parties to the 
ATT in implementing the ATT.

Implementing Agency: ATT Secretariat

Budget: EUR 1 370 000

Official Journal: L 133, 20.4.2021, p. 59.

Duration: 24 months

1.7.3. Council Decision (CFSP) 2021/2309 of 22 December 2021 on Union outreach activities in support of the 
implementation of the Arms Trade Treaty (ATT-OP III)

Objective: Support the effective implementation and universalisation of the Arms Trade Treaty (ATT) by:

(a) reinforcing or developing arms transfer control capacities and expertise for ATT implementation in new and 
existing beneficiary countries, through instruments such as legal assistance and training of licensing and 
enforcement officials;

(b) outreach to other countries, including non-States Parties to the ATT, with a view to supporting universalisation 
of the ATT at national, regional and multilateral levels.

(1) Detailed information on the implementation of the three Council Decisions under this section in 2022 will be made available in the 
Twenty-Fifth Annual Report according to Article 8(2) of Council Common Position 2008/944/CFSP defining common rules governing the control 
of exports of military technology and equipment (for 2022).
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Implementing Agency: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) and Expertise France.

Budget: EUR 3 499 892,39

Official Journal: L 461, 27.12.2021, p. 78.

Duration: 36 months

1.8. EMERGING TECHNOLOGIES

1.8.1. Council Decision (CFSP) 2022/2269 of 18 November 2022 on Union support for the implementation of a 
project ‘Promoting Responsible Innovation in Artificial Intelligence for Peace and Security’

Objective: Support greater engagement of the civilian artificial intelligence (AI) community in mitigating the risks 
that the diversion and misuse of civilian AI research and innovation by irresponsible actors may pose to 
international peace and security, by:

(a) generating greater understanding of how decisions in the development and diffusion of AI research and 
innovation can impact the risks of diversion and misuse, and in turn generate risk or opportunities for peace 
and security;

(b) promoting responsible innovation processes, methods and tools which can help ensure the peaceful 
application of civilian innovations and the responsible dissemination of AI knowledge. To that end, the 
project will support capacity-building, research and engagement activities that enhance the capacity within 
the global civilian AI community to include and address the peace and security risks presented by the 
diversion and misuse of civilian AI by irresponsible actors through responsible innovation processes; and 
strengthen the connection between risk mitigation efforts in responsible AI in the civilian sphere with those 
already ongoing in the disarmament, arms control and non- proliferation community at an intergovernmental 
level.

Implementing Agency: United Nations Office for Disarmament Affairs (UNODA), supported by the Stockholm 
International Peace Research Institute (SIPRI).

Budget: EUR 1 782 285,71

Official Journal: L 300, 21.11.2022, p. 11.

Duration: 36 months

1.8.2. Council Decision (CFSP) 2022/2320 of 25 November 2022 on Union support for the implementation of a 
project ‘Unlocking Innovation: Enabling Technologies and International Security’

Objective: Support the work that the United Nations Institute for Disarmament Research (UNIDIR) conducts 
within its Security and Technology Programme (SECTEC) with a view to enhancing knowledge and understanding 
of new and emerging technologies with relevance for international security.

Implementing Agency: United Nations Institute for Disarmament Research (UNIDIR)

Budget: EUR 1 234 011

Official Journal: L 307, 28.11.2022, p. 142.

Duration: 24 months

1.9. COLLABORATIONS WITH NGOS AND THINK TANKS

1.9.1. Council Decision (CFSP) 2018/299 of 26 February 2018 promoting the European network of independent 
non-proliferation and disarmament think tanks in support of the implementation of the EU Strategy 
against proliferation of weapons of mass destruction

Objective: For the purposes of contributing to the enhanced implementation of the EU WMD Non-proliferation 
Strategy, which is based on the principles of effective multilateralism, prevention and cooperation with third 
countries, to continue promoting and supporting the activities of the European network of independent non- 
proliferation and disarmament think in order to further the following objectives:
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(a) to encourage political and security-related dialogue and long-term discussion of measures to combat the 
proliferation of WMD and their delivery systems within civil societies and, in particular, among experts, 
researchers and academics;

(b) to provide those participating in the relevant preparatory bodies of the Council with the opportunity to 
consult the network on issues related to non-proliferation and disarmament and to enable the representatives 
of Member States to participate in the network's meetings;

(c) to constitute a useful stepping stone for non-proliferation and disarmament action by the Union and the 
international community, in particular by providing reports and/or recommendations to the representatives 
of the High Representative of the Union for Foreign Affairs and Security Policy;

(d) to contribute to enhancing third countries' awareness of proliferation and disarmament challenges and of the 
need to work in cooperation with the Union and in the context of multilateral fora, in particular the United 
Nations, to prevent, deter, halt and, where possible, eliminate proliferation programmes of worldwide 
concern; and

(e) to contribute to the development of expertise and institutional capacity in non-proliferation and disarmament 
matters in think tanks and governments in the Union and third countries.

Implementing Agency: The EU Non-Proliferation Consortium, based on the Fondation pour la recherche 
stratégique (FRS), the Peace Research Institute Frankfurt (HSFK/PRIF), the International Institute for Strategic 
Studies (IISS), the Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI), the International Affairs Institute (IAI) 
in Rome and the Vienna Center for Disarmament and Non-Proliferation (VCDNP).

Budget: EUR 4 507 004,70

Official Journal: L 56, 28.2.2018, p. 46.

Duration: Initially 42 months. However, this Council Decision was amended:

Title: Council Decision (CFSP) 2021/648 of 16 April 2021 amending Decision (CFSP) 2018/299 promoting the 
European network of independent non-proliferation and disarmament think tanks in support of the 
implementation of the EU Strategy against proliferation of weapons of mass destruction

Object: Extend Council Decision (CFSP) 2018/299 until 17 May 2022.

Official Journal: L 133, 20.4.2021, p. 57.

1.9.2. Council Decision (CFSP) 2022/597 of 11 April 2022 promoting the European network of independent 
non-proliferation and disarmament think tanks

Objective: Continue to promote and support the activities of the European network of independent non- 
proliferation and disarmament think tanks, in order to:

(a) encourage political and security-related dialogue and long-term discussion of measures to combat the 
proliferation of WMD and their delivery systems within civil societies and, in particular, among experts, 
researchers and academics;

(b) provide those participating in the relevant preparatory bodies of the Council with the opportunity to consult 
the network on issues related to non-proliferation, disarmament and arms export control, and to enable the 
representatives of Member States to participate in the meetings of the Consortium;

(c) constitute a useful stepping stone for non-proliferation and disarmament action by the Union and the 
international community, in particular by providing reports and/or recommendations to the representatives 
of the High Representative of the Union for Foreign Affairs and Security Policy;
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(d) contribute to enhancing third countries’ awareness of proliferation and disarmament challenges and of the 
need to work in cooperation with the Union and in the context of multilateral fora, in particular the United 
Nations, to prevent, deter, halt and, where possible, eliminate proliferation programmes of worldwide concern;

(e) contribute to the development of expertise and institutional capacity in non-proliferation and disarmament 
matters in think tanks and governments in the Union and third countries, including by strengthening non- 
proliferation and disarmament education, raising awareness of those issues among the younger generations 
and promoting the next generation of researchers and practitioners in this field, especially women, and in the 
natural and technical sciences.

Implementing Agency: The EU Non-Proliferation Consortium, consisting of the Fondation pour la recherche 
stratégique (FRS), the Peace Research Institute Frankfurt (HSFK/PRIF), the International Institute for Strategic 
Studies Europe (IISS-Europe), the Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI), the International 
Affairs Institute (IAI) in Rome and the Vienna Center for Disarmament and Non-Proliferation (VCDNP).

Budget: EUR 4 700 000

Official Journal: L 114, 12.4.2022, p. 75.

Duration: 36 months

2. COUNCIL CONCLUSIONS

2.1. NUCLEAR ISSUES

2.1.1. Council Conclusions on Iran (12.12.2022)

Recalling the November 2016 and February 2019 Council conclusions, the European Union reconfirms its 
resolute commitment to human rights in its policy towards Iran. The European Union expresses its support for 
the fundamental aspiration of the people of Iran for a future where their universal human rights and fundamental 
freedoms are respected, protected and fulfilled. In this context, the European Union acknowledges the leading role 
of women and youth in calling for the defence of these norms and values. The European Union strongly condemns 
the widespread, brutal and disproportionate use of force by the Iranian authorities against peaceful protesters, 
including women and children, leading to the loss of hundreds of lives, in clear breach of the fundamental 
principles enshrined in international law. The right to peaceful assembly must be ensured. The European Union 
condemns restrictions on communications, including Internet shutdowns, and calls upon Iran to ensure the right 
to freedom of expression, including freedom to seek, receive and share information and ideas, online and offline. 
The European Union urges Iranian authorities to uphold their international obligations under international law, 
including the International Covenant on Civil and Political Rights (ICCPR) and the Convention on the Rights of 
the Child, to both of which Iran is a party.

The European Union calls on the Iranian authorities to cease their widespread resort to arbitrary detentions as a 
means of silencing critical voices and release all those unjustly detained in relation to the exercise of their rights to 
peaceful assembly and freedom of expression, including recently arrested protesters as well as children, journalists 
and human rights defenders. The European Union firmly condemns the widespread use of torture, cruel, inhuman 
and degrading treatment of detainees in Iranian prisons, reminds the Iranian authorities that the prohibition of 
torture is absolute under international law and reiterates its call on Iran to ratify without delay the UN Convention 
against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment.

The European Union strongly urges Iran to implement the relevant international treaties and agreements to which 
it is a party and calls upon Iran to eliminate, in law and in practice, all forms of systemic discrimination against 
women and girls in public and private life and to take gender-responsive measures to prevent and ensure 
protection for women and girls against sexual and gender-based violence in all its forms. At the same time, the 
European Union reiterates its firm call on the Iranian authorities to ensure the full enjoyment of human rights and 
fundamental freedoms for all Iranians, including persons belonging to ethnic, religious and linguistic minorities.
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The European Union calls on the Iranian authorities to immediately end the strongly condemnable practice of 
imposing and carrying out death sentences against protesters as well as to annul without delay the recent death 
penalty sentences that were already pronounced in the context of the ongoing protests and to provide due process 
to all detainees. The European Union strongly opposes the use of the death penalty at all times and in all 
circumstances, as an unacceptable denial of human dignity and integrity. The European Union urges Iran to 
pursue a consistent policy towards the abolition of capital punishment.

The persistent impunity for grave human rights violations in Iran is contributing to the increasing grievances of the 
population. The European Union will continue to demand that the perpetrators of violence and human rights 
violations be held accountable and to call on the Iranian authorities to allow for an independent investigation into 
the widely reported and documented human rights violations, and ensure accountability for perpetrators as also 
called upon by UNGA 3rd Committee Resolution of November 2022. As a first step, we call on Iran to allow free, 
full and unhindered access to the country for relevant UN Human Rights Special Procedures mandate holders and 
to fully cooperate with the independent international Fact-Finding Mission established by the Human Rights 
Council on 24 November 2022. The European Union will continue to use all available avenues to hold the Iranian 
authorities to account.

The European Union strongly rejects Iran’s practice of arbitrary detention of foreign citizens, including dual 
nationals, and calls upon Iran to end the distressing practice of detaining innocent foreign civilians with a view to 
making political gains. The European Union reminds Iran of its international obligations under the Vienna 
Conventions on Diplomatic and Consular Relations and urges the Iranian authorities to abide by these obligations.

The European Union will continue to address any issue of concern, including in relation to the way the Iranian 
authorities are handling the ongoing protest, taking into account all options at its disposal, inclusive of additional 
restrictive measures.

The European Union strongly condemns and considers unacceptable any type of Iran’s military support, including 
deliveries of unmanned aerial vehicles (UAVs – ‘drones’), to Russia’s illegal, unprovoked and unjustified war of 
aggression against Ukraine, which grossly violates international law and the principles of the UN Charter. These 
weapons provided by Iran are being used indiscriminately by Russia against Ukrainian civilian population and 
infrastructure causing horrendous destruction and human suffering. In this context, the European Union recalls 
that any transfer of certain combat drones and missiles to or from Iran without prior permission by the UN 
Security Council are in violation of UNSCR 2231. The European Union continues to support the ongoing work 
by the UN Secretariat team responsible for monitoring the implementation of UNSCR 2231. The European Union 
notes with great concern the reports of Iranian weapons, including drones, being manufactured with components 
of international origin, including from Europe, and is considering the appropriate measures to take. The European 
Union strongly cautions Iran against any new deliveries of weapons to Russia, in particular any steps towards 
possible transfers of short-range ballistic missiles to Russia, which would constitute a serious escalation. The 
European Union will continue to respond to all actions supporting the Russian aggression against Ukraine and 
hold Iran accountable including through additional restrictive measures.

The European Union reiterates its clear determination that Iran must never develop or acquire a nuclear weapon, 
and recalls Iran’s commitments in that respect and its international obligations.

The European Union is deeply concerned by the successive IAEA reports documenting the alarming acceleration of 
Iran’s nuclear programme that gravely departs from its Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA) 
commitments, in particular with regard to the expansion of its nuclear enrichment capacity and production of 
highly enriched uranium. Iran’s actions, which have no credible civilian justification, carry very significant 
proliferation-related risks. The European Union strongly urges Iran to reverse its alarming nuclear trajectory, to 
return to its political commitments in the field of nuclear non-proliferation without further delay, and to resume 
all JCPOA-related monitoring and verification measures, including its Additional Protocol.
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Concerning outstanding safeguards issues, the European Union recalls the resolutions adopted by the IAEA Board 
of Governors on 8 June and 17 November 2022 and calls upon Iran to urgently fulfil its legal obligations, 
including under the Non-Proliferation Treaty (NPT), by providing technically credible explanations and grant 
necessary access. Timely and full cooperation with the IAEA remains absolutely crucial. Furthermore, the 
European Union underscores that the JCPOA is separate from Iran’s legally binding obligations under the NPT, 
which are essential to the global non-proliferation regime.

The European Union reaffirms its commitment to, and continued support for, the full and effective 
implementation of a restored JCPOA. However, the risk of a nuclear non-proliferation crisis in the region has 
increased as a result of Iran’s nuclear trajectory. In this context, the European Union regrets that, despite political 
support by the EU member States and intense international diplomatic efforts to restore the full implementation 
of the JCPOA including negotiations in Vienna facilitated by the EU High Representative as Coordinator of the 
JCPOA Joint Commission, Iran has not made the necessary decisions and not taken the necessary steps, continues 
to escalate its nuclear programme and makes it increasingly difficult to reach a deal. As a key security priority the 
EU will continue to invest diplomatically and politically to ensure that Iran does not acquire a nuclear weapon. 
The EU calls on all countries to support the implementation of the UN Security Council Resolution 2231 (2015).

Promoting peace and stability and achieving de-escalation of tensions in the wider Gulf region as well as in the 
broader Middle East are key priorities for the EU. The JCPOA aims to contribute in this regard. Ensuring an 
exclusively peaceful character of the Iranian nuclear programme could contribute to regional stability and 
security. Efforts to build confidence should be inclusive. While they should be region-led, the EU remains ready to 
engage with all actors in the region in a gradual and inclusive approach, in full transparency and with the ultimate 
objective to facilitate a dialogue process that can help to develop confidence-building measures and arrangements, 
which provide for greater security in the wider Gulf region, including maritime safety and security. The regional 
Baghdad Conference on Cooperation and Partnership, and its follow-up process with EU involvement, could serve 
as a useful example for region-led processes.

While Iran is central to security in the region, the European Union condemns Iran’s continued destabilising 
activities in and around the Middle East. These include Iran’s activities with ballistic and cruise missiles, UAVs, and 
transfers of such advanced weaponry to state and non-state actors. UNSC Resolution 2231 (2015) calls upon Iran 
not to undertake any activity related to ballistic missiles designed to be capable of delivering nuclear weapons, 
including launches using such ballistic technology. Such activity, including using space launch vehicles, could pave 
the way for the development of long-range or intercontinental ballistic missiles. All these actions constitute an 
important and increasing source of regional instability and risk further escalating already existing high tensions. 
The EU urges Iran to fully abide by UNSCR 2231 (2015).

The European Union urges Iran to cease these destabilising activities in the form of political, military or financial 
support, including to non-state actors, in countries such as Syria, Iraq, Yemen and Lebanon. It calls upon Iran to 
respect the sovereignty and territorial integrity of its neighbours and to fully abide by all relevant United Nations 
Security Council Resolutions (UNSCRs), including UNSCR 661, 1483, 1540, 1546, 1701, 2216 and 2231.

The European Union urges Iran to stop all actions or attempts that disrupt or threaten the safety and freedom of 
navigation in and around maritime routes in the wider Gulf region and respect applicable international law 
including the United Nations Convention on the Law of the Sea (UNCLOS).

The European Union calls upon Iran to abide by its international obligations. Against the background of the grave 
actions by Iran on a wide range of issues as expressed above, the European Union reaffirms its commitment to a 
comprehensive policy approach considering all options at its disposal: critical where necessary, and ready to 
engage, on the basis of mutual respect, where interests align.
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2.2. BIOLOGICAL AND TOXIN WEAPONS

2.2.1. Council Conclusions on the Ninth Review Conference of the Biological and Toxin Weapons Convention 
(21/03/2022)

The Council welcomes the upcoming Ninth Review Conference of the Biological and Toxin Weapons Convention 
(BTWC). In line with the EU Strategy against Proliferation of Weapons of Mass Destruction of 2003, the Council 
reaffirms its unequivocal support for the BTWC as the legally binding global norm against biological weapons 
and cornerstone of international efforts to prevent biological agents or toxins from ever being developed, 
produced, stockpiled or otherwise acquired and used as weapons.

The Council is firmly committed to a multilateral and treaty-based approach that maintains and reinforces 
international peace and security. The BTWC is one of the major pillars of the global disarmament and non- 
proliferation architecture.

The Council recognises that the BTWC was the first Convention in 1975 to ban an entire category of weapons of 
mass destruction, and reaffirms the importance of universalisation of the Convention. Since the entry into force 
of the Convention, 183 States have become parties to the Convention, which underlines the universal importance 
of the BTWC in addressing global threats. The Council calls on all remaining States that have not yet done so to 
join the Convention and, pending their accession, to adhere to its terms.

The Council recognises the importance of the Protocol for the Prohibition of the Use in War of Asphyxiating, 
Poisonous or Other Gases, and of Bacteriological Methods of Warfare, also known as the 1925 Geneva Protocol, 
that is supplemented by the BTWC. The Council calls for the universalisation of the Geneva Protocol and 
commends the ratifications that have taken place since the adoption of Council Decision on EU position prepared 
in view of the Eighth Review Conference in 2015.

The Council recognises that biological agents and toxins are widely used for peaceful purposes in line with the 
BTWC provisions. At the same time, the risk of natural or accidental spread of dangerous pathogens exists. With 
the COVID-19 pandemic we have witnessed how quickly diseases can cross borders and how dangerous and 
disruptive they can be. This is why it is more urgent than ever to strengthen the BTWC and its implementation.

Taking into account this context and given the substantive work realised by States parties during the current review 
cycle, the Ninth Review Conference represents a unique opportunity not only to strengthen the Convention and its 
implementation, and to improve biosafety and biosecurity globally, but also to advance assistance, cooperation, 
response and preparedness of the States Parties. This Review Conference represents a timely moment to reinforce 
the global norm against biological weapons and to further develop the BTWC to prevent misuse of biological 
agents and toxins as well as of developments in science and technology while promoting their peaceful use.

The Council regrets the inevitable postponement of the Ninth Review Conference due to the global COVID-19 
pandemic and stresses the major role of Review Conferences to the implementation, upholding and strengthening 
of the BTWC.

The Council supports the adoption by the Review Conference of forward-looking decisions and recommendations. 
These will provide a clear roadmap for the next review cycle, including a robust intersessional programme. The 
Council’s priorities are:

(a) building and sustaining confidence in compliance;

(b) establishing a Science and Technology review;

(c) supporting full national implementation;

(d) operationalising Article V consultative procedures for solving any problems which may arise in relation to the 
objective, or in the application, of the BWC;

(e) operationalising of Article VII on assistance to States that have been exposed to danger as a result of a violation 
of the Convention;

(f) supporting the implementation of Article X on cooperation and assistance related to the exchange of 
equipment, materials and information for peaceful purposes;
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(g) promoting universal adherence to the Convention;

(h) strengthening the BTWC Implementation Support Unit (ISU) and its role.

The Council welcomes the engagement by EU Member States to mobilise political will and promote 
implementation of the obligations and objectives of the BTWC through various initiatives during the current 
review cycle. The Council supports the development of practical initiatives such as the following:

(a) scientific advisory mechanism;

(b) set of voluntary guiding principles for scientists (Code of Conduct);

(c) exchange platform for voluntary transparency exercises under Article IV regarding the requirement to take any 
national measures necessary to prohibit and prevent the development, production, stockpiling, acquisition or 
retention of biological weapons within a State’s territory, under its jurisdiction, or under its control;

(d) operational database and guidelines in the framework of Article VII;

(e) online platform dedicated to biosafety and biosecurity under Article X;

(f) the promotion of biorisk management standards.

The EU will support relevant decisions on these initiatives at the Review Conference.

3. STATEMENTS

3.1. GENERAL STATEMENTS

3.1.1. Statement at the High Level Segment of Conference on Disarmament (Geneva, 1.3/2022)

Madam President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union and its Member States. Let me start my intervention 
with the recent quote of High Representative of the European Union for Foreign Affairs and Security Policy and 
the Vice-President of the European Commission Josep Borrell: ‘At this dark hour, when we see Russia’s 
unprovoked and unjustified invasion of Ukraine and massive disinformation campaigns and information 
manipulation, it is essential to separate lies – invented to justify what cannot be justified – from facts. The facts are 
that Russia, a major nuclear power, has attacked and invaded a peaceful and democratic neighbouring country, 
which posed no threat to, nor provoked it. Moreover, President Putin is threatening reprisals on any other state 
that may come to the rescue of the people of Ukraine. Such use of force and coercion has no place in the 21st 
century. What President Putin is doing is not only a grave violation of international law, it is a violation of the 
basic principles of human co-existence. With his choice to bring war back to Europe, we see the return of the “law 
of the jungle” where might makes right. The target is not only Ukraine, but also the security of Europe and the 
whole international rules-based order, based on the UN system and international law’. The European Union 
condemns in the strongest possible terms the Russian Federation’s unprovoked and unjustified military aggression 
against Ukraine. By its illegal military actions and threats, Russia is grossly violating international law and the 
principles of the UN Charter and undermining European and global security and stability. The European Union 
underlines that this includes the right of Ukraine to choose its own destiny. Russia bears full responsibility for this 
act of aggression and all the destruction and loss of life it will cause. It will be held accountable for its actions.

We also strongly condemn the involvement of Belarus in this aggression against Ukraine and call on it to refrain 
from such action and to abide by its international obligations, including under the NPT. The deletion of the 
reference in Article 18 to Belarus’s non-nuclear status is another worrying change, which adds to unacceptable 
attempts to re-define the European security architecture. Russia’s military attack against Ukraine – an 
independent, sovereign and non-nuclear weapon State – is a flagrant violation of international law and the core 
principles on which the international rules-based order is built. Moreover, Russia has violated its commitment to 
refrain from the threat or use of force against the territorial integrity or sovereignty of Ukraine under the Budapest 
Memorandum of 1994 on security assurances, thus disrespecting unequivocal security assurances a nuclear 
weapon States should honour as part of binding and agreed security arrangements. The loss of credibility of a 
nuclear weapon state on security assurances seriously undermines the NPT regime and the entire disarmament 
and non-proliferation architecture.
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The European Union demands that Russia immediately ceases its military actions, unconditionally withdraws all 
forces and military equipment from the entire territory of Ukraine and fully respects Ukraine’s territorial integrity, 
sovereignty and independence within its internationally recognised borders. The European Union calls on Russia 
and Russia-backed armed formations to respect international humanitarian law and stop their disinformation 
campaign and cyber-attacks.

The EU strongly condemns threats by president Putin of using nuclear force in this war. These threats are 
unacceptable, provocative, dangerous and escalatory. Only last month did the Russian Federation, in the context 
of the P5, reaffirm that a nuclear war cannot be won and must never be fought. In the interest of all humanity, 
Russian Federation must heed its commitments and immediately cease this nuclear brinkmanship. We stand in 
solidarity with the women, men and children whose lives have been affected by this unjustified and unjustifiable 
attack and deplore the tragic loss of life and human suffering. The European Union firmly believes that the use of 
force and coercion to change borders has no place in the 21st century. Tensions and conflict should be resolved 
exclusively through dialogue and diplomacy. The EU will continue cooperating closely with neighbours and 
reiterates its unwavering support for, and commitment to, the sovereignty and territorial integrity of Georgia and 
of the Republic of Moldova. It will continue strong coordination with partners and allies, within the UN, OSCE, 
NATO and the G7.

Madam President,

The integrity of the rules-based international system is key to our collective security. It could be only achieved 
through effective multilateralism and rules-based global governance. The EU will continue to do its utmost to 
protect these principles and values.

The CD remains the world’s single multilateral disarmament negotiating body and its continued relevance is of 
utmost importance for the EU. While the EU and its Member States are ready to launch substantive work on all 
core items, we reiterate that our longstanding priority in the Conference on Disarmament is to immediately 
commence negotiations on a Fissile Material Cut-off Treaty (FMCT), and we support starting such negotiations in 
accordance with the document CD/1299 and the mandate contained therein.

In the meantime, we call on all States possessing nuclear weapons that have not yet done so to declare and uphold 
an immediate moratorium on their production of fissile material for use in nuclear weapons or other nuclear 
explosive devices.

Furthermore, promoting universal adherence to and the entry into force of the Comprehensive Nuclear-Test-Ban 
Treaty CTBT is a top priority for the EU. All EU Member States have ratified the CTBT and are abiding by its 
obligations. We urge all States that have not yet done so, in particular those listed in Annex II, to sign and ratify 
the CTBT without any preconditions or further delay.

Lastly, the EU will particularly focus on promoting a successful outcome of the postponed Review Conference of 
the Nuclear Non-Proliferation Treaty (NPT). The EU’s support for the NPT is unwavering and we are committed to 
uphold and strengthen the NPT, promote its universalisation and enhance the implementation of all its obligations 
and the commitments undertaken during the previous review conferences.

Thank you for your attention.

3.1.2. EU Statement – UN General Assembly 1st Committee: General Statement (New York, 3.10.2022)

Mr. Chair,

I have the honour to speak on behalf of the European Union.

The candidate countries North Macedonia, Montenegro, Albania, and the Republic of Moldova, the country of the 
Stabilisation and Association Process and potential candidate Bosnia and Herzegovina, and the EFTA country 
Iceland, member of the European Economic Area, as well as Andorra, Monaco and San Marino align themselves 
with this statement.
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In 2022 the paradigms of both the global and the European security architecture changed drastically. The Russian 
Federation has invaded the sovereign country of Ukraine. It is using wide a range of conventional weapons, as well 
as cyberattacks, often in a manner that does not comply with International Humanitarian Law, and is using 
dangerous nuclear rhetoric and reckless repeated threats to use nuclear weapons. As the Special Representative of 
the EU Foreign and Security Policy, Joseph Borrell emphasised in his statement from 24 February:

‘These are among the darkest hours for Europe since World War II […]. This is not only the greatest violation of 
international law, it is a violation of the basic principles of human co-existence. It is costing many lives with 
unknown consequences ahead of us’.

The EU reiterates its strongest condemnation of the unprovoked and unjustified war of aggression of the Russian 
Federation against Ukraine. The Russian Federation, permanent member of the UN Security Council, is grossly 
violating international law, including the UN Charter, and it is severely undermining European and global security 
and stability. We strongly condemn the illegal referenda, which are gross violations of Ukrainian sovereignty and 
the UN Charter and, which took place under military coercion. The results of such actions are null and void and 
will not be recognised by the EU and its Member States. We firmly reject and unequivocally condemn the illegal 
annexation by Russia of Ukraine’s Donetsk, Luhansk, Zaporizhzhia and Kherson regions. We call on all states and 
international organisations to unequivocally reject their illegal annexation. We deplore deliberate escalatory steps 
by Russia, including the partial mobilisation of reservists. Moreover, Russia, as a nuclear weapon State, has 
violated the security guarantees of the 1994 Budapest Memorandum, which Ukraine received after renouncing 
the nuclear weapons on its territory in the wake of the USSR collapse and joining the NPT as a non-nuclear 
weapon State. Russia has systemically breached the rules of International Humanitarian Law (IHL), causing 
superfluous injury and unnecessary suffering, especially among the civilian population. Holding Russia 
accountable for its violations of Human Rights and International Humanitarian Law is key in order to fight 
against impunity. We also condemn Belarus for its involvement in the Russian aggression against Ukraine.

The European Union’s reaction to this brutal act of violence was therefore immediate, proportional, strong and 
united, in political, diplomatic, and economic terms. In the face of this affront to humanity, the EU and its 
Member States recall the binding character of the UN Charter in its entirety and stress the universality of the UN’s 
founding principles. The EU reaffirms its conviction that the major challenges of our time cannot be addressed by 
countries acting alone but must be tackled together through effective multilateralism and rules-based international 
cooperation. In achieving this we need to work in partnership with others, including civil society, the private sector 
and other stakeholders.

The Russian war of aggression against Ukraine also heavily impacted the arms control, disarmament, and non- 
proliferation architecture, and hampered both multilateral and bilateral cooperation and work in this field.

The long-awaited 10th Review Conference on the Nuclear Non-proliferation Treaty (NPT), which took place in 
August, was not able to adopt a final outcome document due to Russia blocking consensus. The EU, which was 
strongly engaged in preparations for the Conference as well as throughout the Review Conference, deeply regrets 
that no consensus was achieved. Nevertheless, the legally binding obligations enshrined in the NPT and 
commitments from the past Review Conferences remain valid. We are looking forward to the next review cycle. It 
will offer yet another urgent opportunity to achieve the progress that is needed to strengthen the NPT as the 
cornerstone of the global nuclear non-proliferation regime, the essential foundation for the pursuit of nuclear 
disarmament in accordance with Article VI of the NPT and an important element in the development of nuclear 
energy applications for peaceful purposes in accordance with Article IV of the NPT.

The EU reaffirms its resolute commitment to and continued support for the full and effective implementation of 
the Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA). The EU is increasingly concerned at Iran’s continued actions 
inconsistent with the JCPOA and with severe, and in the case of R&D activities, irreversible proliferation 
implications. Some of these actions do not have any plausible civilian justification. The EU strongly urges Iran to 
return without delay to full JCPOA implementation, including all transparency measures. The EU supports the 
intensive diplomatic efforts within the JCPOA Joint Commission and the contacts of the EU High Representative 
as JCPOA Coordinator with all relevant partners to achieve a return to the JCPOA by the United States and the 
resumption of full implementation of all JCPOA commitments by the United States and Iran. The EU Member 
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States regret that Iran has chosen not to seize the diplomatic opportunity as of yet and call on Iran to accept so that 
the JCPOA would be fully restored. We wish to underscore that the JCPOA negotiation is separate from Iran’s 
legally binding obligations under the NPT, which are essential to the global non-proliferation regime. The EU 
urges Iran to cooperate in full with the IAEA without any further delay or conditionality to resolve all pending 
safeguards issues, in accordance with its legally binding obligations under its NPT Comprehensive Safeguards 
Agreement.

The DPRK’s unlawful launches of ballistic missiles this year threaten international and regional peace and security 
and warrant an appropriate response by the UN Security Council. The DPRK’s declarations that it will continue to 
develop its unlawful nuclear and missile capabilities, that it would be prepared to engage in the first use of nuclear 
weapons and that it will not engage in negotiations aimed at returning to compliance with its obligations under 
UN Security Council resolutions are a matter of grave concern, as are reports of continued activity at the 
Punggye-ri nuclear test site. The EU urges the DPRK to engage in meaningful discussions with all relevant parties 
to build a basis for sustainable peace and security and to take steps aimed at pursuing complete, verifiable, 
irreversible denuclearisation of the Korean Peninsula. The DPRK must abandon its nuclear weapons, any other 
weapons of mass destruction and its ballistic missiles and related programmes in a complete, verifiable, and 
irreversible manner. The EU strongly underlines that the actions taken by the DPRK cannot confer the status of a 
nuclear weapon State in accordance with the NPT or any special status whatsoever. Until the DPRK complies with 
its obligations under UN Security Council Resolutions, the EU will continue to implement strict sanctions and we 
urge all UN Members to fully implement all UNSC sanctions.

Furthermore, promoting universal adherence to and the entry into force of the Comprehensive Nuclear-Test-Ban 
Treaty (CTBT) remains a top priority for the EU. The CTBT has become an effective instrument and we reiterate 
our full confidence in the Treaty’s verification regime, which has demonstrated its ability to provide independent 
and reliable data that will help to deter noncompliance with the Treaty once it enters into force, and to respond to 
threats to international peace and security. All EU Member States have ratified the CTBT and are abiding by its 
obligations. We urge all States, which have not yet done so, to sign and ratify the CTBT, to abide by a moratorium 
on nuclear weapon test explosions or any other nuclear explosion, and to refrain from any action that would defeat 
the object and purpose of the Treaty.

Mr. Chair,

Advancing disarmament, non-proliferation and arms control will be a vital part of the UN’s ‘New Agenda for 
Peace’. The EU will continue to support the multilateral instruments against chemical and biological weapons in 
order to uphold the comprehensive legal prohibitions of these categories of weapons of mass destruction, and to 
ensure there can be no impunity for those who use them. We are firmly committed to contributing to a successful 
outcome of the Ninth Review Conference of the BTWC and the Fifth Review Conference of the CWC. The EU also 
strongly supports the UN Secretary-General’s Mechanism for Investigation of Alleged Use of Chemical and 
Biological Weapons, which is the only independent international instrument for investigating alleged use of 
biological weapons.

The EU is committed to promoting the full application of existing international law in cyberspace and will work 
with international partners to prevent conflict and advance cooperation and international peace and security 
through the normative framework for responsible State behaviour in cyberspace, the implementation of 
confidence building measures, and support for cyber capacity building. Regarding the work ahead of us, the EU 
will prioritise strengthening the existing strategic framework for conflict prevention and stability in cyberspace. In 
particular, the EU will work with Member States and international partners to advance the proposal of a 
forthcoming resolution to establish a Programme of Action to Advance Responsible State Behaviour in 
Cyberspace (Cyber PoA).

ABl. C vom 20.10.2023 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2023/383/oj 48/80

The EU will also continue to support and strengthen conventional arms control instruments as well as the 
multilateral export control regimes. Russia’s violation of existing Confidence and Security Building Measures and 
conventional arms control commitments damaged the European security architecture. We will strive to 
universalise the Anti-Personnel Mine Ban Convention and the full implementation of the Oslo Action Plan. We 
also fully support the humanitarian goal of the Cluster Munition Convention. The EU will further address 
emerging challenges including those related to lethal autonomous weapons systems (LAWS) within the 
framework of the CCW, advocate responsible military use of new technologies, promote responsible space 
behaviours, and support efforts for the prevention of an arms race in outer space. We also call on all UN Member 
States to join the Arms Trade Treaty (ATT) and strongly encourages the full implementation of the Programme of 
Action to Prevent, Combat and Eradicate the Illicit Trade in Small Arms and Light Weapons (SALW) in All Its 
Aspects.

We especially welcome as an important achievement of international community, the conclusion of the Political 
Declaration Process on Strengthening the Protection of Civilians from the Humanitarian Consequences arising 
from the use of Explosive Weapons in Populated Areas (EWIPA), in a process led by Ireland following the launch 
by Austria at an international conference in Vienna in 2019. The Declaration aims at reducing harm and 
strengthening the protection of civilians in armed conflict. This is a positive sign that the international 
community can still work together to achieve a tangible outcome despite the extremely challenging international 
circumstances.

Mr. Chair,

Gender equality and the empowerment of all women and girls are important cross-cutting priorities for the EU. We 
commend the UN Secretary-General for the continued implementation of the entire Women, Peace and Security 
agenda and welcome his efforts to promote gender equality and improve women’s full, active, equal, and 
meaningful participation and agency, including in leadership positions in disarmament, non-proliferation and 
arms control fora.

I thank you, Mr. Chair.

3.2. NUCLEAR ISSUES

3.2.1. EU Statement – 10th Review Conference on the Treaty on the Non-proliferation of Nuclear Weapons: 
General Statement (New York, 1.8.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union. The candidate countries North Macedonia, 
Montenegro, Albania, Ukraine and the Republic of Moldova, the country of the Stabilisation and Association 
Process and potential candidate Bosnia and Herzegovina, as well as Georgia, Monaco and San Marino align 
themselves with this statement.

Please accept my congratulations on the assumption of your duties as the President of the 10th NPT Review 
Conference. Your diplomatic skills, dedicated efforts and numerous consultations supported by the NPT Review 
Conference Bureau members as well as UNODA, have finally allowed the Review Conference to convene, despite 
the difficult and unexpected circumstances of the COVID-19 pandemic. You can count on our full support.

The EU has contributed actively to this NPT review cycle through thematic and regional seminars, a number of 
working papers as well as side events. We have made proposals for concrete, future-oriented actions and EU 
Member States have reported on their respective measures and initiatives in their national implementation reports.

Mr. President,

The EU reiterates its strongest condemnation of the unprovoked and unjustified aggression of the Russian 
Federation against Ukraine. The Russian Federation’s invasion of a sovereign country is a gross violation of 
international law, including the UN Charter and it severely undermines European and global security and stability. 
We also condemn Belarus for its involvement in the Russian aggression against Ukraine.
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The EU resolutely supports Ukraine’s inherent right of self-defence and the Ukrainian armed forces’ efforts to 
defend Ukraine’s territorial integrity and population in accordance with Article 51 of the UN Charter. The EU 
demands that Russia immediately cease its military actions, withdraw all its troops from the entire territory of 
Ukraine and fully respect Ukraine’s territorial integrity, sovereignty and independence within its internationally 
recognised borders. The international community will hold Russia accountable for its atrocities. The EU remains 
strongly committed to the fight against impunity.

Mr. President,

The Russian aggression against Ukraine and President Putin’s threats of nuclear use seriously undermines and has a 
significant negative impact on the nuclear non-proliferation and disarmament architecture. The blatant violation 
by Russia of the Budapest Memorandum, reckless threats of using nuclear weapons, as well as other irresponsible 
acts against nuclear safety and security in Ukraine, in particular the ongoing occupation of the Zaporizhzhia 
nuclear power plant, are detrimental to the NPT.

Therefore, it’s of utmost importance for all States Parties to the NPT, as well as the EU, to reiterate the unequivocal 
support for the NPT as the cornerstone of the global nuclear non-proliferation regime, the essential foundation for 
the pursuit of nuclear disarmament in accordance with Article VI of the NPT and an important element in the 
development of nuclear energy for peaceful purposes. We are firmly convinced that a multilateral and treaty-based 
approach provides the best way to maintain and reinforce international peace and security.

The EU reaffirms the importance of universalising the NPT and calls on all States that have not yet done so to join 
the Treaty as non-nuclear weapon States and, pending their accession, to adhere to its terms. The EU recognises the 
NPT’s historic achievements in limiting the proliferation of nuclear weapons, in facilitating cooperation on nuclear 
energy for peaceful purposes and in significantly reducing nuclear weapon stockpiles in previous decades. The NPT 
has an enduring value and its full implementation is needed now more than ever.

The EU strongly supports all three pillars of the NPT and will continue to promote comprehensive, balanced and 
substantive full implementation of the 2010 Review Conference Action Plan. We stress the need to implement all 
obligations under the NPT, and commitments during previous Review Conferences, including the need for 
concrete progress towards the full implementation of Article VI, with the ultimate goal of total elimination of 
nuclear weapons. We are resolved to seek a safer and more secure world for all in accordance with the goals of the 
Treaty in a way that promotes international stability, peace and security. Ensuring the implementation of the 64 
actions in the 2010 Action Plan is a collective responsibility shared by all States Parties to the NPT without 
exception.

In the current security environment marked by increasingly high tensions and serious proliferation crises and 
challenges, renewed efforts must be pursued in the area of disarmament, non-proliferation and arms control. The 
EU calls on all States concerned to abstain from any steps that would risk further escalating tensions and 
undermine the significant reductions achieved after the end of the Cold War. A new nuclear arms race must be 
avoided.

Before the Russian aggression against Ukraine, there were some welcomed developments, including the agreement 
reached between the United States and the Russian Federation to extend the New START Treaty for an additional 
five years as well as the relaunch of the bilateral strategic stability dialogue end the restatement of the Reykjavik 
Summit declaration at the June 2021 summit in Geneva. The EU attaches the highest importance to the New 
START Treaty and regards it as a crucial contribution to international and European security. Recalling the 
obligation for all nuclear weapon States arising from Art. VI of the NPT, we underline that the two nuclear 
weapon States with the largest arsenals hold a special responsibility in the area of nuclear disarmament and arms 
control. The EU encourages seeking further reductions of their arsenals under the New START Treaty, including 
strategic and non-strategic, deployed and non-deployed nuclear weapons and further discussions on confidence- 
building, transparency, risk reduction, verification activities, laying the ground for even more robust future arms 
control agreements and reporting. We call on China to actively contribute to these processes.

The EU welcomes discussion between Presidents Biden and Xi on nuclear issues, and encourages them to establish 
a dialogue on strategic stability and arms control.
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The EU notes the very severe consequences associated with nuclear weapons use and emphasises that all States 
share the responsibility to prevent such an occurrence from happening.

The EU considers the Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty (CTBT) to be of crucial importance to nuclear 
disarmament and non-proliferation and its entry into force is a top priority for the Union. We call on all States 
that have not yet done so, in particular those listed in Annex II, to sign and ratify the CTBT without preconditions 
or further delay.

The EU calls for the immediate commencement and early conclusion of negotiations in the Conference on 
Disarmament of a Treaty banning the production of fissile material for use in nuclear weapons or other explosive 
devices (FMCT) and that it can support the start of the negotiations in accordance with the document CD/1299 
and the mandate contained therein.

The EU acknowledges the critical importance of existing nuclear weapon free zones for peace and security and 
remains committed to the implementation of the Resolution on the Middle East adopted at the 1995 NPT Review 
Conference. The EU notes the convening of the UN Conferences in 2019 and 2021 on the establishment of a 
Middle East zone free of nuclear weapons and other weapons of mass destruction and their delivery systems and 
it is encouraged by their outcomes.

The EU recognises the important work of the International Atomic Energy Agency (IAEA). The EU stresses that the 
Comprehensive Safeguards Agreement together with the Additional Protocol constitute the current verification 
standard under the NPT and calls for their universalisation without delay.

The EU is resolved to ensure the highest standards of nuclear safety, security and safeguards, recognizes IAEA's 
central role in this regard and the Union’s significant funding of its activities.

The EU reiterates its resolute commitment to and continued support for the Joint Comprehensive Plan of Action 
(JCPOA). The JCPOA is a key element of the global nuclear non-proliferation architecture, endorsed unanimously 
by the UN Security Council through its resolution 2231 (2015). The EU supports the ongoing intensive 
diplomatic efforts within the JCPOA Joint Commission and the contacts of the EU High Representative as the 
Coordinator of the Joint Commission with all relevant partners.

The EU expresses its serious concern that the Democratic People’s Republic of Korea (DPRK) continues action to 
further develop its illegal nuclear weapons and ballistic missile programmes. The EU calls on the DPRK to take 
concrete steps in dismantling its weapons of mass destruction, ballistic missile and existing nuclear programmes 
in a complete, verifiable and irreversible manner as decided by United Nations Security Council Resolution 2397 
(2017). The EU urges the DPRK to engage in meaningful discussions with all relevant parties to build a basis for 
sustainable peace and security and to take steps aimed at pursuing complete, verifiable, irreversible 
denuclearisation of the Korean Peninsula.

The EU reaffirms its support for the inalienable right of all Parties to the NPT to develop research, production and 
use of nuclear energy for peaceful purposes without discrimination and in conformity with the NPT.

The EU underlines that gender equality and the empowerment of women and girls is a top horizontal priority and 
believes it is important to integrate gender perspectives into discussions across the three pillars of the NPT. The EU 
fully supports and promotes the equal participation of women and men in the field of disarmament, non- 
proliferation and arms control.

Thank you, Mr. President.

3.2.2. Non-Proliferation of Nuclear Weapons Treaty: Statement by the High Representative Josep Borrell on the 
occasion of the closure of the Tenth Review Conference of the Parties (Brussels, 29.8.2022)

The European Union deeply regrets that, in spite of all tireless efforts, no substantial outcome of the Tenth Review 
Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons (NPT) was reached due to 
Russia’s unwillingness to join the consensus.
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In the current severe security environment, a meaningful outcome strengthening existing norms, and through 
those, the rules-based international order, would have been needed more than ever.

The EU regards the NPT as the cornerstone of the global nuclear non-proliferation regime, the essential foundation 
for the pursuit of nuclear disarmament and an important element in the development of nuclear energy 
applications for peaceful purposes.

We recognise its enduring value and historic achievements in limiting the proliferation of nuclear weapons, in 
facilitating cooperation on nuclear energy for peaceful purposes and in significantly reducing nuclear weapon 
stockpiles in previous decades.

In the current security environment, marked by increasingly high tensions due to Russia’s aggression against 
Ukraine as well as other serious crises and challenges, renewed efforts must be pursued in the area of 
disarmament, non-proliferation and arms control. Therefore, we stress the need to implement all obligations 
under the NPT, and commitments made at the previous Review Conferences, including concrete progress towards 
the ultimate goal of total elimination of nuclear weapons.

We are resolved to seek a safer and more secure world for all in accordance with the goals of the Treaty in a way 
that promotes international stability, peace and security.

3.2.3. EU Statement – 66th session of the General Conference (Vienna, 26.9.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union. The following countries align themselves with this 
statement: North Macedonia, Montenegro, Albania, Ukraine, the Republic of Moldova, Bosnia and Herzegovina, 
Georgia, Iceland and San Marino.

Let me congratulate you, Mr. President, on your election and thank the IAEA Director General and the Secretariat 
for their excellent work over the past year.

The European Union attaches great importance to the IAEA’s technical, independent and impartial work across its 
mandate.

We are meeting in unprecedented circumstances. The European Union condemns, in the strongest possible terms, 
the Russian Federation’s unprovoked and unjustified aggression against Ukraine which is a gross violation of 
international law, notably the UN Charter, and severely undermines European and global security and stability.

Russia’s actions pose serious and direct threats to nuclear safety and security and the Agency’s safeguards 
verification activities in Ukraine, as highlighted in the Board resolutions adopted in March and September. We are 
deeply concerned that each of the seven indispensable pillars outlined by the IAEA Director General, has been 
compromised as a result of the Russian aggression. As stated by the Director General, a nuclear accident must not 
be added to the tragedy of this war.

The EU strongly supports the Agency’s work to assist Ukraine, notably the IAEA Support and Assistance Mission 
to Zaporizhzhia (ISAMZ) and the Agency’s continued presence at the facility. We also support the Director 
General’s proposal to establish a nuclear safety and security protection zone around the Zaporizhzhia Nuclear 
Power Plant (ZNPP), the modalities of which would still need to be agreed. We emphasise there is only one 
sustainable solution: The Russian Federation must stop its illegal war of aggression against Ukraine, 
unconditionally withdraw all its armed forces and military equipment from the entire territory of Ukraine, notably 
from the ZNPP, and fully respect Ukraine’s territorial integrity, sovereignty and independence within its 
internationally recognised borders.

The EU reaffirms its resolute commitment to and continued support for the full and effective implementation of 
the Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA). The EU is increasingly concerned at Iran’s continued actions 
inconsistent with the JCPOA and with severe, and in the case of R&D activities, irreversible proliferation 
implications. Some of these actions do not have any plausible civilian justification. The EU strongly urges Iran to 
return without delay to full JCPOA implementation, including all transparency measures. The EU supports the 
intensive diplomatic efforts within the JCPOA Joint Commission and the contacts of the EU High Representative 
as JCPOA Coordinator with all relevant partners to achieve a return to the JCPOA by the United States and the 
resumption of full implementation of all JCPOA commitments by the United States and Iran. The EU Member 
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States regret that Iran has chosen not to seize the diplomatic opportunity and call on Iran to accept it so that the 
JCPOA would be fully restored. We wish to underscore that the JCPOA negotiation is separate from Iran’s legally 
binding obligations under the NPT, which are essential to the global non-proliferation regime. The EU urges Iran 
to cooperate in full with the IAEA without any further delay or conditionality to resolve all pending safeguards 
issues, in accordance with its legally binding obligations under its NPT Comprehensive Safeguards Agreement.

The EU condemns the DPRK’s continued engagement in nuclear and ballistic missile activities which are a matter of 
grave concern. It is highly regrettable that the DPRK has not taken concrete, verified action towards 
denuclearisation of the Korean Peninsula. We urge the DPRK to comply with its obligations under multiple UN 
Security Council Resolutions, to refrain from nuclear tests and ballistic missile launches, and to engage in a 
meaningful dialogue with all relevant parties to build a basis for sustainable peace and security. We also urge the 
DPRK to return to negotiations and take immediate and concrete steps towards abandoning all nuclear weapons, 
ballistic missiles and related programmes in a complete, verifiable and irreversible manner.

Mr. President,

The EU regrets that the 10th Review Conference of the Nuclear Non-Proliferation Treaty (NPT) could not achieve 
consensus on a final outcome document because of the Russian Federation blocking consensus. We will spare no 
efforts to continue promoting the full and effective implementation of the NPT as well as its universalisation, and 
will build upon the substantial discussions held tirelessly over the course of the 10th Review Conference to 
prepare for the new review cycle. The NPT remains the cornerstone of the global nuclear non-proliferation 
regime, the essential foundation for the pursuit of nuclear disarmament in accordance with Article VI of the NPT 
and an important element in the development of nuclear energy applications for peaceful purposes in accordance 
with Article IV of the NPT. Its legally binding obligations and past commitments remain valid. The EU reaffirms its 
full support for the establishment of a zone free of nuclear and all other weapons of mass destruction and their 
delivery systems in the Middle East, as agreed at the 1995 NPT Review Conference. The EU also affirms its full 
support for the decision to establish a working group to strengthen the review cycle.

The EU supports the strengthening of the IAEA safeguards system and remains of the view that Comprehensive 
Safeguards Agreements, together with the Additional Protocol, constitute the current verification standard under 
the NPT. We call for their universalisation without delay. The EU also urges all States, which have not yet done so, 
to amend their Small Quantities Protocols or apply the Comprehensive Safeguards Agreement in full, especially 
those States that are already building a nuclear power plant or a research reactor.

The EU and its Member States attach utmost importance to nuclear safety, and its continuous improvement. Over 
the past decades, we have established and further developed an advanced, legally-binding nuclear safety framework 
applicable in all EU Member States. We also provide financial and human resources to help improve nuclear safety 
in countries outside the EU, including through the European Instrument for International Nuclear Safety 
Cooperation (INSC), with a budget of EUR 300 million.

Furthermore, the EU stresses the need to continue strengthening nuclear security worldwide in order to prevent 
nuclear terrorism and facilitate peaceful uses of nuclear technology. We encourage all Member States to promote a 
strong nuclear safety and security culture and continuously implement the highest possible nuclear safety and 
radiation protection standards. We recognise the IAEA’s central role in facilitating international cooperation and 
providing technical assistance to Member States.

We reaffirm our strong political commitment to international nuclear safety and security conventions, support 
their implementation and call upon all States to join them. We stress the need to consider new legally-binding 
international rules specifically prohibiting armed attacks against any nuclear installation devoted to peaceful 
purposes.
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Mr. President,

The EU and its Member States reaffirm their longstanding commitment to and strong support for the IAEA’s 
Technical Cooperation Programme and support the Agency’s work in the peaceful uses of nuclear technology in 
order to reach the Sustainable Development Goals and the Paris Agreement commitments including in the 
context of COP27. We acknowledge that Member States pursue different approaches to ensure energy security at 
affordable cost and that all countries have the sovereign right to decide whether or not to include nuclear power 
as part of their own energy mix to collectively achieve the 2030 climate target and the Paris Agreement 
commitments. The EU acknowledges the role played by nuclear technologies in relation to the global efforts to 
limit climate change and mitigate its negative effects. The EU also welcomes the new ‘Rays of Hope’ initiative and 
the organisation of this year’s Scientific Forum on this topic.

We welcome the strong commitment to gender equality and encourage the Secretariat to continue its efforts to 
achieve gender parity and mainstream gender in its programmes and projects. The EU is proud to be the largest 
donor to the IAEA’s Marie Sklodowska-Curie Fellowship Programme.

We remain among the IAEA’s largest donors and expect efficient and effective programme delivery. Given the 
importance of the IAEA’s work, we hope the Member States will do their utmost to ensure sustainable funding for 
the IAEA’s key activities.

Thank you, Mr. President.

3.2.4. EU General Statement on the safety, security, and safeguards implications of the situation in Ukraine – 
66th session of the General Conference (Vienna, 29.9.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union. The following countries align themselves with this 
statement: North Macedonia, Montenegro, Albania, the Republic of Moldova, Bosnia and Herzegovina, Georgia, 
Iceland, Liechtenstein, Norway and San Marino.

The European Union condemns, in the strongest possible terms, the Russian Federation’s unprovoked and 
unjustified aggression against Ukraine. It is a gross violation of international law, notably the UN Charter, and 
threatens peace and security in Europe and worldwide. The Russian Federation’s aggression has caused immense 
human suffering to the Ukrainian population, massive destruction of the civilian infrastructure, and has severe 
global consequences for food and energy security. It has significantly increased the risk of a nuclear incident or 
accident, with potentially grave radiological consequences for human health and the environment in Ukraine and 
beyond. We condemn the Russian Federation’s behaviour and nuclear safety and security threats.

Such an unprecedented situation requires a strong response from the IAEA as a multilateral body with a Statute 
based on the UN Charter. We therefore welcome the adoption of the IAEA Board of Governors Resolutions on 
3 March and 15 September 2022 and express our full support for the Joint Statement delivered at this General 
Conference on the safety, security and safeguards implications of the situation in Ukraine.

As documented by the IAEA Director General in his recent reports, each of the seven indispensable pillars on 
nuclear safety and security derived from IAEA safety standards and nuclear security guidance has been 
compromised since the Russian Federation launched its full-scale invasion of Ukraine and illegally seized control 
of the Chornobyl Exclusion Zone and then the Zaporizhzhia Nuclear Power Plant. Russia’s actions continue to 
pose serious and direct threats to Ukrainian nuclear facilities and they have impeded the Agency from fully and 
safely conducting safeguards verification activities in Ukraine.

The EU strongly supports the Agency’s work to assist Ukraine, notably the IAEA Support and Assistance Mission 
to Zaporizhzhia (ISAMZ) and the Agency’s continued presence at the facility. We also support the IAEA Director 
General’s proposal to establish a nuclear safety and security protection zone around the Zaporizhzhia Nuclear 
Power Plant (ZNPP), the modalities of which would still need to be agreed.
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We emphasize, once again, that there is only one sustainable solution: The Russian Federation must stop its illegal 
war of aggression against Ukraine, and immediately, completely and unconditionally withdraw all its troops and 
military equipment from the entire territory of Ukraine, notably from the ZNPP, and fully respect Ukraine’s 
territorial integrity, sovereignty and independence within its internationally recognised borders. The ZNPP must 
be returned to full and exclusive control of the Ukrainian authorities and remain connected to the Ukrainian 
electricity grid. We are grateful to the Ukrainian regulator and the operators who continue their work in the most 
critical circumstances.

We will never recognise the results of the illegal sham ‘referenda’, which have no legal validity or effect, and we 
remain unwavering in our support for Ukraine’s independence, sovereignty and territorial integrity within its 
internationally recognised borders.

We stand with Ukraine.

Thank you, Mr. President.

3.2.5. EU Statement at the 59th session of the CTBTO Preparatory Commission (Vienna, 21.11.2022)

Mr. Chairman,

I have the honour to speak on behalf of the European Union and its Member States. The following countries align 
themselves with this statement: North Macedonia, Montenegro, Albania, Ukraine, the Republic of Moldova, Bosnia 
and Herzegovina, Iceland, Norway, Andorra and San Marino.

The European Union reiterates in the strongest possible terms its condemnation of the unprovoked and unjustified 
invasion of Ukraine by the Russian Federation, which constitutes a blatant violation of the UN Charter and 
international law, and demands that Russia immediately cease its military actions, unconditionally withdraw all 
forces and military equipment from the entire territory of Ukraine and fully respect Ukraine’s territorial integrity, 
sovereignty and independence within its internationally recognised borders. We strongly condemn the Russian 
Federation’s attempts to illegally annex Ukrainian regions, which have no legal validity or effect.

We also reiterate our call on Russia to refrain from any action that would endanger the integrity of the 
International Monitoring System (IMS) – including stations in the region – and data availability through the 
verification regime.

Moreover, Russia’s irresponsible actions, as well as the continuing effects of the COVID-19 pandemic, have caused 
significant economic pressures for many States Signatories and correspondingly have repercussions for the 
financial outlook of international organisations.

Mr. Chairman,

We thank the Executive Secretary for his comprehensive reports, and express our support for the 
recommendations contained in the reports of Working Groups A and B, as well as of the Advisory Group. We 
also welcome the return to a full scale Preparatory Commission (PrepCom) session, for the first time since 2019, 
and thank the PTS, its directors and all CTBTO staff for their resilience and efforts in ensuring business continuity 
for both verification and non-verification related activities to the benefit of States Signatories.

The efforts to promote and facilitate signature and ratification of the CTBT remain a top priority for the EU. All EU 
Member States have ratified the Treaty and consistently call upon the remaining eight Annex II States: China, Egypt, 
Iran, Israel and the USA who still need to ratify the Treaty and the DPRK, India and Pakistan who still need to sign 
and ratify it in order to bring it into force, to do so without any preconditions or further delay. In the meantime, it 
is crucial that all States fully observe the moratorium on nuclear weapon test explosions or any other nuclear 
explosion, and refrain from any action contrary to the object and purpose of the Treaty.

We warmly welcome the recent ratifications of the CTBT by Equatorial Guinea and Sao Tome and Principe, and 
fully support the efforts of the Executive Secretary to further promote and facilitate signature and ratification of 
the Treaty.
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The EU looks forward to the upcoming Science and Diplomacy Symposium 2022 which will be another 
opportunity to promote the entry into force of the Treaty, based on innovative approaches. On this occasion, the 
EU is pleased to organise a side-event on 6 December, on promoting gender equality and empowerment of early 
career women in STEM.

Mr. Chairman,

The EU urges the DPRK to cease its unlawful and destabilising actions that undermine regional and international 
peace and security and instead engage in dialogue with relevant partners. The DPRK must comply with its 
obligations under relevant UN Security Council resolutions to refrain from testing nuclear weapons and ballistic 
missiles. Any nuclear test or other reckless action must be met with a swift, united, and robust international 
response.

The DPRK cannot and will never have the status of a nuclear weapon State in accordance with the Nuclear Non- 
Proliferation Treaty (NPT). We urge the DPRK to abandon its nuclear weapons and existing nuclear programmes 
as well as programmes to build delivery systems and other weapons of mass destruction in a complete, verifiable 
and irreversible manner as required by UN Security Council resolutions. We urge the DPRK to return to 
compliance with the NPT and the IAEA Comprehensive Safeguards Agreement including by signing and ratifying 
the Additional Protocol – and signing and ratifying the CTBT. It is critical that sanctions, which target the DPRK’s 
unlawful weapons development, remain in place while its programmes exist. The EU calls on all UN Member 
States to ensure the full implementation of UN Security Council resolutions to prevent the DPRK from procuring 
materials, knowledge and finance that support its illegal weapons programmes. The EU stands ready to support 
any meaningful diplomatic process and is committed to working with all relevant partners to build a basis for 
sustainable peace and security and take steps aimed at pursuing complete, verifiable, irreversible denuclearisation 
of the Korean Peninsula.

Mr. Chairman,

The EU would like to thank the Provisional Technical Secretariat (PTS) for providing the final 2023 Budget update 
proposals, which take into account comments made by States Signatories, and supports the recommendation of 
Working Group A to the Commission to approve them.

The highly sophisticated CTBT verification system, the preservation of its value, continuous sustainment and 
recapitaliSation of the IMS, and the further development of on-site inspection operational capabilities and related 
capacity-building activities require substantial financial input. As noted by the Executive Secretary, the current 
budget allocated to cover the sustainment and recapitaliSation of the IMS is inadequate. A solution needs to be 
found urgently and be agreed for the next 2024–2025 biennium. This will require States Signatories to make 
tough but important choices about budget allocation.

We welcome the commitment made by the Executive Secretary to provide a detailed technology and station 
specific analysis as a basis for a budgetary gap determination and mitigation strategy. We encourage the PTS to 
launch regular discussions with States Signatories on this issue and on the 2024–2025 Programme and Budget 
more broadly, as soon as possible. We also encourage the PTS to continue its important operations, including 
building, certifying, operating and repairing IMS stations.

Moreover, it is crucial for the operation of the verification regime of the Treaty, and for the wider organisation’s 
financial health, that all States demonstrate their political commitment and honour their legal obligation to pay 
their assessed contributions, on time and in full.

The EU, materialising its full commitment to the Treaty and its implementation, has so far contributed 29.5 million 
Euros to support CTBTO monitoring and verification activities. These funds are being used to improve the 
auxiliary seismic station network, to strengthen on-site inspection and noble gas monitoring capabilities, and to 
provide technical assistance to countries in Asia, Africa, Latin America and the Caribbean region, allowing them 
to participate fully in the CTBTO’s verification regime. The EU has already commenced consultations with the PTS 
regarding its next voluntary contribution through EU Council Decision IX.
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We have noted with interest the proposal of a Funding mechanism for the 2025 Integrated Field Exercise (IFE). 
Since the Commission has approved an exercise programme culminating in an IFE, it is clear that adequate 
resources will need to be identified. In this regard, we welcome the related draft decision which includes an opt- 
out possibility with respect to national legal constraints by some States.

Mr. Chairman,

Background studies using mobile monitoring systems have been going on for years to improve the performance of 
the verification regime and ensure the correct detection of events. This activity is part of, and helps carry out the 
mandate of the PTS. We look forward to the swift appointment of a new team of co-facilitators and fully support 
the continuation and finalisation of discussions on this topic.

Regarding the development of guidelines for holding non-scheduled sessions of the Commission, while we 
reiterate our support for the 2019 GRULAC proposal, we thank Ambassador Duarte of Brazil for his efforts and 
for the new version of his proposal, which includes many positive elements. We look forward to advancing 
discussions with a view to finalising this issue.

As for appointments to the Advisory Group, we encourage States to ensure that they nominate experts of high- 
recognised standing and experience in financial matters at the international level. We welcome the nominations of 
Mr Matheus Pires Uller from Brazil and Ms Yue Ping from the People’s Republic of China and can support them.

On the draft decision on possible procedures for the appointment of the Chairperson and Vice-Chairpersons of the 
Advisory Group, we consider that the current draft needs further consideration and revision, and stand ready to 
engage in further consultations as appropriate.

In conclusion Mr. Chairman,

We wish to express our deep appreciation to you and to the Vice-Chairs for ably steering the Commission during 
this year, and reiterate our full support and cooperation for a constructive and successful 59th Session of the 
Commission. The EU stands ready to support your efforts to fill current vacancies in the Commission and its 
subsidiary bodies.

Thank you, Mr. Chairman.

3.2.6. EU Briefing on behalf of the High Representative – UN Security Council: Joint Comprehensive Plan of 
Action (Iran) (New York, 19.12.2022)

Mr. President,

It is an honour to have again the opportunity to address the Council in this session on behalf of the High 
Representative of the European Union for Foreign Affairs and Security Policy, Mr Josep Borrell, in his capacity as 
Coordinator of the Joint Commission of the Joint Comprehensive Plan of Action (the JCPOA).

My first expression of gratitude goes to Secretary-General António Guterres and to the Secretariat for their work 
related to the implementation of Resolution 2231 and in particular the report prepared for today’s discussion. I 
also want to thank Ireland as the Facilitator of Resolution 2231 and the work done to keep members informed of 
the current state of play.

I would like also to underscore the important role of the IAEA as the sole impartial and independent international 
organisation mandated by the Security Council to monitor and verify the implementation of the nuclear non- 
proliferation commitments under the JCPOA.

Last June, we described the intense negotiations efforts to restore the JCPOA undertaken by all JCPOA participants, 
and the United States, since April 2021. Following this process and based on all the key positions of the 
participants in negotiations, the EU High Representative had been able to put forward in early August a 
compromise text that reflects his understanding of the most realistic equilibrium in view of a deal . The text lays 
down the necessary steps for the US to return to the JCPOA and for Iran to resume the full implementation of all 
its JCPOA commitments. However, since then, new developments have added significant new layers of 
complications that makes it increasingly difficult to reach a deal. Nevertheless, the coordinator remains in close 
contact with all JCPOA participants and the Unites States on this issue.
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Mr. President,

Since the discussion on the previous report of the UN Secretariat on the implementation of the UNSCR 2231, the 
IAEA documented thoroughly the alarming further acceleration of Iran’s nuclear programme that gravely departs 
from its JCPOA commitments. IAEA DG’s reports of 10, 22 and 29 November documented the expansion of 
Iran’s nuclear enrichment operations and capacity. This includes more enrichment of uranium at the level of 60 % 
in two facilities and more cascades of advanced centrifuges going to operation while others are being installed.

Let me also recall that Iran’s unilateral decision in June 2022 that all Agency’s JCPOA-related surveillance and 
monitoring equipment be removed from operation has further aggravated existing concerns related to the fact 
that from 23 February 2021 onwards, the IAEA’s verification and monitoring activities have been seriously 
affected as a result of Iran’s decision to stop the implementation of transparency measures as envisaged in the 
JCPOA, including the Additional Protocol.

Furthermore, Iran, which conditioned a deal on the restoration of the JCPOA on the settlement of the ‘outstanding 
safeguards issues’, needs to cooperate fully with the International Atomic Energy Agency.

We continue to recognise that Iran has faced and continues facing very serious negative economic consequences 
following the US’s withdrawal from the JCPOA and the re-imposition of previously lifted US unilateral sanctions 
which we deeply regret. Since our last discussion in June, the US has imposed additional nuclear-related sanctions 
against Iran, including in the area of oil and petrochemicals. The restoration of the JCPOA remains the only way for 
Iran to reap the full benefits of the JCPOA and reach its full economic potential as it will result in a comprehensive 
sanctions’ lifting that will encourage greater cooperation by the entire international community with Iran.

I recall in this context that the EU has lifted all its nuclear-related economic and financial sanctions since the JCPOA 
Implementation Day and this remains the case. But let me also clarify that EU measures relating to the 
unacceptable repression of protests in Iran over the past months and Iran’s military support to Russia are outside 
the JCPOA.

Mr. President,

In addition to the advancement of the nuclear programme of Iran, the European Union is indeed extremely 
worried about Iran’s military support to Russia’s war of aggression in Ukraine including through deliveries of 
drones. The EU will continue to respond to this, as necessary, not least as this also affects the implementation of 
SCR 2231.

On 12 December last, the Council of the European Union recalled that any transfer of certain combat drones and 
missiles to or from Iran without prior permission by the UN Security Council is in violation of Resolution 2231. 
On this occasion, the EU reaffirmed its support to the ongoing work by the UN Secretariat team responsible for 
monitoring the implementation of the Resolution. The EU also recalled that Resolution 2231 calls upon Iran not 
to undertake any activity related to ballistic missiles designed to be capable of delivering nuclear weapons, 
including launches using such ballistic technology.

Mr. President,

The process to conclude a deal and bring the JCPOA back on track has been seriously challenged by the various 
developments over the last few months as described earlier.

However, I shall be straightforward: the High Representative does not see any sustainable alternative. To echo the 
statement made by the UN Secretary-General in his report, let me reaffirm here that diplomacy and restoring the 
JCPOA’s full implementation is still the best option for preventing Iran from developing a nuclear weapon. This is 
also instrumental to the security of the whole region and remains in our fundamental common interest.
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For almost two years, the Agency has been deprived of an essential part of its knowledge of Iran’s activities on the 
entirety of Iran’s nuclear fuel cycle. Let me recall that the Additional Protocol to Iran’s Comprehensive Safeguards 
Agreement, which substantially strengthened legal capacities of the IAEA in terms of verification, is only made 
applicable under a fully implemented JCPOA. Moreover, while the agreement is in the shadow, Iran’s programme 
runs quickly with irreversible proliferation implications in particular in the field of research and development. The 
combination of continued nuclear progress by Iran and decreasing visibility over its programme raises more 
concerns than ever.

The Procurement Channel, another benefit of the JCPOA, continues to be fully operational. It remains a vital 
transparency and confidence-building mechanism. It gives assurances to Member States and the private sector that 
transfers of nuclear and dual-use goods and services are fully in line with Resolution 2231 and the JCPOA.

For all these reasons, on 12 December, the Council of the EU reaffirmed its commitment to, and continued support 
for, the full and effective implementation of a restored JCPOA. It called on all countries to support the 
implementation of Resolution 2231. The EU also underscored that the JCPOA is separate from Iran’s legally 
binding obligations under the Non-proliferation Treaty, which are essential to the global non-proliferation regime.

Drawing on this unambiguous support from the Foreign Ministers from the 27 EU countries, the High 
Representative is determined to continue working with the international community towards a full and effective 
implementation of a restored JCPOA. He joins his voice to that of the UN Secretary-General to encourage all 
parties to intensify diplomatic efforts to this end.

Thank you, Mr. President.

3.3. CHEMICAL WEAPONS

3.3.1. Chemical Weapons Convention: Declaration by the High Representative on behalf of the European Union 
to mark the 25th anniversary (Brussels, 19.4.2022)

On 29 April 2022, we mark the 25th anniversary of the entry into force of the Convention on the Prohibition of 
the Development, Production, Stockpiling and Use of Chemical Weapons and on their Destruction (CWC). With 
193 States Parties, the Convention today enshrines the international norm against the use of chemical weapons.

Since it entered into force, 99 % of the world’s declared chemical weapons stocks have been verifiably destroyed 
under the control of the Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons (OPCW). However, despite the 
tangible progress, the re-emergence of use of chemical weapons is one of the most serious threats to international 
peace and security.

In recent years, the world has witnessed the horrific use of chemical weapons in Syria, causing hundreds of victims, 
including children. In 2020, a toxic nerve agent ‘Novichok’ was used in the assassination attempt on the Russian 
opposition politician Alexei Navalny in the territory of the Russian Federation. Chemical weapons have also been 
used in Malaysia in 2017 to assassinate Kim Jeung-On’s half-brother Kim Jeung-Nam, and in the United Kingdom 
in 2018 in the attempted assassination of Sergei and Yulia Skripal, which resulted in the death of a British citizen.

The European Union reiterates its strong condemnation of the use of chemical weapons by the Syrian Arab 
Republic and its failure to respect its international obligations under the Convention, as substantiated through 
comprehensive and thorough investigations carried out by the United Nations and the OPCW. The European 
Union and its Member States will continue to work at national and international levels in order to address 
chemical weapons attacks and other atrocities committed in the Syrian Arab Republic.

The European Union also reiterates its strong concern that the Russian Federation has still not reacted to 
international calls to fully cooperate with the OPCW to ensure an impartial international investigation on the 
attempt to assassinate the Russian opposition politician, Alexei Navalny. The poisoning of Mr. Navalny in Russia 
by a military chemical nerve agent of the ‘Novichok’ group in August 2020 (a substance developed by Russia), has 
been confirmed, beyond doubt, by specialised laboratories in Germany, France and Sweden, as well as by the 
OPCW. The European Union has condemned the poisoning in the strongest possible terms.
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The use of chemical weapons by anyone, anywhere, at any time and under any circumstances constitutes a 
violation of international law and can amount to the most serious crimes of international concern – war crimes 
and crimes against humanity.

The EU supports collective efforts to ensure accountability for perpetrators of chemical attacks through the 
International Partnership against Impunity for the Use of Chemical Weapons.

Impunity for the use of chemical weapons must not and will not be tolerated. Under its chemical weapons 
sanctions regime, the EU has imposed restrictive measures against multiple Russian and Syrian individuals and 
entities for their involvement in chemical weapons attacks.

The pace of developments in science and technology are both a challenge and an opportunity to foster peaceful 
uses of chemistry. The transformation of the OPCW laboratory into a Centre for Chemistry and Technology (CCT) 
will be key to strengthen the Convention and enhance the Organisation’s capacity to perform its core tasks of 
verification, inspection and capacity building. In this context, the European Union reiterates its full confidence in 
the OPCW Technical Secretariat, its professionalism, impartiality and well-established technical expertise.

On this important anniversary, the European Union and its Member States reaffirm their unwavering support for 
the CWC and for the work of the OPCW. The OPCW’s diligence, professionalism and impartiality while 
addressing the use of chemical weapons offer a vital first step towards accountability and an end to impunity. Any 
use of chemical weapons is an affront to international law on which we all depend for our security and wellbeing.

The candidate countries Turkey, North Macedonia, Montenegro and Albania, the country of the Stabilisation and 
Association Process and potential candidate Bosnia and Herzegovina, and the EFTA countries Iceland, 
Liechtenstein and Norway, members of the European Economic Area, as well as Ukraine, Republic of Moldova 
and Georgia align themselves with this declaration.

3.3.2. Day of Remembrance for all Victims of Chemical Warfare: Statement by High Representative/Vice- 
President Josep Borrell (Brussels, 30.11.2022)

25 years ago, the Chemical Weapons Convention entered into force with one purpose: to put an end and eliminate 
chemical weapons once and for all. Today it is the global norm against chemical weapons.

Since 1997, over 99 % of chemical weapon stockpiles declared have been verifiably destroyed. Yet chemical 
weapons remain one of the most serious threats to international peace and security.

Despite the progress made, we are still witness to the horrific consequences of these heinous weapons. In Syria, 
they have caused hundreds of victims, including children. In August 2020, a military grade nerve agent ‘Novichok’ 
was used in the assassination attempt on the Russian opposition politician Alexei Navalny in the territory of the 
Russian Federation. Chemical weapons have also been used in Malaysia in 2017 to assassinate Kim Jeung-On’s 
half-brother Kim Jeung-Nam, and in the United Kingdom in 2018 in the attempted assassination of Sergei and 
Yulia Skripal, which resulted in the death of a British citizen.

No one should use chemical weapons, anywhere, at any time and under any circumstances.

In view of the continued threat posed by the proliferation and use of chemical weapons, the EU has applied 
restrictive measures against 25 individuals and three entities.

We will continue supporting the Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons in implementing the 
Chemical Weapons Convention, independently and impartially.

On this day of Remembrance for all Victims of Chemical Warfare, we remember those who have died and suffered 
because of the use of chemical weapons. We recall that the use of chemical weapons is a violation of international 
law and can amount to war crimes and crimes against humanity.

Those responsible must and will be held accountable. We will continue to fight against impunity and working 
towards full accountability for those responsible at national and international levels.
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Background

Under its regime of restrictive measures dedicated to fighting the proliferation and use of chemical weapons and 
their precursors, the European Union has imposed restrictive measures on persons and entities in Russia linked to 
the Salisbury attack in 2018 and the poisoning of Mr Navalny in 2020. In Syria, the EU has imposed restrictive 
measures on entities and persons responsible for development and use of chemical weapons, in particular for the 
attacks that took place in August 2013 in Ghouta, March 2017 in Ltamenah and 2018 in Douma. Moreover, the 
European Union continues its active participation in the Partnership Against Impunity for the Use of Chemical 
Weapons.

3.3.3. Statement of the European Union at the 27th Session of the Conference of States Parties to the Chemical 
Weapons Convention (The Hague, 28 November 2022)

Mr. Chairperson,

Mr. Director-General,

Distinguished delegates,

I have the honour of speaking on behalf of the European Union.

The candidate countries Albania, North Macedonia, Republic of Moldova, Montenegro and Ukraine, the potential 
candidate countries Bosnia and Herzegovina and Georgia, and the EFTA (European Free Trade Association) 
countries Iceland, Liechtenstein and Norway, members of the EEA (European Economic Area) align themselves 
with this statement.

Andorra, Monaco and San Marino also associate themselves with this statement.

The European Union (EU) would like to pay tribute to Ambassador Bård Ivar Svendsen of Norway, Chairperson of 
the 26th Conference of States Parties, and Ambassador Ziad Al Atiyah of Saudi Arabia, Chairperson of the 
Executive Council, for their efforts and outstanding performance in fulfilling their duties. We also warmly 
congratulate Ambassador Vusimuzi Madonsela of South Africa for his election as the Chairperson of the 27th 
Conference of States Parties. I would like to assure him of our full support in steering the work of the Conference.

We also take this opportunity to commend the leadership of OPCW Director-General, Ambassador Fernando 
Arias, and reiterate our full confidence in the OPCW Technical Secretariat (TS), its professionalism, impartiality 
and well-established technical expertise in implementing the Chemical Weapons Convention (CWC) and tasks 
assigned by the States Parties. The European Union recalls that on 13 October 2022 the United Nations General 
Assembly First Committee reaffirmed its strong support for the Chemical Weapons Convention and the OPCW in 
the resolution on the implementation of the CWC (A/C.1/77/L.55) prepared annually by Poland.

Mr. Chairperson,

The year of 2022 has completely changed the paradigm of global, as well as European security architecture. 
Russia’s unjustifiable, unprovoked and illegal war of aggression against Ukraine is an attack on our common 
principles and it grossly violates the UN Charter. The EU resolutely condemns the Russian aggression and 
demands that Russia withdraws all its troops and military equipment from the entire territory of Ukraine. 
Moreover, as part of its aggression against Ukraine, Russia has engaged in a campaign of disinformation and state- 
controlled propaganda in spreading unsubstantiated and unfounded allegations against Ukraine and others 
regarding chemical weapons programmes. It is well established that Ukraine is a responsible member of, and in 
full compliance with the Chemical weapons Convention.

The Syrian regime’s failure to respect its international obligations under the Convention is substantiated through 
comprehensive and thorough investigations carried out by all the established mechanisms, notably the Joint UN – 
OPCW Investigation Mechanism (JIM), the Declaration Assessment Team (DAT), the Fact-Finding Mission (FFM) as 
well as the Investigation and Identification team (IIT). We commend the Director-General’s continuous efforts to 
engage with Syria. Unfortunately, there is no progress reported to the Council in any of the open issues. We urge 
Syria to act constructively, as there is no alternative to cooperation, as explicitly required by the UNSCR 2118 and 
the respective decisions by the Conference of States Parties.
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The EU has condemned in the strongest possible terms the poisoning of the Russian opposition politician Alexei 
Navalny in August 2020 with a military grade nerve agent of the ‘Novichok’ group. We continue to urge the 
Russian Federation to provide substantial answers to the questions posed by 45 States Parties in the framework of 
Art. IX and to ensure without further delay the disclosure of the circumstances of the assassination attempt against 
Mr. Navalny.

The European Union remains fully committed to counter the proliferation of chemical weapons and to support the 
fight against impunity for the use of chemical weapons. On 14 November 2022, the EU imposed further restrictive 
measures linked to the poisoning of Mr Navalny and the production of chemical weapons delivery systems in 
Syria. Measures under the EU’s chemical weapons sanctions regime now apply to a total of 25 individuals and 
three entities.

Mr. Chairperson,

The EU supports the Director-General’s proposed revision of the programme and budget for 2023 that enables the 
OPCW to continue its vital work including cooperation and assistance projects. In this context, the EU calls upon 
all States Parties to pay their assessed contributions in full and on time.

The EU has noted with great concern that the Technical Secretariat will face a high turnover in the Inspectorate 
Division in 2023, affecting its operational capacity. This situation underlines the need for amending the OPCW 
Tenure Policy to help maintain key expertise required to ensure the continued implementation of the Convention. 
As an interim measure, a new decision on re-hiring of inspectors is warranted.

The EU strongly believes that gender equality and mainstreaming of gender are and should continue to be an 
integral part of the work of the OPCW and implementation of the CWC. A wide diversity of views is essential for 
decision-making and in helping us tackle the challenges we face with greater effectiveness. We commend the 
Director-General and the Technical Secretariat for the work they have carried out thus far and look forward to 
further progress towards gender equality in the Organisation, including through the enhancement of gender 
mainstreaming in all areas of the Technical Secretariat’s work.

I would like to reiterate the importance of engaging all relevant stakeholders, ranging from chemical industry to 
think tanks, civil society organisations and non-governmental organisations, in the OPCW work, and their 
meaningful and broadest possible participation in the Conference of States Parties, including the Fifth Review 
Conference.

Mr. Chairperson,

The Fifth Review Conference will be an opportunity to consider how to strengthen implementation of the 
Convention as a key instrument of the international non-proliferation and disarmament regime. Achieving a 
common vision on countering the re-emergence of chemical weapons and safeguarding the global non-use norm 
is a shared responsibility of all States Parties. The work programme of the Open-Ended Working Group (OEWG) 
allows all delegations to effectively express their priorities on relevant topics for the future of our Organisation. 
The EU and its Member States actively and constructively contribute to the discussions, and we encourage all 
States Parties to engage in this preparatory process. In this context, I would like to express our gratitude to the 
Chairperson, Ambassador Lauri Kuusing of Estonia, for leading the work in an open and inclusive manner, with 
the goal of building consensus.

I would kindly ask you to consider this statement as an official document of the Twenty-Seventh Session of the 
Conference of the States Parties and post it on the OPCW external server and public website.

Thank you.
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3.4. BIOLOGICAL AND TOXIN WEAPONS

3.4.1. Second Preparatory Committee for the Ninth Review Conference of the Biological and Toxin Weapons 
Convention (Geneva, 11.4.2022)

Mr. Vice-Chair,

I speak on behalf of the European Union. The candidate countries Turkey, the Republic of North Macedonia, 
Montenegro, Serbia and Albania, the country of the Stabilisation and Association Process and potential candidate 
Bosnia and Herzegovina, as well as Ukraine, and Georgia align themselves with this statement.

In the context of Article X, the EU strongly encourages local and regional ownership to ensure long-term 
sustainability of activities, stronger partnerships between donors and beneficiary States, and further coordination 
among donors. Developing national action plans, with the involvement of relevant agencies and stakeholders, and 
enhancing international, regional and sub-regional cooperation will help to achieve effective and sustainable 
outcomes. We support in particular further South-South cooperation for detecting, reporting and responding to 
outbreaks of infectious disease, or biological weapons attacks.

The EU has a long history of providing support to cooperation and assistance relevant for Article X. Currently the 
EU provides, through a number of Council Decisions, nearly EUR 10 million in support of assistance and capacity- 
building projects in third countries, including improving legislative and regulatory basis of biosafety and 
biosecurity, awareness-raising among relevant sectors as well as enhancing infectious disease surveillance, 
detection and control.

At the Ninth Review Conference of the BTWC, the EU will support proposals further strengthening the 
implementation of Article X.

More specifically, the EU will support the proposal made by France, Senegal and Togo to establish an online 
platform dedicated to biosafety and biosecurity under Article X.

The EU will furthermore support initiatives to develop biorisk management standards within the life sciences 
community. Biorisk management standards can play a complementary and supportive role in the implementation 
of the obligations of the BTWC. We therefore encourage States Parties to provide assistance, where appropriate, for 
the implementation of biorisk management standards in life science institutions in accordance with Article X.

3.4.2. EU General Statement at the Ninth Review Conference of the BTWC (Geneva, 28.11.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union.

The candidate countries North Macedonia, Montenegro, Ukraine and Republic of Moldova and the potential 
candidate countries Bosnia and Herzegovina and Georgia, and the EFTA country Norway, member of the 
European Economic Area, align themselves with this declaration.

Let me start by congratulating you, Ambassador Bencini, for your nomination as President of this Review 
Conference and by commending you for your efforts in preparation of this very important meeting. We have full 
confidence in your capacity to guide us through the deliberations as we strive for a successful outcome. You can 
count of the EU’s support in this endeavour.

The EU is firmly committed to a multilateral and treaty-based approach that maintains and reinforces international 
peace and security. The Biological and Toxin Weapons Convention (BTWC) is one of the major pillars of the global 
disarmament and non-proliferation architecture. It embodies the important and legally-binding norm that the 
development, production, stockpiling and usage of biological agents and toxins as weapons is unacceptable.
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The EU recognises that biological agents and toxins are widely used for peaceful purposes in line with the BTWC 
provisions. At the same time, the risk of natural or accidental spread of dangerous pathogens exists. With the 
COVID-19 pandemic we have witnessed how quickly diseases can cross borders and how dangerous and 
disruptive they can be. This is why it is more urgent than ever to strengthen the BTWC and its implementation.

Taking into account this context and given the substantive work realised by States Parties during the current review 
cycle, the Ninth Review Conference represents a unique opportunity not only to strengthen the Convention and its 
implementation, and to improve biosafety and biosecurity globally, but also to advance assistance, cooperation, 
response and preparedness of the States Parties.

As a long-term supporter of the BTWC, the EU is firmly committed to contributing to the success of the Ninth 
Review Conference of the BTWC. Our primary aim is to adopt forward-looking decisions and recommendations, 
which will provide a clear roadmap for the next review cycle, based on a productive intersessional programme.

As part of this strong commitment to a successful Ninth Review Conference, the EU has provided substantial 
support to this end. In particular, I would like to mention the series of EU-sponsored Regional Workshops for 
Europe and the Middle East, the Americas, Asia and Africa that were organised by the ISU in preparation for the 
Review Conference. The goal of these workshops was to increase common understanding of key issues and 
challenges and to facilitate building consensus on the need for, and measures required for, reinforcement of the 
Convention. The report of these Regional Workshops will be presented during a side event on 1 December. I 
would also like to note that the EU is sponsoring 28 delegates from 25 States to participate in this Review 
Conference.

The EU Position on the Ninth Review Conference has been submitted to the Review Conference as a Working 
Paper. It includes a broad range of specific measures supported by the EU with a view to strengthening the BTWC. 
This statement will only emphasise certain priority issues while we remain ready to provide further information on 
EU position on all topics, as appropriate, during the upcoming deliberations.

Mr. President,

The European Union regards verification as a central element of a complete and effective disarmament and non- 
proliferation regime, including within the BTWC. The EU reiterates its readiness to explore the issue of verification 
in greater depth, taking into account the developments in science and technology relevant to the Convention as 
well as the evolution of the threat. In this regard, the EU encourages the Review Conference to take action on 
near-term, concrete measures that would immediately strengthen the BTWC while negotiating further measures 
to strengthen the BTWC and its implementation in the upcoming intersessional period, including on increasing 
transparency and enhancing assurance in compliance. We call on States Parties to approach these issues in a 
constructive and ambitious manner and welcome concrete proposals.

Taking into account the rapid developments in life sciences and in technology relevant to the Convention, the EU 
furthermore supports the Ninth Review Conference in delegating certain decision-making powers to the Meeting 
of States Parties.

The EU also supports the concrete implementation of Article X of the BTWC through the numerous assistance 
programmes the EU and its Member States have undertaken. We consider international cooperation and 
assistance for peaceful purposes in the framework of the BTWC one of the most important aspects of the 
Convention, especially considering the experiences of the COVID-19 pandemic. Further action to enhance 
international cooperation, assistance and exchange in biological sciences and technology for peaceful purposes, 
on promoting capacity building in the fields of disease surveillance, detection, diagnosis, and containment of 
infectious diseases is of utmost importance. We stand ready to explore relevant initiatives aiming at reinforcing 
biosafety and biosecurity.

In addition, the EU supports the promotion of biorisk management standards as a concrete measure to strengthen 
biosafety and biosecurity at the international level.
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Furthermore, the EU supports a Science & Technology Review Process based on more frequent and focused 
assessments of relevant scientific and technological developments, which may have implications for the BTWC. 
Such a Review Process has gathered widespread support since the Eighth Review Conference and its establishment 
is urgent and necessary to keep pace with advancements. The EU specifically supports the establishment of a 
dedicated board of experts and scientists. Such a mechanism could help identify emerging risks of potential 
misuse of technologies and expertise in dual use research and their potential relevance to the goals and objectives 
of the BTWC. The EU also supports the adoption of a voluntary code of conduct for scientists as an element in 
this process, as well as the establishment of a science and technology officer position within the ISU.

The EU also supports the operationalisation of Article VII, regarding assistance to States Parties that have been 
exposed to danger as a result of a violation of the Convention. Building on agreements reached at the Eighth 
Review Conference, which supported ‘the establishment of a database open to all States Parties to facilitate 
assistance under the framework of Article VII’ as well as the establishment of guidelines for seeking assistance 
under Article VII, we particularly support the proposal by France and India to establish such a database.

Another priority of the European Union and its Member States is universal adherence to the Convention. We are 
pleased that since the Eight Review Conference in 2016, six States have joined the Convention: Samoa, Palestine, 
Niue, Central African Republic, Tanzania and Namibia. We furthermore call on all States not party to the 
Convention to adhere thereto without further delay. We encourage them to participate as observers in formal 
BTWC meetings and to implement, on a voluntary basis, its provisions. In line with this priority, the EU has 
carried out, in the run up to this Review Conference, demarches on universal adherence to the BTWC with States 
not party to the Convention.

We welcome the fact that in 2021 a record number of reports on Confidence Building Measures (CBMs) was 
submitted by States Parties. We strongly encourage all States Parties to use EU-funded assistance tools such as the 
CBM guide and the electronic CBM facility to submit their annual CBM reports to the ISU. The EU furthermore 
recalls its long-standing support to further confidence building measures such as peer reviews, voluntary visits 
and other initiatives that contribute to enhance transparency.

At the same time, we also encourage States Parties to participate in peer review initiatives and voluntary visits to 
relevant facilities and other transparency and confidence-building initiatives. It is important to note that these 
initiatives are not designed to be substitutes for a legally-binding verification mechanism, but to strengthen 
national implementation and thereby the BTWC.

The assistance the ISU provides to States Parties for the implementation of their Treaty obligations and to the 
intersessional work programme is invaluable. The EU continues to support the strengthening of the ISU’s role.

Timely and full contributions to the BTWC budget are the essential requirement for the functioning and 
strengthening of the Convention, including for convening regular meetings and sustaining the ISU. Once again, 
we call on all States to fulfil their financial obligations under the Convention and to pay their assessed 
contributions on time and in full. We urge States Parties in arrears to pay their dues without further delay.

Mr President,

Since 2006, the European Union has provided substantial financial support of circa EUR 12 million to BTWC core 
activities. The two Council Decisions that are being implemented by the ISU provide approximately EUR 5 million 
in support of the BTWC. The latest decision was adopted in November 2021 and it provides EUR 2 million 
support notably to activities in Africa in the context of the Global Partnership Signature Initiative strengthening 
Biosecurity in Africa. There will be several side events on projects conducted as part of European Union support 
to the BTWC.

Moreover, the EU is a staunch supporter of the UN Secretary-General’s Mechanism for investigation of alleged use 
of chemical and biological weapons, the UNSGM. Currently we provide EUR 1,4 million in support of UNODA’s 
efforts to further operationalise and strengthen this mechanism, which is the only existing international 
independent mechanism for investigating alleged use of biological weapons.
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In this context, I also wish to also mention the important EU CBRN Centres of Excellence Initiative that aims at 
enhancing the institutional capacity of partner countries to mitigate CBRN risks, whether deliberate, accidental, or 
natural in origin. Under this initiative, more than 90 projects have been funded, with one third of them addressing 
biological security amounting in overall to EUR 85 million. There will be a Side Event today (28 November) 
at 13:00 presenting the EU CBRN Centres of Excellence.

Mr President,

The EU underlines that gender equality and the empowerment of women and girls is an important horizontal 
priority for the Union and emphasises the importance to integrate gender perspectives into discussions in the 
BTWC. Furthermore, as a firm supporter of Action 36 of United Nations Secretary-General’s Agenda for 
Disarmament, which focuses on the ‘Full and Equal Participation of Women in Decision-Making Processes’, the EU 
fully supports and promotes the equal participation of women and men in the field of disarmament, non- 
proliferation and arms control and encourages women’s participation at the BTWC Review Conference.

We also support disarmament and non-proliferation education, to which the EU Non-Proliferation Consortium, 
the European network of independent think tanks, is contributing with various activities. In line with the EU 
Youth Strategy, the EU also encourages the inclusion of youth in the debate relating to the BTWC. To that end, the 
EU recalls that on 21 January 2019 it adopted a Decision that provides funding in support of a project aimed at 
providing capacity-development opportunities for young policymakers, scientists and academics from the Global 
South engaged in fields related to the BTWC. A side event on the presentation of the recommendations of the 
Youth for Biosecurity initiative partners for the Review Conference will take place on 30 November.

Mr President,

We note that Russia has invoked procedures under Article V and Article VI of the Convention. Regrettably, this 
long-awaited Ninth Review Conference of the BTWC takes place at a time when Russia’s unprovoked and 
unjustified war of aggression against Ukraine rages on, and Ukraine’s civilian population and civilian 
infrastructure is being deliberately targeted and destroyed. We condemn in the strongest possible terms Russia’s 
aggression, which grossly violates international law and the UN Charter, and undermines international peace and 
security. As part of its aggression against Ukraine, Russia has been engaged in a campaign of disinformation in 
spreading unsubstantiated and unfounded claims, among other things, regarding alleged development of 
biological weapons in Ukraine.

Articles V and VI are crucial in ensuring confidence in compliance with the BTWC. They should therefore be 
invoked only on a well-founded basis. Efforts to misrepresent or undermine legitimate health related research and 
capacity building, including for strengthened biosafety and biosecurity, only weaken the Convention and 
undermine international cooperation for peaceful purposes under Article X. This includes important efforts to 
prevent, detect and control possible outbreaks of disease, which the European Union strongly supports.

The processes under Article V and VI have been concluded. Any further discussion here on the allegations would 
only prove the lack of good faith towards this Review Conference’s goals. The States Parties should focus on the 
important task ahead of us: to strengthen the BTWC and its implementation, to ensure the Convention remains 
responsive to S&T developments, and to pave the way towards a productive intersessional period.

Mr President,

Allow me to assure you once again that the European Union and its Member States have a strong interest in a 
successful Ninth Review Conference and will spare no effort to this effect.

Thank you.
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3.4.3. 9th Review Conference of the States Parties to the Biological and Toxin Weapons Convention – Closing 
remarks (Geneva, 16.12.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union. The candidate countries North Macedonia, 
Montenegro, Ukraine and Republic of Moldova, the potential candidate countries Bosnia and Herzegovina and 
Georgia, the EFTA country Norway, member of the European Economic Area, as well as Canada align themselves 
with this declaration.

At the outset, we wish to express our appreciation for your leadership, tireless determination, diplomatic skills and 
dedicated efforts throughout the last three weeks. We also commend the significant work of your team, the Chairs 
of the Committee of the Whole and the Drafting Committee, all the facilitators, and the whole Implementation 
Support Unit.

As a long-term supporter of the Biological and Toxin Weapons Convention (BTWC), we have actively contributed 
to the success of the Ninth Review Conference. We have clearly reaffirmed our aspiration to adopt forward-looking 
decisions and recommendations, which would facilitate full and effective implementation of this important 
Convention, which relevance has been underscored by the disruptive pandemic of COVID-19.

We are pleased to see that a future-oriented package, although limited in its ambitions, has been adopted. But at the 
same time we regret that a few countries decided to take hostage the much larger aspirations of a wide membership 
of the BTWC across all three regional groups. The majority of States Parties not only aimed at addressing current 
challenges and significantly strengthening the convention but also at meeting today’s needs through advancing 
assistance, cooperation, response and preparedness of the States Parties.

In particular, we welcome the establishment of a Working Group to strengthen the effectiveness and to improve 
the implementation of the Convention in all its aspects, the decision to develop a mechanism for international 
cooperation and assistance and for the review of scientific and technological developments. This opens a new 
opportunity to move this global norm into the 21st century. This is especially important in view of the current 
security environment marked by mistrust, increasingly high tensions and serious proliferation crises and 
challenges.

We deeply regret that despite the commendable efforts by you, Mr. President, the Chairs of the Committee of the 
Whole, the Drafting Committee, and all the facilitators, in lengthy negotiations over the past three weeks, it has 
not been possible to achieve consensus on a progressive Final Declaration that would advance commitments of 
the States Parties to the purposes of the Preamble and all the provisions of the Convention. We missed the unique 
opportunity to make tangible progress in all aspects of the Convention.

Moreover, we regret that in the Final Document we could not take into account the lessons learned of the 
COVID-19 pandemic.

The EU remains firmly committed to a multilateral and treaty-based approach that maintains and reinforces 
international peace and security. The Biological and Toxin Weapons Convention (BTWC) is one of the major 
pillars of the global disarmament and non-proliferation architecture. It embodies the important legally-binding 
norm that the development, production, stockpiling and usage of biological agents and toxins as weapons is 
prohibited. It is our hope that in a not very distant future there will be another occasion to join forces and work 
together with the whole international community to advance our common objective of strengthening this 
Convention and its implementation.

Thank you, Mr. President.
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3.5. BALLISITIC MISSILES

3.5.1. DPRK: Declaration by the High Representative on behalf of the EU on the intercontinental ballistic 
missile (ICBM) launch (Brussels, 25.3.2022)

The EU strongly condemns the launch by the DPRK of an intercontinental ballistic missile on 24 March. This is a 
violation of multiple United Nations Security Council Resolutions and a serious threat to international and 
regional peace and security. The EU calls on the DPRK to refrain from any further action that could increase 
international or regional tensions. The DPRK must comply with UN Security Council resolutions by abandoning 
all its nuclear weapons, other weapons of mass destruction, ballistic missile programmes and existing nuclear 
programmes, in a complete, verifiable and irreversible manner, and cease immediately all related activities. The 
DPRK cannot have the status of a nuclear weapons state. The EU calls on all UN Members to take action to 
implement in full the UN Security Council sanctions. The EU stands ready to implement and complement if 
necessary any action that could be taken by the UN Security Council in response to this event. The DPRK’s blatant 
violations of international law divert resources from its own people, prevent its economic development and 
undermine the welfare of its people. The EU urges the DPRK to cease destabilising actions, respect international 
law, and resume dialogue with relevant partners. The EU stands ready to support any meaningful diplomatic 
process.

Ahead of the tenth NPT Review Conference, the EU insists that the DPRK returns to compliance with the NPT as a 
non-nuclear weapon State and the IAEA Comprehensive Safeguards Agreement, and brings into force the 
Additional Protocol. At the same time, the EU urges Pyongyang to sign and ratify the Comprehensive Nuclear- 
Test-Ban Treaty.

The candidate countries Turkey, North Macedonia, Montenegro, Serbia and Albania, the country of the 
Stabilisation and Association Process and potential candidate Bosnia and Herzegovina, and the EFTA countries 
Iceland, Liechtenstein and Norway, members of the European Economic Area, as well as Ukraine, The Republic of 
Moldova and Georgia align themselves with this declaration.

3.5.2. EU Statement at the 21st Annual Regular Meeting of the Hague Code of Conduct against Ballistic Missile 
Proliferation (HCoC) (Vienna, 20.5.2022)

Chair,

I have the honour to speak on behalf of the European Union. The following countries align themselves with this 
statement: the Republic of North Macedonia, Montenegro, Albania, Bosnia and Herzegovina, Iceland, Norway, 
Ukraine, the Republic of Moldova, Georgia, Andorra and San Marino.

This year’s Annual Regular Meeting takes place while one Subscribing State is conducting a full scale military 
invasion against another Subscribing State. The European Union condemns in the strongest possible terms this 
unprovoked and unjustified invasion of Ukraine by the armed forces of the Russian Federation. The Russian 
invasion is a blatant violation of the UN Charter. It shows complete and utter disrespect for the territorial 
integrity, independence and sovereignty of Ukraine. Russia bears full responsibility for this act of aggression and 
for all the human suffering, loss of life and destruction it is causing. Russia will be held accountable for its actions.

We demand an immediate and unconditional termination of the Russian military invasion, and a complete 
withdrawal of all Russian forces and military equipment from the entire territory of Ukraine. We remain deeply 
concerned over recorded flights of Russian cruise missiles over Ukrainian territory, including over the South 
Ukraine Nuclear Power Plant (NPP). We call on Russia to immediately cease such reckless actions, which pose a 
serious and direct threat to safety and security, significantly raise the risk of a nuclear accident and endanger the 
civilian population of Ukraine, neighbouring states and the entire international community.

Chair,

The HCoC is the only multilateral instrument aiming at both preventing ballistic missile proliferation and 
increasing transparency for the benefit of the Subscribers. The EU and its Member States reaffirm their strong 
support for the HCoC by actively promoting the universalisation, full implementation and efficient functioning of 
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the Code. We call on all UN Member States that have not yet done so, to subscribe to the Code. This will help build 
confidence, encourage restraint and create more peace and security for all. In this regard, the EU has actively 
engaged in diplomatic outreach to UN Member States that have not yet subscribed to the Code.

Since 2008, the EU has continued to provide significant political and financial support for the Code, a number of 
outreach events and meetings having taken place in cooperation with the Fondation pour la Recherche 
Stratégique and the UN Institute for Disarmament Research (UNIDIR). In the framework of the current EU 
Council Decision, we have accomplished seven expert missions, eleven regional seminars, thirteen outreach 
events and published a number of papers related to the Code.

Chair,

The EU and its Member States remain gravely concerned by the continued proliferation of weapons of mass 
destruction and their delivery systems, in particular the pursuit by several countries of concern of ballistic missile 
programmes in violation of UN Security Council resolutions. We call for the immediate dismantlement of such 
programmes, which are a source of mistrust and contribute to regional instability.

Since the last HCoC Annual Regular Meeting, the Democratic People’s Republic of Korea (DPRK) has launched a 
number of ballistic missiles, including yet another an intercontinental ballistic missile on 24 May 2022. The 
repeated ballistic missile launches by the DPRK represent a grave threat to regional and international peace and 
security and violate multiple UN Security Council Resolutions. We urge the DPRK to abandon its nuclear weapons 
and delivery systems programme in a complete, verifiable and irreversible manner and to fully comply with all its 
international obligations and commitments. In particular, we call on the DPRK to comply with Security Council 
resolutions demanding that it shall not conduct any further launches that use ballistic missile technology, nuclear 
tests, or any other provocation and to cease all activities linked to a ballistic missile programme. Until this 
happens, the EU and its Member States will continue to strictly enforce existing sanctions and call on all other 
States to do the same. Furthermore, the EU and its Member States recall that all UN Member States are obliged to 
implement the restrictions targeting the DPRK’s illegal activities, as imposed by the UN Security Council, and 
should do their utmost to curb proliferation of goods and technology which could contribute to the DPRK's 
nuclear, other weapons of mass destruction or ballistic missile-related programmes, including the transfer of dual- 
used items and their financing.

The EU remains resolutely committed to the Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA). The EU supports the 
intensive diplomatic efforts undertaken within the JCPOA Joint Commission and the contacts of the EU High 
Representative as JCPOA Coordinator with all relevant partners to facilitate a return to the JCPOA by the United 
States and the resumption of full implementation of all JCPOA commitments by the United States and Iran. Full 
and verified implementation of Iran’s nuclear-related commitments will enable the international community to 
receive the necessary assurances. It is high time for Iran to seize the opportunity currently on the table to bring 
negotiations which started in Vienna more than fourteen months ago to a successful conclusion.

The EU urges Iran to refrain from any ballistic missile activities that are inconsistent with UN Security Council 
Resolution 2231, notably its Annex B which calls upon Iran not to undertake any activity related to ballistic 
missiles designed to be capable of delivering nuclear weapons, including launches using such ballistic missile 
technology. Iran’s space programme in particular is enabling it to test technology that is essential to the 
development of ballistic missiles, including future long-range delivery systems, as demonstrated again with Iran’s 
announcement on 8 March of a launch of a military satellite. We urge Iran to cease all these activities and fully 
abide by UNSCR 2231 (2015). The EU continues to fully apply UNSCR 2231 provisions which prohibit the 
export of missile-related items to and from Iran unless authorised by the UN Security Council, and calls upon Iran 
to fully respect all relevant UN Security Council resolutions related to the transfer of missiles and relevant material 
and technology to state and non-state actors. We deplore the missile attack by the IRGC on Erbil on 13 March 
2022 and reiterate our long-standing serious concern about the regional military build-up.
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Since December 2012, the Syrian regime has launched numerous ballistic missiles, ranging from liquid-propellant 
Scud-based missiles but also more accurate and more operational solid-propellant Short Range Ballistic Missiles 
(SRBMs). The Syrian activities related to missile technology, along with strong indications of technical and 
financial support from third countries and resulting proliferation of missile technologies from the Syrian soil to 
non-state actors in the region, constitute a source of concern for the international community.

These developments in countries that are currently not subscribing to the Hague Code of Conduct only further 
highlight the importance of universalisation of the Code, which we will continue to promote though various 
activities funded under the EU Council Decision.

Chair,

This year marks the 20th anniversary of the Code and the EU, the Netherlands and France, with the support of the 
Fondation pour la Recherche Stratégique, organise an outreach event on 1 June, in Vienna, in order to mark this 
important occasion and discuss the further universalisation of the Code. In four sessions, experts and diplomats 
working on the Code with share their views on a number of relevant issues, from negotiating the Code back 
in 2002 to discussing its relevance today.. This event will constitute a key milestone in the run-up to the vote on 
the biannual UNGA resolution in support of the Code, at the end of this year.

Let me conclude by warmly welcoming Nigeria’s Ambassador Umar as the new Chair for 2022 to 2023 and 
expressing our gratitude to Ambassador Ainchil of Argentina for all the work and efforts undertaken during his 
HCoC chairmanship. We also thank Austria for its efficient support to the Code as the Immediate Central Contact 
(ICC) in Vienna.

The EU would also like to assure you of our full support and cooperation for the issuance of a communiqué by this 
Annual Regular Meeting which should help to increase awareness and mobilise further international support for 
the HCoC.

Thank you Chair.

3.5.3. DPRK: Statement by the High Representative on behalf of the EU on the recent launch of multiple 
missiles (Brussels, 5.11.2022)

The EU strongly condemns the significant increase of illegal missile launches by the Democratic People’s Republic 
of Korea (DPRK), including, an intercontinental ballistic missile and the short-range ballistic missile that landed 
south of the Northern Limit Line.

These actions represent a dangerous escalation in the DPRK’s repeated violation of UN Security Council 
resolutions. The unprecedented number of DPRK ballistic missiles launched in 2022 represents an alarming 
illustration of its intention to continue undermining the global non-proliferation regime. This poses a grave threat 
to all nations and undermines international and regional peace and security.

The DPRK’s actions demand a resolute and united response by the international community. The EU calls on all UN 
Member States, especially Members of the UN Security Council, to ensure the full implementation of sanctions to 
prevent the DPRK from procuring materials, knowledge and finance that support its illegal weapons programmes.

The DPRK must immediately comply with UN Security Council resolutions by abandoning all its nuclear weapons, 
other weapons of mass destruction, ballistic missile programmes and existing nuclear programmes, in a complete, 
verifiable and irreversible manner and cease all related activities.

The EU stresses yet again that the illegal actions taken by the DPRK cannot and will never confer upon it the status 
of a nuclear-weapon State in accordance with the NPT or any other special status in this regard. The EU urges the 
DPRK to return immediately to full compliance with the NPT as a non-nuclear weapon state and International 
Atomic Energy Agency (IAEA) safeguards and sign and ratify the Comprehensive Nuclear Test Ban Treaty.
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The EU expresses its full solidarity with Japan and the Republic of Korea and reiterates its call on the DPRK to cease 
its aggressive and destabilising actions, respect international law and resume dialogue with all relevant parties. The 
only route to sustainable peace and security lies in dialogue. The EU reiterates its readiness to support a meaningful 
diplomatic process aimed at building peace and security and pursuing complete, verifiable, and irreversible 
denuclearisation of the Korean Peninsula.

The candidate countries Türkiye, North Macedonia, Montenegro, Serbia, Albania, Ukraine and Republic of 
Moldova, the potential candidate countries Bosnia and Herzegovina and Georgia, the EFTA countries Iceland, 
Liechtenstein and Norway, members of the European Economic Area, align themselves with this declaration.

3.5.4. DPRK/North Korea: Statement by the High Representative on behalf of the EU on the launch of an 
intercontinental ballistic missile (Brussels, 19.11.2022)

The EU strongly condemns the DPRK’s launch of an intercontinental ballistic missile that landed in Japan’s 
Exclusive Economic Zone on 18 November. The EU is deeply concerned by such dangerous, illegal and reckless 
action.

Pyongyang’s continuing efforts to develop ever more menacing means to deliver weapons of mass destruction 
threatens all countries. The EU urges the DPRK to immediately stop destabilising actions that violate United 
Nations Security Council resolutions and raise international and regional tensions.

The EU calls upon the DPRK to comply with its obligations under UN Security Council resolutions. The DPRK 
must abandon all its nuclear weapons, any other weapons of mass destruction, ballistic missile programmes and 
existing nuclear programmes, in a complete, verifiable and irreversible manner, and cease immediately all related 
activities.

The DPRK cannot and will never have the status of a nuclear weapon state under the Nuclear Non-Proliferation 
Treaty. It is critical that the United Nations Security Council responds in an appropriate manner in order to 
address the growing threat the DPRK poses to international peace and security. The EU recalls the duty for all UN 
Members to take action to fully implement sanctions imposed by the UN Security Council.

The EU insists that the DPRK returns to full compliance with the Nuclear Non-Proliferation Treaty as a non-nuclear 
weapon State and the IAEA Comprehensive Safeguards Agreement, and brings into force the Additional Protocol. 
At the same time, the EU urges Pyongyang to sign and ratify the Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty.

The EU expresses its solidarity with Japan and the Republic of Korea and once again urges the DPRK to resume 
meaningful dialogue with all the main parties concerned. The EU stands ready to support any meaningful 
diplomatic process and is committed to working with all relevant partners to build a basis for sustainable peace 
and security and to take steps aimed at pursuing the complete, verifiable and irreversible denuclearisation of the 
Korean peninsula.

3.6. UNSCR 1540

3.6.1. EU Statement – UN 1540 Committee: Comprehensive Review of UNSCR 1540 (New York, 1.6.2022)

Mr Chairman,

I have the honour to speak on behalf of the European Union.

Let me start by congratulating you, Ambassador de la Fuente Ramírez and your team for organising these Open 
Consultations as a part of the Comprehensive Review on the status of Implementation of Resolution 1540. It is 
an essential step towards a meaningful and inclusive review process. I would also like to thank the members of the 
1540 Committee and the Group of Experts for their work on the review.

Mr Chairman,

Security Council Resolution 1540 is a central pillar of the international non-proliferation architecture, a key part 
of the global efforts to prevent the proliferation of Weapons of Mass Destruction, including to terrorists and other 
non-state actors.
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The EU Member states are at the forefront of implementing the provisions of Resolution 150 in national 
legislation. However, the protection against proliferation of materials and know-how only works if it is executed 
and monitored across borders and sectors. That is why we work with partner countries to strengthen their 
capacity to adhere to the provisions of

Resolution 1540 and support the UN agencies in their work to promote understanding and compliance. Let me 
underline that the implementation of Resolution 1540 is not only about non-proliferation; it also encourages and 
strengthens a wide range of other goals: border control, trade and export control, environmental protection and 
public health. The unfolding of Russia’s unjustified war against Ukraine has thrown a light on the broader 
relevance of this regime and exposed the vulnerability of chemical, biological and nuclear facilities and the vital 
importance of ensuring control and monitoring.

We are encouraged to see that the Group of Experts has registered progress in implementing the provisions of 
Resolution 1540 in national legislation. With the voluntary cooperation and sharing of know-how and best 
practices promoted by the Group of Experts, the necessary frameworks and mechanisms to ensure enforcement 
are also established. We are and will remain strong supporters of this work.

Mr Chairman,

The Comprehensive Review provides an important opportunity to take stock of the implementation of UNSCR 
1540 and discuss how the regime can be adjusted: build on what is working and address new challenges.

An essential element of the 1540 regime is the 2011 decision to establish a Group of Experts. The nine group 
members have undertaken important work to monitor implementation and, just as importantly, support and 
assist member states in raising awareness, coordinating assistance, and identifying and sharing best practices. The 
importance of the Group of Experts’ active outreach should be underlined and emphasised in the next mandate.

The development of new technologies to produce and deliver Weapons of Mass Destruction is moving quickly. To 
remain relevant and effective, the next mandate needs to reflect scientific advances in nuclear, chemical and 
biological research and related technological developments.

Also, the provisions to counter proliferation financing have to be strengthened as recommended by the Financial 
Actions Task Force.

Finally, the Women, Peace and Security agenda should also be considered in the new mandate. The Secretary- 
General’s ‘Agenda for Disarmament’ points out that empowering women and ensuring their equal and meaningful 
participation in disarmament and arms control decision-making processes can lead to more inclusive, effective and 
sustainable policy outcomes.

Mr Chairman,

The EU and its Member States will remain strong and active supporters of the full and universal implementation of 
Security Council Resolution 1540. The provisions of the Resolution are implemented through national legislation 
and, as a regional organisation based on tight trade relations, the establishment of EU-wide regional preparedness 
against chemical, biological, radiological and nuclear security risks and security policy, emphasising cross-border 
and cross-sectoral cooperation. The aim is to ensure the legitimate commercial exchange and peaceful use of 
sensitive materials and technologies while keeping them safe from criminal and terrorist actors. Importantly, the 
EU helps others implement the 1540 obligations through bilateral cooperation and assistance partnerships and 
support to the UN and regional organisations.

Firstly, we currently provide a total of over UDE 48 million in support of non-proliferation efforts globally through 
international organisations, most importantly UNODA, OSCE, IAEA, OPCW and OAS. The aim is notably to help 
partner countries develop relevant regulatory frameworks; improve the safety and security of their biological and 
chemical laboratories and to raise awareness of their scientists.
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Secondly, the EU Chemical, Biological, Radiological and Nuclear (CBRN) Centres of Excellence Initiative provides 
significant assistance to mitigate risks from accidental, natural or criminal incidents in partner countries. This 
needs- and demand-driven initiative strengthens all-hazards security governance, both at national and regional 
levels. With a budget of almost USD 180 million in 2021–2028, the CBRN Centres of Excellence support capacity 
building through real-time, large-scale cross-border exercises with 62 countries.

Thirdly, the EU also helps States mitigate CBRN risks through the EU Partner-to-Partner Export Control 
Programme for Dual-Use Goods, which focuses on reducing the risk of proliferation of weapons of mass 
destruction by strengthening international cooperation in the field of dual-use trade controls and strengthening 
national and regional capacity.

Finally, the EU remains a strong supporter of the implementation of the conventions and regimes and initiatives 
related to non-proliferation and disarmament of Weapons of Mass Destruction, most importantly the Biological 
and Toxin Weapons Convention (BTWC), the Chemical Weapons Convention (CWC), the Nuclear Non- 
Proliferation Treaty (NPT), UN Secretary General’s Mechanism for the investigation of alleged use of chemical and 
biological weapons (UNSGM), the Hague Code of Conduct as well as the Global Partnership against the spread of 
weapons of mass destruction.

Mr Chairman,

The EU and its Member States will continue to actively contribute to the universal implementation of Resolution 
1540 through national programmes and our expansive help and assistance to other countries, bilaterally and 
through international and regional organisations. The new mandate should strengthen what works best and adjust 
with a view to new challenges, risks, and vulnerabilities to ensure that the 1540 regime remains a relevant and 
effective instrument.

Thank you.

3.7. CONVENTIONAL WEAPONS

3.7.1. EU Statement on the consideration of the implementation of the Programme of Action – Eighth Biennial 
Meeting of States (New York, 27.7.2022)

Mr. Chair,

I have the honour to speak on behalf of the European Union and its Member States. The candidate countries 
Turkey, North Macedonia, Montenegro and Albania, the EFTA country Norway, member of the European 
Economic Area as well as the Republic of Moldova and Georgia align themselves with this statement.

Allow me first to congratulate you on your appointment as chairperson. The European Union (EU) welcomes the 
transparent and inclusive way you have steered preparations for this meeting.

Mr. Chair,

We convene here today amid Russia’s unjustifiable, unprovoked and illegal war of aggression against Ukraine, 
which has increased global insecurity. Nations from every corner of the world have united at the UN General 
Assembly in calling for peace, demanding that Russia immediately, completely and unconditionally withdraws 
from the territory of Ukraine, within its internationally recognised borders, demanding civilian protection and 
humanitarian access in Ukraine.

Russia, bears full responsibility for the loss of life, the human suffering and all the destruction it causes in Ukraine. 
The EU fully acknowledges Ukraine’s right to self-defence and the Ukrainian armed forces’ efforts to defend 
Ukraine’s territorial integrity and population in accordance with Article 51 of the UN Charter. We commend the 
Ukrainian people’s strength, courage and resistance to withstand Russia’s aggression and we stand with them in 
firm solidarity.
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Mr. Chair,

The diversion, illicit trade and unauthorised use of small arms and light weapons continues to constitute a serious 
impediment for peace, growth, development, and security in the world. Ever since its adoption in 2001, the EU has 
actively promoted the implementation of the UN Programme of Action (UN PoA) to prevent, combat and eradicate 
the illicit trade in SALW in all its aspects. The EU considers that the UN PoA continues to provide an effective 
framework for states valid and effective strategy to consider, commit to, and implement activities to address such 
impediments.

In order to further strengthen its action against the destabilising accumulation and spread of SALW and their 
ammunition, the Council of the European Union on 19 November 2018 adopted the EU strategy against illicit 
firearms, small arms and light weapons and their ammunition ‘Securing arms, protecting citizens’.

With regard to the implementation of the UN PoA, the EU supports the inclusion of the following elements in the 
outcome document of the BMS8.

BMS8 should promote the exchange of information between states on identified diversion in order to expose and 
cut off arms trafficking channels, and in order to improve the capacity for risk assessment in the context of arms 
export control (link with Article 11 of Arms Trade Treaty). The prevention of diversion of small arms to 
unauthorised actors constitutes an undeniable link between the UN PoA and the Arms Trade Treaty, especially 
with the first programmed meeting of the Diversion Information Exchange Forum (DIEF) during CSP8. The EU 
deplores that some states deny this link, thereby remaining blind for the synergies between the UN PoA and the 
ATT. The EU would like to see BMS8 recognise that the Arms Trade Treaty and the Firearms Protocol contribute 
to the implementation of the UN PoA, which is supported by synergies with international instruments with 
similar objectives.

States should underline their commitment to promote national implementation by means of, where appropriate, 
dedicated interagency coordination bodies, national action plans and strategies, national points of contact, 
national legislation, including penal clauses, regulations, administrative procedures and record-keeping. The 
monitoring of the relevant aspects of the SALW life cycle including manufacturing and marking, trade, export 
control, safe and secure stockpiling and disposal is also critical.

States should confirm their commitment to transparency by sharing national points of contact for the UN PoA, 
submitting their biennial reports on the status of the UN PoA and the International Tracing Instrument (ITI) 
implementation, by including SALW in their reports for the UN Register of Conventional Arms, and by 
promoting synergies on that matter with other related international instruments such as the Arms Trade Treaty.

Controlling the export and import of arms is an important tool in the fight against illicit SALW. The risk of SALW 
diversion can significantly be reduced by effective arms export control and risk assessment prior to authorising a 
transfer. The use of authenticated end-user agreements, as supported by the UN PoA, should be promoted.

BMS8 should confirm that, in line with the 2030 Agenda, including SDG Targets 16.1 and 16.4. that are shared 
objectives with the UN PoA, sustainable development cannot be realised without peace and security and that 
peace and security will be at risk without sustainable development. Curbing the illicit trade in SALW and 
ammunition is crucial in this regard.

The EU supports BMS8 discussions on increasing the measurability of the impact of cooperation and assistance in 
SALW control. We should promote and support the implementation of standards and best practices for the 
handling and stockpiling of small arms and ammunition, such as the Modular Small-arms-control 
Implementation Compendium (Mosaic) and the International Ammunition Technical Guidelines (IATG). The 
application of new technologies should be considered with a view to improved Physical Security and Stockpile 
Management (PSSM).

SALW-control should be promoted in bilateral and interregional security cooperation, including cross-border 
cooperation and information sharing between law enforcement and customs agencies. Regional and sub-regional 
organisations have an important role in assisting states in their implementation of the UN PoA. BMS8 should 
reiterate the important role played by researchers, civil society and industry in the UN PoA related activities. Civil 
society plays an essential role in increasing accountability and transparency in conventional arms control as well 
as informing and shaping all levels of decision-making.
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In the outcome document, States should underscore the importance of a gender sensitive approach to SALW- 
control, acknowledge the differing impacts of armed violence on women, men, girls and boys, and, with the aim 
of improving their effectiveness, promote a strong role of women in the implementation of the UN PoA and 
gender mainstreaming in SALW control actions. The EU would like to see a reference to UNSCR 1325 of 2000 on 
Women, Peace and Security in the BMS8 outcome document, and in this regard a special reference to UNSCR 2242 
of 2015 that specifically encourages empowering of women with the efforts related to the fight against illicit 
SALW.

BMS8 should address the issue of illicit manufacture through illicit reactivation of deactivated firearms and the 
illicit conversion of blank firearms. They should consider the establishment of an international standard for 
irreversible deactivation and a standard for manufacturing norms for blank firearms, with a view to rendering 
impossible this source of illicit firearms.

The scope of the UN PoA must include preventing, combatting and eradicating the illicit trade in ammunition. In 
this context, we welcome the work of the Open-ended working group (OEWG) on conventional ammunition in 
the context of UNGA Resolution 76/233 of 24 December 2021 and we look forward to building upon the 
outcomes of this body in the implementation of safe and secure management of ammunition over its whole life- 
cycle with a focus on preventing diversion and unintended explosions.

BMS8 should highlight the role of the UN PoA in the fight against terrorism. The EU supports the reference to 
Man-Portable Air-Defence Systems (Manpads) to be included in the outcome document as these weapons pose a 
very specific risk when diverted into unauthorised hands.

The outcome document should also address the growing importance of internet and online transactions, including 
the intangible transfer of technology and design, with regard to the illicit trade in SALW and their parts and 
components.

BMS8 should call for increasing capacities to monitor and enforce arms embargoes, i.a. by supporting the work of 
UN panels that monitor arms embargoes. UN and regional peace support missions should improve exchange of 
information on illicit flows of SALW with UN panel of experts when present in the same region.

Finally, BMS8 should also pay attention to addressing illicit SALW in conflict-affected areas, i.a. by encouraging the 
involvement where appropriate, of UN and regional peace support operations in the collecting, recording, tracing 
and destruction of illicit SALW and their ammunition, and support national capacities to track and trace the 
origins of illicit SALW and ammunition. This should also include taking account of SALW and ammunition in 
post-conflict reconstruction programmes and Demobilisation, Disarmament and Reintegration (DDR) and 
Security Sector Reform (SSR) programmes in particular.

Thank you, Mr. Chair.

3.7.2. EU Statement – On consideration of the implementation of the International Tracing Instrument, 8th 
Biennial Meeting of States on the UN POA to prevent, combat and eradicate the illicit trade in small arms 
and light weapons (New York, 28.6.2022)

Mr. Chair,

I have the honour to speak on behalf of the European Union and its Member States. The candidate countries 
Turkey, North Macedonia, Montenegro and Albania, the EFTA country Norway, member of the European 
Economic Area as well as the Republic of Moldova and Georgia align themselves with this statement.

The EU welcomes today’s opportunity to assess the state of play in the implementation of the International Tracing 
Instrument (ITI). The EU is a convinced supporter of the ITI. We consider it as one of the most important 
achievements of the UN Programme of Action and an essential tool in the fight against diversion, un-authorised 
re-export and the illicit trade in SALW.
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The ITI provides the only global standard on how and where to mark SALW. Through the ITI all States have 
committed themselves to mandatory marking and record-keeping of SALW and to cooperate internationally with 
the tracing of seized and collected illicit SALW. The ITI is therefore a unique and essential component of the 
capacity of states to identify and fight arms trafficking. It is the responsibility of this Biennial Meeting to make 
sure that the ITI can continue to deliver this essential contribution, also in the light of developments in 
manufacture, technology and design of SALW.

In relation to this, the EU is concerned that the ITI does not properly address the developments in manufacture, 
technology and design of SALW like modular and polymer frame weapons. The EU therefore wants BMS8 to 
agree on the establishment of an Open-Ended Technical Expert Group and on its modalities, to ensure the 
effectiveness and applicability of the ITI in the light of developments in SALW manufacturing, technology and 
design.

The absence of a global standard on how and where to mark modular weapons risks gradually undermining the 
capacity to trace these weapons if there is no agreement on what constitutes the essential component which 
should bear the marking. This process should also reflect other implications of developments in SALW 
technology and design, including increased use of polymers, 3D-printed weapons, and developments in marking, 
recordkeeping and tracing.

Given the limited space that is fit for durable marking on SALW with polymer frames, the increased use of polymer 
frames complicates the application of markings that are required or recommended by the ITI, including import 
markings. The EU is therefore of the view that the outcome document should promote import marking, if 
possible, at time of manufacture.

Developments in SALW technology and design do not only pose challenges for the implementation of the ITI. 
They also offer opportunities for more effective marking, recordkeeping and tracing, and hence more secure 
control of SALW in general.

The EU and its Member States have been flagging this issue since BMS4 in 2010, already eleven years ago. The 
issue is real and well documented. All stakeholders, including law enforcement agencies and industry, have flagged 
it since many years. It is our responsibility to start this process at BMS8.

Finally, the EU promotes the tracing of SALW in conflict affected areas. Conflict tracing can contribute to the 
identification and containment of illicit arms flows and trafficking channels into conflict zones and to the 
reduction of violence. UN and regional peace support operations may take up a role in the collection, recording, 
tracing and destruction of illicit SALW and their ammunition, in accordance with their mandates and resources, 
where possible, in cooperation with UN expert groups in charge of monitoring UN arms embargoes. Conflict 
tracing can also be supported through capacity development for local security and law enforcement agencies for 
tracing and investigation, in combination with promotion of the iARMS database of Interpol and other relevant 
databases; and by supporting initiatives such as iTrace by Conflict Armament Research.

States should call for increasing capacities to monitor and enforce arms embargoes, inter alia by supporting the 
work of UN panels that monitor arms embargoes.

Thank you, Mr. Chair

3.7.3. EU Statement – 2022 Meeting of the High Contracting Parties to the Convention on Certain Conventional 
Weapons (Geneva, 16.11.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union.

The candidate countries North Macedonia, Montenegro, Ukraine and the potential candidate country Bosnia and 
Herzegovina and Georgia align themselves with this declaration.

I would like to begin by congratulating Poland on its assumption of the Presidency of the CCW Meeting of High 
Contracting Parties and assure you of the EU’s full support. I would also like to take this opportunity to thank 
France for its skilful chairing of the Review Conference last year.
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The EU recalls that the CCW and its Protocols are an essential and integral part of International Humanitarian Law 
(IHL) and reiterates the commitment of the European Union and its Member States to respect and comply fully 
with IHL, as well as to continue implementing fully the EU Guidelines on the promotion of compliance with IHL. 
The EU emphasises the importance of the universalisation of the Convention and its Protocols, which remains a 
top priority and supports all efforts to this end. We call upon all countries that have not yet done so to join them 
as soon as possible.

The EU underlines that the CCW is a unique international forum gathering diplomatic, legal and military expertise. 
In light of the particular challenges of weapons deemed to be excessively injurious or to have indiscriminate 
effects, this expertise has previously led to the adoption of prohibitions or restrictions on the use of specific 
weapons, such as incendiary weapons, as codified in Protocol III, as well as to prohibitions on the use of specific 
weapons, such as reflected in Protocol IV on blinding laser weapons. The Convention offers, inter alia, a flexible 
way to respond to new developments in weapons technologies and to support the implementation of an essential 
part of IHL, which contributes to preventing and reducing the suffering of both civilians and combatants

In addition, we need to underline the importance of transparency and confidence building in the implementation 
of the CCW and its Protocols and encourage High Contracting Parties to complete detailed reports on a regular 
basis. We are also fully committed to mainstreaming a gender perspective into all disarmament, non-proliferation 
and arms control efforts, including by promoting women’s meaningful participation in the CCW and other 
disarmament fora.

In this context, the EU welcomes the work done over the past years by the Group of Governmental Experts on 
Lethal Autonomous Weapons Systems and acknowledges its substantial contribution and ongoing efforts to find 
common understanding of this complex issue. The EU underlines that the CCW is the relevant international 
forum in this regard, and that we expect it to deliver results, given that the topic of Lethal Autonomous weapons 
systems is an important topic that should be addressed taking into account operational, legal, technological 
aspects and bearing in mind ethical perspectives. The EU emphasises that it is important that the GGE continue its 
efforts, according to its mandate, building on past achievements to allow for progress. We need, therefore, to 
address these issues with urgency as the research and development of new weapons technologies progresses at a 
rapid pace.

The EU remains committed to pursue its efforts in the GGE with a view to ensuring that the outcome reflects the 
necessity of compliance with International Law, in particular International Humanitarian Law, taking into account 
relevant ethical considerations. Human beings must make the decisions with regard to the use of lethal force, exert 
control over weapons systems that they use and remain accountable for decisions over the use of force in order to 
ensure compliance with International Law, in particular International Humanitarian Law across the life cycle of 
these weapon systems. We believe that a two-tier or dual track approach to weapons systems based on emerging 
technologies in the area of LAWS merits further consideration. This approach is based on the prohibition of 
systems that cannot be used in compliance with IHL, and the regulation of other types of systems featuring 
autonomy in order to ensure the compliance with the rules and principles of IHL.

The EU remains deeply concerned about the continued severe global impact of Improvised Explosive Devices 
(IEDs) and their indiscriminate use and effects, in particular in the perpetration of terrorist acts and the use of 
IEDs by non-state actors. In this context, we welcome the updated political Declaration on IEDs adopted last year 
by the High Contracting Parties to CCW Amended Protocol II and remain in full support of the relevant United 
Nations General Assembly Resolutions.

The EU highlights the humanitarian impact and the heavy consequences on social and economic development 
caused by the indiscriminate and disproportionate use of Mines Other Than Anti-Personnel Mines (MOTAPM). 
While acknowledging that MOTAPM are legitimate weapons, Parties are obliged to ensure that they are used in 
accordance with IHL, including by taking all feasible precautions, to protect civilians from the effects of these 
weapons. The EU urges States Parties to further discuss how to ensure compliance with Amended Protocol II, also 
with respect to MOTAPM. MOTAPM should therefore remain on the CCW agenda in order to ensure that High 
Contracting Parties can continue to consider the matter in a constructive and transparent manner.
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The EU remains concerned about the reported use of incendiary weapons against civilians or against targets 
located within a concentration of civilians, their indiscriminate use causing cruel effects and unacceptable 
suffering. We call on all States not yet party to join Protocol III of the Convention, which prohibits in all 
circumstances to make the civilian population as such, individual civilians or civilian objects the object of attack 
by incendiary weapons and we urge all States to fully comply with its provisions. We regret that Protocol III issues 
were removed from the CCW agenda because of the opposition by one High Contracting Party and we request to 
have them back next year. Our work is based on the clear understanding that appropriate time has to be allocated 
to allow a structured debate on the implementation of the Convention and all of its Protocols.

Mr. President,

We face one of the most significant challenges to global peace and security. Russia’s unjustifiable, unprovoked and 
illegal war of aggression is an affront to everything we work for here. We condemn in the strongest possible terms 
Russia’s gross violation of Article 2(4) of the UN Charter and the use of anti-personnel landmines and cluster 
munitions as well as the use of other explosive weapons, such as rockets and artillery shells or improvised 
explosive devices (IEDs) directed against civilians in Ukraine. The EU actively supports the work of the 
International Criminal Court in ensuring accountability for the most serious international crimes.

We recall that the Independent International Commission of Inquiry on Ukraine confirmed in its report of 
18 October to the UN General Assembly (A/77/533) that war crimes, violations of human rights and 
international humanitarian law have been committed in Ukraine since 24 February 2022 by in particular Russian 
armed forces.

We demand the Russian Federation to immediately, completely and unconditionally withdraw all of its military 
forces from the territory of Ukraine within its internationally recognised borders.

I thank you, Mr. President.

3.7.4. EU Statement – Twentieth meeting of the States Parties of the Anti-Personnel Mine Ban Convention 
(Geneva, 21.11.2022)

Mr. President,

I have the honour to speak on behalf of the European Union and its Member States.

The candidate countries North Macedonia and Montenegro and the potential candidate country Bosnia and 
Herzegovina align themselves with this declaration.

At the outset, allow me to congratulate you, Ambassador Alvaro Enrique Ayala Melendez of Colombia, for 
assuming the Presidency of the Twentieth Meeting of the States Parties to the Anti-Personnel Mine Ban 
Convention. I wish to also acknowledge all efforts of your predecessor Ambassador Arango Olmos and her team 
for skilfully steering the preparations for this important meeting.

Over the last 25 years, the Convention on the Prohibition of the Use, Stockpiling, Production and Transfer of Anti- 
Personnel Mines and on their Destruction, has become a success story of multilateral diplomacy with a total of 164 
countries bound by the global norm it established. Since then, considerable progress has been made to stop the 
suffering caused by anti-personnel mines. By virtue of this joint multilateral effort, significantly fewer people have 
been injured or killed because of an anti-personnel mine.

This remarkable result could not have been achieved without the devotion and commitment of the mine ban 
community, in particular the commitment of survivors and civil society, who work globally and in mine affected 
countries, often risking their own lives. The EU is fully committed to ensuring the full, equal and effective 
participation of mine victims in society, based on respect for human rights, gender equality, inclusion and non- 
discrimination.
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With all its Member States being parties to the Convention, the EU is strongly united in upholding the prohibition 
of the use, stockpiling, production and transfer of anti-personnel mines. The EU continues to be fully committed to 
strengthen the ban against anti-personnel mines and to achieve a world free of anti-personnel mines, and free of 
any new victims. Furthermore, it is of utmost importance that we continue our collective efforts in order to meet 
the obligations under the Convention; to achieve the destruction of stockpiled anti-personnel mines, the clearance 
of mine-contaminated land, provide mine risk education assistance to mine victims and sustainable national 
capacities. The MSP represents a key platform to share information on progress made and maintain the 
momentum towards the full implementation of the Oslo Action Plan.

The EU is also committed to mainstreaming a gender perspective into its mine action work and we continue to 
support the work of stakeholders in mine action to integrate gender perspective and take diverse needs and 
experiences of people in affected communities into their humanitarian mine action policies.

While we celebrate this anniversary, this year we are witnessing a significant challenge to this norm. In this respect, 
the EU deplores the alleged use of anti-personnel mines by Myanmar, a terrible assault on collective international 
efforts banning this weapon. Moreover, the EU condemns the continued use in ongoing conflicts, in particular in 
Ukraine.

We condemn Russia’s unjustifiable, unprovoked and illegal war of aggression against Ukraine. This war of 
aggression is not only a blatant violation of international law but also a humanitarian catastrophe for Ukraine and 
its people brought about by the Russian Federation in flagrant disrespect for international humanitarian law and 
human rights law. We condemn in the strongest possible terms Russia’s use of anti-personnel landmines and we 
call for immediate cease of use of this insidious weapon in Ukraine.

We call on Russia to immediately stop its military activities and demand the immediate, complete and 
unconditional withdrawal from the territory of Ukraine, within its internationally recognised borders. The EU also 
calls on all stakeholders to refrain from the production, stockpiling, trade in and transfer of anti-personnel mines 
and strongly condemn their use anywhere, at any time, by any actors, whether States or non-States actors.

In conclusion, we invite all partners to renew efforts to eliminate the violent impact of anti-personnel mines and 
explosive ordnance. The EU remains committed to mine action and will continue to be dedicated to assist in 
achieving our common goals from Colombia to Cambodia and elsewhere to achieve an anti-personnel mine free 
world. Let us step up our efforts to ensure the rigorous implementation of the Ottawa Convention.

In conclusion, we expect from this meeting the reaffirmation that human life, human dignity and human rights are 
at the core of our work. We thank the entire international community and we are pleased to partner with the UN 
entities, the ICRC, GICHD, international and regional organisations and civil society. We extend our special 
appreciation to the Implementation support Unit of the Anti-Personnel Mine Ban Convention for excellently 
implementing the EU’s projects and for their dedication and invaluable work in the implementation of the 
Conventions’ goals.

Thank you, Mr. President.

3.8. EXPORT CONTROL REGIMES

3.8.1. EU Explanation of Vote – UN General Assembly 1st Committee: Promoting international cooperation on 
peaceful uses in the context of international security (New York, 3.11.2022)

Mr. Chairman,

I have the honour to speak on behalf of the Member States of the European Union.

The candidate countries North Macedonia, Montenegro, Albania and the Republic of Moldova, and the EFTA 
countries Iceland, Liechtenstein and Norway, members of the European Economic Area, San Marino and Canada 
align themselves with this statement.
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The EU calls upon States to vote against the Chinese draft resolution L.56 submitted to the First Committee of the 
UN General Assembly, titled ‘Promoting International Cooperation on Peaceful Uses in the context of International 
Security’.

This resolution further builds last year’s Resolution 76/234. And despite the fact that divergent views and serious 
concerns were expressed since the adoption of that resolution, there is no reflection of these concerns in the draft 
text.

This resolution continues to suggest a false dichotomy between peaceful uses of nuclear, chemical and biological 
materials on one hand, and export control regimes and other non-proliferation measures on the other.

We recall that a number of export control regimes and related arrangements have been established to contribute to 
the prevention of the proliferation of weapons of mass destruction (WMD) and their means of delivery. These 
include the Australia Group, Missile Technology Control Regime (MTCR), Nuclear Suppliers Group (NSG), 
Wassenaar Arrangement and Zangger Committee. These multilateral regimes contribute to the enhancement of 
international peace and security by preventing the diversion of sensitive materials, technology and equipment to 
end-users of concern. They further contribute to the implementation of treaty obligations on non-proliferation 
and UN Security Council resolutions. The export control regimes are setting clear guidelines and control lists, 
which give the exporting states necessary assurances to export sensitive products to trusted recipients.

Export control regimes are open to membership based on transparent, objective and non-discriminatory criteria. 
All States can adhere to, and benefit from, the guidelines of the regimes and apply the control lists, as they are 
public documents available on the regimes’ websites. Outreach is also conducted through the regimes to non- 
Participating States in order to inform them about changes in the control lists, address membership issues and 
answer other questions non-Participating States might have. Specific topics, including those with regard to 
peaceful uses, can be raised on these occasions. Individual trade restrictions can always be addressed 
bilaterally and/or through the appropriate multilateral bodies. The EU fully supports this transparency.

The EU is concerned with the unfounded suggestion that export control measures and regimes put ‘undue 
restrictions’ on exports of sensitive items. This assertion is not based on facts. Unfortunately, this negative 
approach to export controls could ultimately undermine international trade as well as scientific and technological 
cooperation, which requires robust and trustworthy export controls.

The draft implies export control authorities of UN Member States do not exercise their task correctly, considering 
that export control decisions fall within the national competence of States, based on their national, regional and 
international obligations. In mentioning ‘undue restrictions’, the draft resolution disregards the content of the 
report of the UN Secretary-General (A/77/96), in which no evidence or facts have been presented to support the 
claim that existing export controls are excessive or undue. The report also highlighted that there are no findings 
in the comprehensive review of UNSC Resolution 1540 that ‘undue restrictions’ through export controls would 
inhibit sustainable development. Furthermore, in contributions to the report no suggestions were submitted for 
concrete initiatives outside the existing frameworks whereas this draft resolution keeps the way open to the 
creation of a new framework on peaceful uses, which would be parallel to the one already existing.

On the contrary, the report contained, in the submissions, various initiatives to strengthen the IAEA, BTWC, and 
CWC frameworks. These initiatives should be addressed in the frameworks of these respective instruments.

The EU fully supports international cooperation on peaceful uses and already actively promotes it, for instance by 
supporting the role of the IAEA or of the OPCW in third countries and financing concrete projects in support of 
peaceful uses. The EU and its Member States are the largest donor of the OPCW Centre for Chemistry and 
Technology that will provide better training facilities for developing countries. The EU and its Member States are 
also among the largest contributors to the IAEA’s Technical Cooperation Programme. Many countries have 
benefited from these EU-funded projects. The EU is providing widespread support to partner countries in setting 
up or enhancing their own export control systems, as required by UNSC Resolution 1540 in order to prevent 
illicit exports of sensitive goods to non-state actors, through the CBRN Centres of Excellence in 64 countries and 
the EU P2P export control outreach programme.
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Given the important contribution of multilateral export control regimes to international peace and security as well 
as facilitating legitimate trade and international cooperation, this framework must not be undermined. 
Unfortunately, we do not see an impartial and balanced approach in this draft, and therefore call upon States to 
vote against the resolution

In addition and on top of what has been said, we would like to recall that the main sponsor is a member of export 
control regimes like the Nuclear Suppliers Group (NSG), which puts the motivation of this initiative into question.
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